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E
in Handbuch zu Staatskritik, Parla-
mentarismus & Regieren – ein lang 
geplantes Projekt liegt nun endlich vor. 
Die Parlamentarismuskritik ist eins der 

Hauptthemen der Bewegungslinken. Seit un-
serer Entstehung haben wir das Thema immer 
wieder in Workshops behandelt. Dabei haben 
wir verschiedene Ideen für die Praxis entwi-
ckelt: Eine Selbstverpflichtung für Abgeord-
nete – gar nicht so einfach. Ein Beschluss für 
den Bundesparteitag zur Zusammensetzung 
des Vorstands – aber wo beginnen? Damit wir 
die Diskussion nun breiter und auch auf Basis 
theoretischer Überlegungen führen können, 
haben wir in diesem Handbuch passende Ar-
tikel zusammengestellt und in drei Kapitel ge-
gliedert: Eins: Parlament. Zwei: Regieren. Drei: 
Theorie. 
Wann stoßen linke Reformen an ihre Grenzen 
und warum? Worin liegen die Gefahren im Re-
gieren von sozialistischen Parteien und wel-
che Rolle spielt Parlamentsarbeit dabei? Von 
Praxisbeispielen bis hin zu theoretischen Ein-
ordnungen sollen die Artikel Grundlagen bie-
ten, sich einführend mit den Themenfeldern zu 
beschäftigen und Diskussionen in den Kreis-
verbänden anzuregen.  
Im ersten Kapitel geht es um die Arbeit im Par-
lament, wie sie verändert, welche Möglichkei-

ten sie bietet, welche Instrumente es gibt, um 
einer Verparlamentarisierung entgegenzuwir-
ken, was Parteien in anderen Ländern erpro-
ben, aber auch was persönliche Erfahrungen 
sind. Im zweiten Kapitel steht die Frage des 
Regierens im Zentrum. Denn wenn einmal die 
linken parlamentarischen Mehrheiten erreicht 
sind, liegt es nahe, Regieren als nächsten 
Schritt zu sehen. In dem Teil geht es darum, 
die Debatte in der LINKEN nachzuzeichnen 
und anhand von konkreten Beispielen das The-
ma zu beleuchten: Unsere Autor*innen den-
ken etwa darüber nach, welche Anforderungen 
eine Regierungsstrategie stellt und was die 
Alternativen wären. Das dritte Kapitel vertieft 
die Debatte zu Parlamentarismus und Regie-
ren anhand theoretischer Beiträge. Hier ste-
hen staatstheoretische Fragen und die Lehren 
aus historischen Erfahrungen im Vordergrund. 
Zum Schluss werden noch Anregungen zum 
Weiterlesen gegeben.  
Für alle Beiträge gilt: Sie geben die persönli-
che Meinung der jeweiligen Autor*innen wie-
der. Manches ist sicherlich streitbar und soll 
Debatten anregen, denn da sind wir uns wie-
derum einig: DIE LINKE braucht das! 
Wir hoffen, das Handbuch hilft euch in der täg-
lichen Arbeit und in der Diskussion mit Genos-
s*innen. ■
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Im ersten Teil des Handbuchs blicken wir auf die Arbeit in Parlamenten. 
Unter Parlamentarismuskritik verstehen wir in diesem Handbuch nie Antipar-
lamentarismus. Dieses Handbuch ist kein Plädoyer, sich aus Parlamenten zu 
verabschieden. Wir denken, das Parlament kann auf vielfältige Weise genutzt 
werden. Die Möglichkeit, Anfragen und Anträge zu stellen, Reden vor einer 
breiteren Öffentlichkeit zu halten, Privilegien etwa als parlamentarische Beob-
achter*innen zu nutzen und natürlich der Zugang zu Ressourcen bieten Mög-
lichkeiten, die für die politische Arbeit sinnvoll sind. Die Arbeit in Parlamenten 
hat jedoch ihre Tücken. Mit unserer Parlamentarismuskritik wollen wir davor 
warnen, im Parlament den alleinigen Hebel zur Veränderung zu sehen und aus 
einer sozialistischen Perspektive den Blick auf die Mechanismen werfen, die im 
bürgerlichen Staat wirken und dafür sorgen, dass Fraktionen ein zu starkes Ge-
wicht in einer Partei erhalten. Dafür betrachten wir im Folgenden das Parlament 
auf verschiedenen Ebenen und aus unterschiedlichen Blickrichtungen. Denn die 
wenigsten von uns werden je in einem sitzen, die meisten von uns werden nicht 
zuletzt in Wahlkämpfen darum werben, der LINKEN viele Sitze zu verschaffen. 
Aber wie können wir es dann gut nutzen? Wir haben Beiträge von Bundes-, Lan-
des- und Kommunalebene, dazwischen Steckbriefe, in denen Abgeordnete ihre 
Erfahrungen teilen. Immer spielt es auch eine Rolle, wohin es gehen soll. Zum 
Abschluss des Kapitels findet ihr daher eine Auflistung verschiedener Instru-
mente. ■ 

Teil 1:
Parlament, 
Parlamentarismus & 
Parlamentskritik
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Wie ist es überhaupt im Parlament? Für eine 
Innenansicht zu den Möglichkeiten, Dynamiken 
und Gefahren des Parlamentarismus sprachen 
wir mit Sabine Leidig. Sie war von 2009 bis 
2021 Bundestagsabgeordnete für DIE LINKE. 
Das Zusammendenken von parlamentarischer 
und außerparlamentarischer Arbeit war ihr da-
bei immer wichtig. 2021 trat sie nicht mehr auf 
Bundesebene an. 

Wie bist du in den Bundestag gekommen? 

Auf mich kam damals Willi von Ooyen zu. Ich 
war Geschäftsführerin im Attac Bundesbüro 
und blickte auf eine 30-jährige außerparlamen-
tarische Erfahrung. Die LINKE war zu der Zeit 
ziemlich randständig, gerade im Westen, und 
die Idee war, mit Leuten aus sozialen Bewe-
gungen von Relevanz die Partei DIE LINKE zu 
stärken. Vier Jahre vorher hatte er mich auch 
schon gefragt. Da war das für mich noch keine 
Option. 2009 war es anders. Durch die Welt-
wirtschaftskrise gab es die Hoffnung, dass 
es eine Renaissance der parlamentarischen 
Politik bzw. der Gestaltung wirtschaftlicher 
Prozesse durch Gesetze und politische Steu-
erung geben könnte. Das war ein »window of 
opportunity«. Zweitens war die LINKE als ein 
neues Parteienprojekt aus meiner Sicht ein in-
teressantes Konstrukt. Und drittens war Attac 
»aus dem Gröbsten raus« und ich konnte mir 
vorstellen, von Bord zu gehen ohne allzu große 
Probleme zu hinterlassen.  
Ich habe mich gut vorbereitet, auch auf die 
Frage, welchen Politikbereich ich übernehmen 
könnte. Es war klar, dass Wirtschaftspolitik, 
was ich mir hätte vorstellen können, mit den 
»Matador*innen« belegt war. Sahra Wagen-
knecht, Axel Troost und Michael Schlecht wa-
ren schon gesetzt. Auf den Verkehrsbereich 
bin ich gestoßen, weil ich bei der Kampagne 
gegen den Börsengang der Bahn von Attac aus 

mitgewirkt habe. Und aus der Erfahrung mit 
der Kooperation mit der zuständigen Abgeord-
neten im Bundestag hatte ich viele Ideen, wie 
man es besser machen könnte. Ich habe dann 
Winnie Wolf gefragt, ob er sich vorstellen kann, 
als wissenschaftlicher Mitarbeiter bei mir ein-
zusteigen. Er hat die fachliche Kompetenz mit-
gebracht, die ich nicht hatte. Mein Zugang war 
von Anfang an, außerparlamentarische Aktivi-
täten mit parlamentarischen Möglichkeiten zu 
unterstützen und umgekehrt; also eine Gegen-
seitigkeit herzustellen.  

Linke Spielräume in 
einem destruktiven Politikgeschäft 

IM GESPRÄCH MIT SABINE LEIDIG
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Wie war es im Bundestag? 

Schon vorher habe ich nicht nur in Kuschelzu-
sammenhängen gearbeitet. Ich war zum Bei-
spiel DGB-Vorsitzende in Karlsruhe. Von 40 
Hauptamtlichen in der Region war ich die Ein-
zige, die nicht in der SPD war, die jüngste und 
eine von zwei Frauen. Das war kein Honigschle-
cken. Und trotz weltanschaulicher Unterschie-
de gab es doch immer auch das Bemühen zu 
gemeinsamen Ergebnissen zu kommen. Aber 
davon erlebte ich im Bundestag gar nichts. Ich 
würde sagen, das ist ein Ergebnis der Fixie-
rung auf Parteien und Parlamentarismus. Das 
ist ein komplett destruktives Politikgeschäft, 
weil es immer darum geht, sich voneinander 
abzugrenzen, statt möglichst gute Lösungen 
zu finden. Ich wäre am liebsten nach einem 
halben Jahr wieder davongelaufen, weil ich es 
wirklich krass fand. Man wird total in Beschlag 
genommen. Auf der einen Seite merkst du, wie 
ätzend diese Sitzungen sind (Verkehrspolitik 
war damals vor zwölf Jahren auch noch män-
nerdominiert, da war ich neben einer von der 
CDU die einzige Frau im Verkehrsausschuss, 
das hat sich geändert) - und auf der anderen 
Seite ist wahnsinnig viel zu tun. Du kannst 
nicht einfach sagen, das ist mir alles egal, ich 
konzentriere mich auf die außerparlamentari-
schen Sachen. Gerade in einer kleinen Frak-
tion musst du auch fachlich und inhaltlich die 
Themen beherrschen, also verstehen, um was 
es geht und eine eigene Position dazu entwi-
ckeln. Das wird auch und zu Recht in der Partei 
erwartet. Die Ressourcen dafür sind insbeson-
dere in der Bundestagsfraktion vergleichswei-
se enorm. Ich habe drei/vier wissenschaftli-
che Mitarbeiter*innen. Mit so einem Team ist 
ein ganz anderes vertieftes Arbeiten möglich, 
als wenn du dich alleine durchschlagen musst.  

Der Kipppunkt für mich war, nachdem ich eine 
gewisse Sattelfestigkeit erworben hatte, dann 
selbstbestimmt Entscheidungen zu treffen, 
was mache ich und was mache ich nicht. Statt 
sich nur treiben zu lassen von dem, was dieser 
parlamentarische Apparat immer wieder neu 
auf die Tagesordnung setzt, ging es darum, 
den Raum linker Verkehrspolitik zu gestalten, 
eigene Projekte zu entwickeln. Vernetzungs-
projekte waren immer mein Schwerpunkt, 
also zu gucken: Wie bringe ich Menschen aus 

Gewerkschaften, aus der Verkehrswendes-
zene und den Umweltverbänden zusammen? 
Wie gelingen da interessante Debatten? Wie 
kann ich Vernetzungstreffen und Foren orga-
nisieren, die sowohl in die Partei hineinwirken 
und die Kompetenzen der Partei stärken und 
zugleich außerparlamentarische Akteure, die 
nicht in unserer Partei sind, so gut verknüp-
fen, dass es für alle Beteiligten interessant 
ist? Wobei ich natürlich gestehen muss, dass 
ich nicht alle Themen gleichermaßen auf dem 
Schirm habe. Eins der spannendsten Foren 
fand ich das zu Amazon in Bad Hersfeld. Da 
war es für alle Beteiligten super bereichernd, 
aus wie vielen verschiedenen Ecken und aus 
wie viel verschiedenen Gründen Kritik an Ama-
zon geübt und Protest organisiert wird, um 
unter den verschiedensten Vorzeichen gegen 
dieses Monster anzugehen. Ich fand das auch 
spannend, weil ich selbst dabei sehr viel ge-
lernt habe.

Du hast beschrieben, wie stark man in 
Beschlag genommen wird. Nicht umsonst 
heißt es oft Ufo Bundestag. Der Anpas-
sungsdruck ist groß. Wie hast du dich da 
gewehrt? 

Also es fällt mir leicht, diesen Habitus nicht 
anzunehmen. Dabei hilft, dass ich schon so 
ein langes politisches und berufliches Leben 
hinter mir habe. Da ist es einfacher, dass der 
eigene Stil und das eigene Selbstbewusstsein 
nicht unter die Räder kommt, wenn man von 
lauter Anzugträgern umgeben ist, die sich 
alle morgens von dicken Limousinen von der 
Wohnung abholen lassen, obwohl Berlin eins 
der besten ÖPNV-Systeme hat. Allerdings bin 
ich dafür sensibler geworden. Im Laufe der 
Jahre habe ich sehr bewusst darauf geachtet, 
diese Unterschiede zu reflektieren. Es ist mir 
stärker bewusst geworden, wie wichtig das 
ist. Es fängt damit an, dass du dich entschei-
dest, bestimmte Einladungen anzunehmen 
und andere nicht. Als Verkehrspolitikerin hät-
te ich jede Woche zweimal zu irgendwelchen 
Empfängen von Autokonzernen, IT-Start-Ups, 
Fluggesellschaften oder Wasserstoff-Firmen 
gehen können. Das habe ich nie gemacht, 
obwohl es da immer superleckeres Essen in 
besonderen Locations gab. Ich habe immer 
an Podiumsdiskussionen teilgenommen, wenn 
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die Zusammenhänge so waren, dass ich dach-
te: Da ist ein interessantes Fachpublikum mit 
Leuten aus den Verbänden, die für uns Partner 
sein könnten - rund um den Bahnverkehr gibt 
es interessante Akteure wie etwa »Allianz pro 
Schiene«. Da lässt man sich auf so ein Spiel-
feld ein, das eigentlich nicht das originär linke 
Spielfeld ist. Und das zweite ist, sich spezielle 
Privilegien vom Hals zu halten. Ich mach es 
mal am Fahrdienst fest. Es ist ungeheuer be-
quem, diesen Luxus in Anspruch zu nehmen 
und es wird ganz schnell selbstverständlich, 
weil es ja alle Abgeordneten so machen. Kürz-
lich wurden durch einen Hackerangriff die 
Zahlen ausgespuckt, wie viele Fahrten dieser 
Fahrdienst jährlich macht. Demnach entfallen 
zwei Fahrten täglich auf jeden MdB (Mitglied 
des Bundestags) und das heißt, dass der Fahr-
dienst nicht nur genutzt wird, wenn es mal 
nötig ist, sondern dass es Routine wird: der 
Herr/die Frau Abgeordnete lässt sich abholen 
und abends wieder heimbringen. Daraus resul-
tiert eine besondere Erfahrungswelt. Man weiß 
dann nicht mehr, wie es sich anfühlt, wenn die 
Radwege nichts taugen, die Rolltreppe kaputt 
ist oder die Busse überfüllt sind. Deshalb fand 
ich es immer wichtig, da eine gewisse Distanz 
zu behalten.  

Und was mich selbst total überrascht hat, 
wie einfacher manche Zugänge durch so eine 
Funktion sind. Als Geschäftsführerin von Attac 
hatte ich schon ein hohes Renommee, mit dem 
es einfacher war, sich mit dem ver.di-Vorsit-
zenden oder NGO-Verantwortlichen zu treffen. 
Mit dem Titel MdB ist das nochmal einen Za-
cken schärfer. Ich konnte zum Beispiel einfach 
mit dem Leiter des Klinikums in Hanau einen 
Termin ausmachen und er hat sich dann zwei 
Stunden Zeit genommen. Darüber muss man 
sich bewusst sein, dass diese Funktion Türen 
öffnet. Oder ich hatte zum Beispiel hier in Kas-
sel mit dem Verkehrswissenschaftler Prof. Dr. 
Carsten Sommer ein ausführliches Treffen, 
obwohl er überhaupt kein Linker ist. Und ich 
nutze, was ich erfahren habe, um unsere Ar-
beit für die Verkehrswende zu qualifizieren. 
Man hat eben Zugang zu solchen besonderen 
Ressourcen. 

Was mir nicht gelungen ist, ist mich neben 
der Arbeit im Bundestag und neben den bun-

desweiten Veranstaltungen, örtlich stärker zu 
verankern. Ich habe wirklich viel zum Thema 
Verkehr und zum sozial-ökologischen Umbau 
gearbeitet und bin durch die ganze Republik 
getourt, weil es lange sehr wenige Genoss*in-
nen gab, die dazu aktiv und kompetent waren. 
In den ersten Jahren war Verkehrspolitik eher 
so ein Außenseiterthema und hat die LINKE 
nicht vom Hocker gerissen. Erst mit dem The-
ma Nulltarif hat sich das ein wenig geändert 
und durch die Klimagerechtigkeitsdebatte ist 
es inzwischen breiter verankert. Jahrelang 
habe ich zu einer Reihe ganz spezieller Aus-
einandersetzungen gearbeitet, wie Stuttgart 
21, den Bahnhof in Hamburg-Altona, einzelne 
Autobahnprojekte, und dann die Themen Null-
tarif und Ausbau des ÖPNV. Ich habe es nicht 
geschafft, mich in eine örtliche Nahverkehrsin-
itiative zu klinken, das habe ich bedauert, weil 
dadurch die Beheimatung fehlt. Das gilt auch 
für den Kreisverband. Am Anfang war ich noch 
in Hanau und sogar im Kreistag Main-Kinzig, 
um die Genoss*innen dort nicht hängen zu las-
sen, aber ich konnte mich nicht richtig gut für 
die Parteientwicklung einsetzen.

Es ist unterschiedlich, wieviel MdBs in 
Sitzungswochen oder überhaupt in Berlin 
sind. Siehst du da einen großen Spielraum? 

Ich finde als Bundestagsabgeordnete hat man 
diese Aufgaben zu machen. Denn wenn sie 
nicht gemacht werden, fällt es auf die ganze 
Fraktion zurück. Wir hatten große Schwierig-
keiten die vier Plätze im Verkehrsausschuss 
zu besetzen und wir waren lange nur zu zweit. 
Da kannst du die anderen Genoss*innen nicht 
einfach hängen lassen. Die CDU mit vielen 
Direktmandaten sitzt mit 20 Leuten im Ver-
kehrsausschuss. Da fällt es kaum auf, ob sie 
immer da sind. Viele hörst du fast nie reden, 
außer mal zu einem kleinen Spezialthema. Und 
weil sie Regierungsfraktion sind, arbeiten sie 
eigentlich nie Anträge oder Anfragen aus. So 
können sie stattdessen im Wahlkreis und bei 
ihren Vereinen sein. Das ist ein Unterschied. 
Mit einem Direktmandat gibt es natürlich auch 
eine hohe Verantwortung für die lokale Prä-
senz. Ich bin auch mal in Betriebe oder Schu-
len usw. gegangen, aber daraus entwickelte 
sich keine lokale Arbeit. 
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Du hast beschrieben, dass du deine Auf-
gabe darin siehst, Themen zu setzen und 
Verbindungspunkte herzustellen. Welche 
Möglichkeiten siehst du sonst in der parla-
mentarischen Arbeit? Oder gab es für dich 
ein Leitbild? 

Das erste ist, sich bewusst zu machen, über 
welche enormen Ressourcen wir besonders 
im Bundestag als Abgeordnete verfügen. Ich 
finde es selbstverständlich, dass die Mitarbei-
ter*innen, die ich habe, nicht nur Fachpolitik 
machen, um mich zu pampern und mir ein 
gutes Auftreten zu ermöglichen. Sie waren 
immer damit beschäftigt, innerhalb und außer-
halb der Partei Kontakte zu knüpfen und Leu-
te zu unterstützen. Ich nenne mal ein, wie ich 
finde, sehr geglücktes Beispiel: Angestoßen 
durch ein Gespräch mit Betriebsräten aus dem 
Bereich beim Bundesparteitag in Hamburg, ha-
ben wir eine Kampagne zum Erhalt der Nacht-
züge entwickelt. Wir haben Treffen organisiert, 
Broschüren veröffentlicht, Bahnexpert*innen 
einbezogen und ein Konzept für einen Luna-
Liner erarbeiten lassen. Wir haben Anhö-
rungen organisiert und dafür gesorgt, dass 
einer der Betriebsräte aus dem Wirtschafts-
ausschuss dort die falschen Behauptungen 
der Regierung widerlegen konnte. Unter dem 
Schlagwort »Schlafwagengesellschaft« gab 
es Artikel in allen großen Zeitungen, das war 
klasse. Dann unterstützten wir Aktionen in 
Bahnhöfen mit Fahrgastverbänden, Veranstal-
tungen, die sonst nicht zustande gekommen 
wären, weil Betriebsräte z.B. die Ressourcen 
dazu gar nicht haben. Wir haben nicht ver-
hindert, dass die Bahn die letzten Nachtzüge 
gestoppt hat, aber wir haben die öffentliche 
Debatte dazu gedreht. Und dass die österrei-
chische Bundesbahn dann eingestiegen ist, lag 
auch daran.  
Ein anderes Format waren die Vernetzungsfo-
ren für sozial-ökologischen Umbau, bei denen 
es einerseits darum ging, fachliche Kompe-
tenzen zusammen zu bringen, aber zugleich 
eine größere, gesellschaftspolitische Idee zu 
entwerfen und entstehen zu lassen im Zusam-
menwirken verschiedener Akteure, die - zum 
Teil eher radikal, zum Teil etablierte NGO-Ver-
treter*innen - sonst gar nicht immer zusam-
men ins Gespräch kommen. Dazu haben wir 
zum Beispiel die finanziellen Mittel genutzt 

bis hin zu der großen Konferenz »Genug für 
alle«, eine sozial-ökologische Konferenz mit 
500 Leuten in Essen. Sie war ein Push für die 
sozial-ökologische Perspektive innerhalb der 
Linken, aber auch nach außen ein Signal, dass 
wir Ansprechpartner sind in dem Feld. 
Wir haben außerdem sehr systematisch Anfra-
gen gestellt. Wenn auch mit mäßigem Erfolg, 
weil diese Bundesregierung insbesondere das 
Verkehrsministerium ausgesprochen schlecht 
Fragen beantwortet. Aber, da gab es immer 
mal wieder »Ausrutscher« bei denen, wenn 
eine Anfrage von uns auf einem anderen 
Schreibtisch landet und man plötzlich inter-
essante Informationen erhält. Das haben wir 
zum Beispiel zu den Verlagerungspotentialen 
von Flügen auf Züge gemacht, und zwar für 
alle Flughäfen. So konnten wir alle Fluglärmin-
itiativen mit sehr konkreten Zahlen versorgen: 
Wie viel Prozent der Flüge würde wegfallen, 
wenn man die Strecke in vier Stunden per Zug 
macht? Das war klasse. Dann haben wir Anträ-
ge, Anfragen und Anhörungen im Ausschuss 
so organisiert, um das Anliegen von Bewe-
gungsakteuren zu unterstützen und die Auf-
merksamkeit zu vergrößern. Und manchmal 
gelingt es damit, andere Fraktionen, insbeson-
dere die SPD, so unter Druck zu setzen, dass 
sie zumindest unter Handlungszwang kommen 
und selber etwas anstoßen.  

Und ansonsten bist du ja oft parlamentari-
sche Beobachterin. 

Das ist eine interessante Geschichte, denn ich 
hatte bei Attac die Erfahrung gemacht, dass 
es echt schwierig und zäh ist, solche parla-
mentarischen Beobachter*innen zu finden, 
das war damals in Heiligendamm beim Protest 
gegen den G8-Gipfel. Für mich war klar, wenn 
ich Abgeordnete werde, stelle ich mich da 
selbstverständlich zur Verfügung. Dann gab es 
die Blockupy-Proteste in Frankfurt mit Platz-
besetzung und den G20-Protest in Hamburg. 
Letzteres haben wir total gut hingekriegt in der 
Fraktion und mit unserer Kontaktstelle sozia-
le Bewegungen. Wir haben sehr früh und sehr 
gezielt Abgeordnete angesprochen und haben 
das verknüpft mit einem Auftreten der linken 
Bundestagsfraktion und dem Einsatz von Res-
sourcen. Also wenn die Bundestagsfraktion 
einen Ort bespielt, dann ist das zugleich ein 
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Treffpunkt, ein Rückzugsort, um Luft zu ho-
len für diejenigen, die in Aktion sind, also im 
Sinne verteilter Rollen und um die Möglichkei-
ten der verschiedenen Akteure auszuspielen. 
Dann fing es 2017 mit Ende Gelände an, also 
der zivile Ungehorsam als Form, die sich über 
die Klimagerechtigkeitsbewegung ausgebrei-
tet hat. Zeitweise war ich auch sehr viel bei 
kleineren Aktionen. Da kam abends ein Anruf: 
Kannst du morgen früh um fünf vorm Kraft-
werk in Mannheim sein? Ich muss sagen, dass 
ich etwas enttäuscht bin darüber, dass nicht 
mehr Abgeordnete aus unserer Fraktion sowas 
machen, was dazu führt, dass die wenigen, die 
es machen, ganz schön viel beansprucht wer-
den. 

Vielleicht können wir jetzt darüber reden, 
wie es innerhalb der Fraktion aussieht. 
Gibt es da zum Beispiel Trainings zur Rolle 
parlamentarischer Beobachter*innen? Wie 
wird Wissen weitergegeben und wie sieht 
es da überhaupt aus? 

Das läuft über die Kontaktstelle soziale Bewe-
gungen. Wir hatten da zwei Referent*innen, 
eine für die gewerkschaftlichen Kontakte, eine 
für den mehr radikal linken Bewegungsbe-
reich. Gerade vor dem G20-Gipfel organisier-
ten wir eine sehr gute Vorbereitung mit einem 
Rechtsanwalt, mit Handouts, auf denen noch-
mal richtig gut beschrieben ist, was die Aufga-
be von Beobachter*innen ist, welche Rechte 
Demonstrierende haben und wie wir die Rolle 
gut nutzen können. Das Problem ist, dass wir 
bei solchen Treffen nie mehr als 5 MdBs aus 
unserer 69-köpfigen Fraktion waren. Dann hat-
ten wir einzelne MdL (Mitglied des Landtags) 
aus Sachsen, Thüringen, aber alle Appelle und 
persönlichen Ansprachen haben nicht dazu 
geführt, dass wir wesentlich mehr geworden 
sind. Man kann im Prinzip sagen, die Abgeord-
neten, die sich der Bewegungslinken zugehörig 
fühlen, sind immer mal als parlamentarische 
Beobachter*innen unterwegs gewesen und 
viele andere nicht. Das hat was damit zu tun, 
dass nicht wenige unserer Abgeordneten kei-
ne Beziehungen zu sozialen Bewegungen oder 
Gewerkschaften haben. Bei Gewerkschaften 
sind es etwas mehr, aber da sind natürlich 
Aktionen zivilen Ungehorsams weniger üb-
lich, und schon gar nicht dieses wilde Gewu-

sel von Leuten, die sich weiß der Geier was 
ausdenken, um politischen Druck zu machen. 
Das ist schon eine große Kluft. Es gibt nicht 
unbedingt die Ost- und West-Unterscheidung, 
wobei ich schon sagen würde, dass aus dem 
Westen mehr Abgeordnete kommen, die eine 
Bewegungsbiografie haben. Aber zum Beispiel 
Kirsten Tackmann oder Norbert Müller, die aus 
Brandenburg kommen, sind erfahren und für 
sowas ansprechbar gewesen. 

In unserer Kontaktstelle soziale Bewegungen 
drückt sich das aus. Wir haben einen Ko-Kreis 
und es gibt zehn, elf, vielleicht zwölf Abgeord-
nete, die sich formal zugehörig fühlen und sa-
gen, ja sie machen mit. Aber in der Praxis ist es 
immer eine Abwägungsfrage, wie hoch ist die 
Priorität. Denn man hat immer mehr zu tun, als 
man gut schaffen kann, und dann bleibt es halt 
bei vier oder fünf, die regelmäßig da sind. Es ist 
eine Gefahr dieses Parlamentarismus, dass es 
immer weniger gelingt, mit den Abgeordneten 
über ihren Fachbereich hinaus gemeinsame 
politisch-strategische Projekte oder Ziele zu 
entwickeln. Weil unsere Fraktion so schlecht 
geführt wird, hat sich eine Konkurrenz um Auf-
merksamkeit entwickelt. Die Neigung ist groß, 
sich hauptsächlich darum zu sorgen, dass man 
selbst mal wieder eine Rede kriegt, oder eine 
Pressemitteilung oder auf der Fraktionsseite 
erscheint. Die Bereitschaft, Ressourcen in ein 
gemeinsames strategisches Bewegungsdasein 
zu stecken, ist deshalb gering. Das wäre an-
ders, wenn die Fraktion anders geführt würde. 

Inwiefern? In der Bewegungslinken fällt öf-
ter das Stichwort Ich-AG. 
Wodurch ergibt sich das? 

Ich kanns vielleicht im Unterschied zu unserer 
Arbeit in der AG sozial-ökologischer Umbau 
deutlich machen. Da war ich Koordinatorin 
und diejenigen, sowohl Abgeordnete, aber 
vor allem Mitarbeiter*innen haben immer ge-
sagt: Hier ist es angenehm zu arbeiten, weil 
es immer darum ging, gemeinsam etwas auf 
die Beine zu stellen. Die Voraussetzung dafür 
ist, dass man das will. Also dass es ein Ver-
ständnis von einem kollektiven Arbeits- und 
Wirksamkeitsprozess gibt. In einer Fraktion, 
in der die Spitze dadurch geprägt ist, dass sie 
vor allem Mehrheiten organisiert, um ihr Ding 



10 | | 11 

TEIL I: PA
RLA

M
EN

TA
RISM

U
S

durchzukriegen, geht es eben nicht darum, ei-
nen kollektiven Prozess der Entfaltung unserer 
Stärken als Linksfraktion zu entwickeln. Son-
dern es geht darum, sich nicht in die Karten 
gucken zu lassen, die eigene Agenda unge-
stört über die Bühne zu bringen und Diskussi-
onen, wenn sie stattfinden, so zu führen, dass 
sie zu nichts führen. Im Ergebnis wird die Lust, 
überhaupt noch zu diskutieren und sich ein-
zubringen, immer geringer, oder das Engage-
ment erschöpft sich darin, mal wieder einen 
Stich zu machen. Das klingt jetzt sehr nega-
tiv, aber ich habe wirklich ein vernichtendes 
Urteil über die Fraktionsspitze, wie ich sie vor 
allem seit 2015 erlebe. Das Politikverständ-
nis von Dietmar Bartsch überschneidet sich 
mit dem Politikverständnis von Sahra Wagen-
knecht und ihren Anhänger*innen. Im Grunde 
ist das ein autoritäres Politikverständnis, das 
davon ausgeht, dass die, die so eine Funktion 
haben, wissen wo es lang geht und es nicht 
darum geht, einen Emanzipationsprozess zu 
organisieren und zu unterstützen. Das hat 
etwas Paternalistisches und ist im Kern nicht 
zu unterscheiden von dem Politikverständnis 
der meisten Sozialdemokrat*innen oder der 
Grünen.  

Aus meiner Sicht ist es nicht das, was eine 
linke Partei braucht. Denn nach meinem Ver-
ständnis, selbst wenn wir in eine Regierung 
gehen würden, können wir dort nicht einfach 
die Veränderung der Gesellschaft beschließen, 
sondern die Veränderung der Gesellschaft ge-
schieht durch die Menschen, die in dieser Ge-
sellschaft leben. Und da kann eine Regierung 
unterstützen und Pflöcke einschlagen, aber 
ohne die Veränderung und die Dynamik und 
die Mobilisierung und die Emanzipation von 
Beschäftigten, Mieter*innen, von Leuten, die 
auf öffentlichen Nahverkehr angewiesen sind, 
kannst du das nicht einfach machen. Und die-
ses Verständnis teilen die meisten in unserer 
Fraktion leider nicht. Und natürlich ist so ein 
Apparat wie der Bundestag und die Fraktion, 
die ja nochmal haufenweise Ressourcen hat, 
ein wirklich gefährliches Pflaster. Denn solche 
Haltungen, »wir organisieren das«, »wir regeln 
das«, »wir reden mit dem von der FDP«, und 
wir haben Kontakte zu dem, und dann schmei-
ßen wir unseren Apparat an - das begünstigt 
so eine Haltung und bestätigt sich immer 

selbst.  
Ich finde das kompliziert und gefährlich und 
weiß nicht, wie diese Machtpolitik geändert 
werden kann. Deshalb bin ich zum Beispiel 
eine klare Befürworterin von Amtszeitbegren-
zung (auch wenn dies nicht von allen Bewe-
gungslinken MdB geteilt wird), weil ich keine 
andere Option sehe. Das ist nicht die optimale 
Lösung und natürlich ist die Gefahr groß, dass 
auch die Guten rausfliegen. Aber wenn man es 
verallgemeinert und sagt, wir begrenzen gene-
rell auf zwei Amtszeiten und dann kann einmal 
verlängert werden, dann betrifft es eben alle. 
Warum soll das für Abgeordnete anders sein 
als bei den Parteivorsitzenden, das sehe ich 
nicht ein. Das Argument, dass dann die Macht 
des Apparats noch größer wird, finde ich nicht 
bestechend, denn die Abgeordneten entschei-
den selbst, wen sie einstellen und bei der 
Fraktion gelten Weiterbeschäftigungsverträge 
nicht für die Vorstandsreferent*innen, also die 
Spitzenpositionen, die eine starke politische 
Bedeutung haben. Die können ausgetauscht 
werden. 

Und hast du es in der Fraktion schon mal 
anders erlebt? Du hast ja beschrieben, 
dass es sich reproduziert. 

Ich habe Gregor Gysi erlebt als Fraktionsvor-
sitzenden, der zumindest die Fähigkeit hat-
te zuzuhören und er hat nicht nur konforme 
»Strippenzieher« um sich geschart. Ich erin-
nere mich daran, dass er seine Vorstandsre-
ferent*innen herumgeschickt hat mit der Auf-
gabe, mit möglichst vielen Abgeordneten zu 
reden und einzusammeln, was an Themen und 
Vorschlägen da ist, um dann wieder in klei-
nen Runden zusammen etwas zu entwickeln. 
Das fand seit dem Hufeisen nicht mehr statt, 
zumindest nicht mit denen, die nicht zum 
Hufeisen gehörten. Und bei denen, die dazu 
gehörten, ging es, soweit ich weiß, nicht um 
inhaltliche Positionen. Deswegen blieb diese 
Fraktion weit unter ihren Möglichkeiten, denn 
wir hatten eigentlich viele wirklich gute Leute. 
Das finde ich jammervoll, dass da nicht mehr 
draus gemacht wurde.  

Letzte Frage, zu den Möglichkeiten, das zu 
ändern. Fällt dir neben Mandatszeitbegren-
zung noch was ein oder was funktioniert 
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vielleicht schon? 

Ich war eine Zeitlang im Parteivorstand. 2015 
habe ich kandidiert, weil ich die sozial-ökolo-
gische Perspektive im Wahlprogramm stär-
ken wollte. Da habe ich erlebt, dass im Par-
teivorstand sehr unterschiedliche Kulturen 
produktiv zusammenkamen. Ich finde, dass 
die Partei sich mehr ermächtigen muss. Das 
ist schwierig und ich habe da keine Patentlö-
sung. Dass Sahra Wagenknecht 2017 die Par-
tei quasi erpresst hat, sie und Dietmar Bartsch 
zu Spitzenkandidat*innen zu machen, hat das 
Verhältnis auf den Kopf gestellt. Ich habe ein 
bisschen Hoffnung, dass durch erfahrene, ver-
ankerte Menschen, die Mitglied werden und 
nicht so eine Promifigur brauchen, sich in der 
Partei etwas verändert. Jahrelang haben sich 
die Fraktionsvorsitzenden (Dietmar Bartsch 
und Sahra Wagenknecht) den regelmäßigen 
Gesprächen mit den Parteivorsitzenden entzo-
gen. Dass das möglich ist, ist eigentlich skan-
dalös. Da ist mir aber nichts Schlaues eingefal-
len, weil ich keine Satzungsfrau bin.  

Du meinst zum Beispiel bei der Bestim-
mung der Spitzenkandidat*innen? 

Das ist eine symbol-politische Entscheidung, 
denn eigentlich hat jedes Bundesland einen 
Platz 1 und so viele Spitzenkandidat*innen 
haben wir. Bisher war es so, dass selbstver-
ständlich davon ausgegangen wird, dass die 
Spitzenkandidat*innen künftig Fraktionsvor-
sitzende werden. Aber eigentlich geht das gar 
nicht, denn die künftige Fraktion soll ihre Vor-
sitzenden ja wählen. 
Auch die Bewegungslinke muss diskutieren, 
wie es gelingen kann, dass die Bundestags-
fraktion nicht von denen bestimmt wird, die 
die gnadenloseste Seilschaftspolitik machen. 
Das ist im Moment schwierig, weil da auch vie-
le ihre Ressourcen nutzen, um die eigene Kar-
riere nach vorne zu bringen. Aber das Grund-
problem löst sich nicht auf, indem wir bessere 
Kandidat*innen anbieten.  
Meine Erfahrung ist, dass es sehr heilsam sein 
kann, die Mechanismen zu benennen. Also 
nicht im Sinne von Geißelung, sondern im 
Sinne der genauen Beschreibung der Handlun-
gen und Sachverhalte. Also »sagen, was ist«. 
Transparenz schaffen, um den vielen, die das 
meistens gar nicht durchschauen können, die 

Möglichkeit zu geben zu verstehen und damit 
mehr Entscheidungsoptionen zu öffnen. Es ist 
ein Akt der Emanzipation, darüber zu spre-
chen. 

Ich habe ja aus Versehen ein wenig Furore 
gemacht, weil ich Sahra Wagenknecht beim 
Bundesparteitag in Leipzig eine Frage gestellt 
habe. Ich wollte damit nicht Presseaufsehen, 
sondern ich wollte damit eine Heroisierung 
durchbrechen, die ich schädlich finde und 
nicht marxistisch und links. Und zweitens woll-
te ich nochmal eine Option herstellen, nämlich 
das Verhalten dieser Ikone zu hinterfragen. 
Und ich habe ja etwas geöffnet, denn es gab 
dann total viele, die dann etwas sagen wollten. 
Es kommt auch immer auf die Form an. Da 
braucht es ein Stück freundliche Unerschro-
ckenheit und Selbstverständlichkeit einer sol-
chen demokratischen und emanzipatorischen 
Haltung. 

Willst du noch etwas ergänzen? 

Vielleicht ein Punkt, der von der anderen Seite 
her kommt. Ich finde es gut, wenn Parlamenta-
rier*innen im positiven Sinne herausgefordert 
werden, wenn sie zum Beispiel eingeladen 
werden, sich in bestimmte Kontexte zu be-
geben. Es ist viel schwieriger sowas auszu-
schlagen, wenn das von einer Bürgerinitiative 
oder einer Ende-Gelände-Aktionsgruppe oder 
einer Putzfrauenwiderstandsgruppe kommt, 
als wenn die Genoss*innen aus der eigenen 
Fraktion eine Einladung aussprechen. Was ich 
sagen will, der Anspruch, dass sich linke Ab-
geordnete in solche Zusammenhänge begeben 
und da nicht nur ihre schlaue Meinung sagen, 
sondern sich auch nützlich machen, der sollte 
von den außerparlamentarischen Bewegungen 
offensiv wahrgenommen werden. Nur dann ge-
hen nicht immer die gleichen in den Kontakt, 
sondern auch andere werden im besten Fall 
bewegt. Für mich war ein gutes Beispiel, dass 
die hessische Landtagsfraktion eine Sitzung 
im Danni gemacht hat und dort zum Beispiel 
auch Hermann Schaus Erfahrung mit Waldbe-
setzer*innen machte. Nicht dass ich ihn mit 
den problematischen Sachen in Verbindung 
bringe, aber er wäre einfach sonst nicht mit 
dieser Auseinandersetzung in Berührung ge-
kommen, weil sein Feld ein ganz anderes ist.  ■
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Wie hat dich die Zeit im Bundestag als 
Menschen verändert? 

Ich bin vorsichtiger geworden beim Disku-
tieren und bei politischen Aussagen und 
drehe manchmal jeden Satz dreimal um, 
bevor ich ihn ausspreche oder schreibe, 
weil ich oft erlebt habe, wie Sätze aus 
dem Zusammenhang gerissen und ver-
zerrt dargestellt werden.  
Ich habe bisher keinen weniger solida-
rischen Ort als die Bundestagsfraktion 
erlebt – jede Schulklasse, jeder Kreis 
von Arbeitskolleg*innen, die ich kennen-
gelernt habe, war freundlicher und wohl-
wollender im Umgang. Die Erfahrung des 
durchweg taktischen Umgangs miteinan-
der hat mich generell misstrauischer ge-

genüber Parteigenoss*innen werden las-
sen – und es zehrt manchmal an meiner 
Hoffnung, dass man zusammen eine so-
lidarischere Gesellschaft erstreiten kann. 
Umso wichtiger sind Zusammenhänge 
wie die »Bewegungslinke«, die bewusst 
versuchen, der Logik, die von institutiona-
lisierten Partei- und Parlamentsapparaten 
ausgeht, etwas entgegenzusetzen.   

Mit welchem Revolutionär würdest du 
mal über welches Thema reden? 

Mit Engels über den deutschen Bauern-
krieg.  

Was ist dein Mittel, um am Boden zu 
bleiben? 

Mein Freundeskreis. Meine Genoss*in-
nen in München.   

Wie nimmst du das Verhältnis zwi-
schen Bundestagsfraktion und Partei 
war? 

Verkehrtherum. Die Partei muss ständig 
darum kämpfen, dass sie eigentlich dieje-
nige ist, die die politischen Linien festlegt. 
Ich weiß, dass es sich im Alltagsgeschäft 
und unter Zeitdruck verkehren kann – 
aber es existiert in der Bundestagsfrakti-
on so gut wie kein Bewusstsein darüber, 
dass es im Parlamentarismus eine Ten-
denz zur Verselbständigung von Abgeord-
neten und Fraktionen von der Parteibasis, 
von Bewegungen oder betrieblichen Aus-
einandersetzungen gibt. Wichtig wäre ein 
kollektiver strategischer Umgang mit der 
Reflexion der eigenen Rolle. ■

STECKBRIEF :
NICOLE GOHLKE



14 | | 15 

Die LINKE ist nach 14 Jahren Existenz – plus 
der jeweiligen Zeit ihrer Vorgängerparteien 
PDS und WASG – stark im parlamentarischen 
System versunken. Sie hat gut 61.000 Mitglie-
der, darunter 5 Europa-, 136 Landes- und 39 
Bundestagsabgeordnete. Dazu kommen unge-
fähr 6.500 kommunale Mandatsträger*innen. 
Ergänzt wird diese Personengruppe mit spezi-
ellen parlamentarischen Interessen durch eine 
wachsende Zahl an Mitarbeiter*innen bei den 
Fraktionen und den einzelnen Abgeordneten. 
Die Fraktionen der LINKEN in den Landespar-
lamenten und dem Bundestag haben etwa 300 
Mitarbeiter*innen in Teil- oder Vollzeitbeschäf-
tigung, noch besser ausgestattet ist die Frakti-
on im Europaparlament. Alle Abgeordneten in 
diesen Parlamenten mit Berufsabgeordneten 
haben zudem einen Stab persönlicher und 
Wahlkreisangestellten. Das schwankt je nach 
Abgeordneten zwischen drei und zehn Mitar-
beiter*innen, alle Abgeordneten auf Europa-, 
Landes- und Bundesebene zusammen organi-
sieren damit ungefähr 1300 – 1500 politische 
und organisatorische Hauptamtliche.  

Auf kommunaler Ebene schwanken die Zahlen 
von bezahlten Fraktionsbeschäftigten. Aber 
insgesamt kann bei den 6.500 Mandaten, die 
in der Regel nur mit Aufwandsentschädigun-
gen und Sitzungsgeldern belohnt werden - die 
bei einem oder einer Fraktionsvorsitzenden 
einer Kreistagsfraktion aber auch schon mal 
gut 1000 Euro im Monat ausmachen können 
- noch einmal von mindestens 3.000 Personen 
ausgegangen werden, die mehr oder wenig be-
zahlt vom Parlamentarismus leben. 

Die LINKE hat jenseits des Parlamentsbetrie-
bes auch Funktionen in der reinen Exekutive. 
In vier Bundesländern ist sie an der Regie-
rung beteiligt; auf kommunaler Ebene stellt 
sie 79 hauptamtliche Dezernent*innen oder 

Bürgermeister*innen. Auch dadurch ist ein 
wachsender Block von politisch hauptamtlich 
beschäftigten Personen entstanden, der ganz 
sicher nicht ein Gegengewicht zur wachsen-
den Verparlamentarisierung darstellt.  Von der 
großen Beschäftigungsmaschine »Rosa-Lux-
emburg-Stiftung« soll hier gar nicht geredet 
werden. 

Nur am Rande soll darauf hingewiesen werden, 
dass alle Finanzmittel, die bei diesen Tätigkei-
ten umgesetzt werden, staatliche Gelder sind. 
Die LINKE lebt in diesem Sinn zu 90 Prozent 
von Staatsknete. Wer so massiv von Staatsgel-
dern lebt, wird große Schwierigkeiten mit einer 
grundsätzlichen Kritik an diesem Geldgeber-
system haben. Die wird nur dann vernehmbar, 
wenn ein nicht mit diesem parlamentarischen 
System verwachsener Teil der Mitgliedschaft 
dies lautstark einfordert und verkündet. Der 
Teil aber nimmt mit jedem weiteren Schritt des 
Versinkens im Parlamentarismus ab.  

Diese berufspolitische Verwurzelung im Par-
lamentsgeschehen ist gleichzeitig ein großer 
Magnet, der den allergrößten Teil an unbe-
zahlten politischen und personellen Kräften 
der LINKEN ansaugt. Die Zuarbeit für den par-
lamentarischen Betrieb erfasst nach meiner 
Schätzung mehr als Zweidrittel aller Kräfte der 
LINKEN.  

Fakt ist auf jeden Fall: Kein anderes Gebiet 
der politischen Arbeit hat auch nur annähernd 
ein solches Gewicht - nicht die Stadtteilarbeit, 
nicht die Gewerkschaftsarbeit, nicht die Ar-
beit in sozialen Bewegungen. Das berühmte 
»außerparlamentarische Standbein« ist ge-
genüber dem »parlamentarischen Spielbein« 
komplett verkümmert beziehungsweise durch 
letzteres verzerrt. Natürlich nehmen Berufs-
politiker*innen am politischen Leben in ihren 
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Orten teil, aber das Verhältnis von dieser 
Teilnahme zur Parlamentsarbeit ist genau 
umgekehrt zu dem, wie es eigentlich sein 
sollte: Die außerparlamentarische Arbeit 
soll der parlamentarischen zuarbeiten. 

Notwendigkeit einer 
selbstkritischen Debatte 
Als die LINKE gegründet wurde, gab es 
eine bescheidene Debatte, wie eine wie 
oben beschriebene Entwicklung der neu-
en Partei verhindert werden könne. Diese 
Debatte war nicht annähernd so groß wie 
sie mal in der jungen SPD oder – für die 
meisten Gründungsmitglieder der LINKEN 
noch unmittelbar erlebbar – bei den GRÜ-
NEN war. Alle Vorschläge zur bewussten 
Kontrolle und auch Begrenzung der parla-
mentarischen Arbeit wurden mehrheitlich 
abgewimmelt. Die einen konnten mit der 
Debatte gar nichts anfangen, die anderen 
dachten, das richtige programmatische 
Bewusstsein würde ausreichen, um gegen 
den Anpassungsdruck anzukommen. Die 
klassische Entwicklung zu einem Zustand, 
in dem »die Mitglieder solcher Parteien 
gar nichts, die Vorstände wenig und die 
Fraktionen alles zu sagen haben«, haben 
zahlreiche linke Parteien durchlaufen. Für 
die SPD geschah dies bereits im Jahrzehnt 
1902-1912. Für die ehemals linker und ra-
dikaler als die heutige LINKE auftretenden 
GRÜNEN lag das entscheidende Jahrzehnt 
ihrer strukturellen, wenig später dann 
auch programmatischen Änderung in den 
Jahren 1984-1994. Nicht die linken Partei-
en haben in allen diesen Fällen das Par-
lament verändert, sondern die Parlamente 
die linken Parteien. 

DIE LINKE tut stattdessen so, dass diese, 
wie Karl Marx es nannte, »parlamenta-
rische Idiotisierung«, oder dieser, wie es 
W.I. Lenin und Rosa Luxemburg bezeich-
neten, »parlamentarischer Kretinismus« 
sie nicht betreffe, dass sie – wie ich es 
etwas weniger behindertenfeindlich nenne 
– dieser »parlamentarischen Verblödung« 
gegenüber immun sei.  

Doch der Reiz dieser Art von Stellvertre-
terpolitik hat Suchtpotenzial. Dem Parla-

mentarier und der Parlamentarierin wer-
den mit dem ersten Tag im Parlament ein 
fiktives Schild umgehängt, auf dem steht 
»Ich bin wichtig«. Völlig unabhängig von 
den materiellen und besonders finanziel-
len Privilegien der hauptamtlichen Arbeit 
im Parlament wird eine Scheinautorität 
verliehen. Sie ist so verführerisch, dass in 
kürzester Zeit eine völlige Verkehrung der 
politischen Realitäten in der linken Partei 
Einzug erhält: Die parlamentarische Ar-
beit wird als angeblicher Höhepunkt des 
eigenen politischen Strebens angesehen. 
Selbst um den lächerlichsten Posten am 
Rande des Parlamentarismus wird in der 
Partei ein grotesker Konkurrenzkampf aus-
gefochten. Die eigentlichen Parteiämter 
sind stattdessen entweder uninteressant 
und können kaum besetzt werden, oder 
sie werden von den Parlamentarist*innen 
als Nebenamt, mit dem sich zusätzlich ge-
schmückt werden kann, mit übernommen. 

Die gefühlte Wichtigkeit führt zur schein-
baren »Professionialisierung«: Der oder 
die »parlamentarische Expertin« ist das 
neue Leitbild, mit akademischer Ausbil-
dung, aber ansonsten unverbraucht für 
jeden noch so irrsinnigen Nebenstrang 
der parlamentarischen Arbeit. Das führt 
vor allem zu einem: Zu radikale Positionen 
werden abgewiegelt und selbst der billigs-
te tagespolitische Scheinerfolg wird zu 
Gold aufgewertet.  

Besonders fatal wirkt dabei im Übrigen 
die Arbeit in kommunalparlamentarischen 
Strukturen. Kreis- und Stadträte sind ja eine 
spezielle Mischung aus parlamentarischen 
Wahlgremien und der lokalen Exekutive. 
Letztere ist zwar komplett eingepfercht in 
einer rettungslosen Unterfinanzierung der 
Kommunen, dem absoluten Vorrang der 
EU-, Bundes- und Landespolitik und einer 
Allmacht der lokalen Verwaltungen, deren 
Tun und Wollen nur abgenickt werden darf, 
aber dennoch bleibt für die kommunalen 
Parlamentarier*innen der LINKEN immer 
die Möglichkeit, fast jeden Tag ein kleines 
»Erfolgserlebnis« aufzuweisen. Und sei es 
nur die verlängerte Grünphase einer Am-
pel. Das unterscheidet den – wie es früher 
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bei den GRÜNEN so treffend hieß – »kommu-
nalen Gartenzwerg« von den »großen« Par-
lamentarier*innen in Land und Bund: Es gibt 
keine bedeutenden materiellen Privilegien und 
Schätze, aber dafür den kleinen Erfolg als Be-
stätigung der eigenen Wichtigkeit.  

Es ist kein Zufall, dass heute – nach drei Le-
gislaturperioden der LINKEN im Bundestag 
– erneut eine kleine parteiinterne Debatte 
losgeht, wie diese fatale Entwicklung der Ver-
sumpfung im Parlamentarismus aufgehalten 
werden kann. Und um alle Vorbehalte auszu-
räumen: Ein Anti-Parlamentarismus, der sich 
in Nichtteilnahme bei den Wahlen ausdrückt, 
kann nicht die Alternative für eine linke Par-
tei sein, die sich politisch auf allen Ebenen in 
den gesellschaftlichen Diskurs und in die ge-
sellschaftlichen Kämpfe einmischen will.  Aber 
es sollten in dieser Debatte unbedingt die Vor-
schläge wiederholt und aktualisiert werden, 

die zur Begrenzung der Parlamentarisierung 
linker Politik bewährt und unerlässlich sind 
(Mandatszeitbegrenzung, Begrenzung Ämter-
häufung etc., s. Instrumente).  

Denn es gibt keinen anderen politischen Fak-
tor, der so stark den Charakter der LINKEN als 
systemoppositionelle Kraft gefährdet wie die-
ser ungehinderte Marsch in den  Parlamenta-
rismus, der dazu dient, die Scheindemokratie 
im Kapitalismus aufrecht zu erhalten. Denn die 
parlamentarische Demokratie basiert auf indi-
viduellem Wahlrecht und macht buchstäblich 
vor den Betriebstoren und vor den allgemei-
nen Eigentumsverhältnissen halt. Die viel ein-
flussreicheren kollektiven Klasseninteressen 
werden in einer solchen formalen Demokratie 
nicht oder nur verzerrt abgebildet. Das linke, 
sozialistische Modell einer Rätedemokratie 
versucht, dieses Defizit zu beheben.  ■
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STECKBRIEF :
MICHEL BRANDT

Wie hat dich die Zeit im Bundestag als 
Menschen verändert? 

Das ist für Außenstehende wahrschein-
lich leichter zu beurteilen als für mich 
selbst. So eine Veränderung passiert ja 
eher schleichend. Ich wusste zwar vorher 
schon theoretisch, dass Politik im Par-
lament bedeutet, sich einem Dauerkon-
fliktverhältnis auszusetzen. Was das aber 
mit einem macht, ist kaum planbar. Ich 
merke, dass es Anstrengung bedeutet, 
sich nicht durch diese Erfahrung abzu-
kapseln, offen zu bleiben und nicht den 
Spaß an der Sache zu verlieren. Es tut mir 
weh zu sehen, wie viele sich im Laufe der 
Zeit selbst verlieren. Umso mehr glaube 
ich, dass Mandatszeitbegrenzung nicht 
nur die eigene Partei schützt, sondern 
auch die Menschen, die sie ins Parlament 
schickt. Ich denke dabei oft an das Zi-
tat von Rosa Luxemburg: »Sieh, dass du 

Mensch bleibst. Mensch sein ist von allem 
die Hauptsache. Und das heißt fest und 
klar und heiter sein; ja heiter, trotz alle-
dem.« 

Mit welchem Revolutionär würdest du 
mal über welches Thema reden? 

Mit Rosa Luxemburg über ihr Zitat und 
ihren Blick auf die Funktion einer linken 
Partei im bürgerlichen Staat. Oder kon-
kret, wohin mit der LINKEN?  

Was ist dein Mittel, um am Boden zu 
bleiben? 

Familie und Freund*innen gehen vor! En-
ger Kontakt zu Genoss*innen, Bewegun-
gen und konkrete Projekte vor Ort. 

Wie hast du deine Rolle im Bundestag 
genutzt, damit es eine Bühne für Be-
wegungen sein kann? 

Mein Team und ich versuchten, nicht nur 
ansprechbar zu sein, sondern ein stück-
weit auch Dienstleister für Bewegungen. 
Das heißt, eigene Interessen oder auch 
mal vermeintliche »parlamentarische 
Notwendigkeiten« hintenanzustellen und 
Prioritäten anders zu setzen. Wenn ge-
wünscht, bin ich als parlamentarischer 
Beobachter bei Aktionen der Klimage-
rechtigkeitsbewegung, antifaschistischen 
Protesten oder Demonstrationen von 
Kurd*innen dabei gewesen. Außerdem 
gehörten für mich die Weitergabe von 
Ressourcen, ein offenes Wahlkreisbüro 
für Initiativen und Bewegungen und aktive 
Mitarbeit in den Bündnissen vor Ort dazu. 
Anstatt es im Wahlkreis bei Vorträgen 
und Infoveranstaltungen zu belassen, ver-
suchen wir durch Workshops politische 
Selbstermächtigung und praktisches 
Handeln zu forcieren. ■
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Hessens grüner Vize-Ministerpräsident Tarek 
Al-Wazir möchte keine Verantwortung für die 
Rodung des Dannenröder Forst (kurz Danni) 
übernehmen. Die Klimabewegung sieht das 
anders: Mit der Waldbesetzung gegen den 
Weiterbau der A49 fordert sie ein Ende klima-
schädlicher Politik von den Regierungsparteien 
in Hessen genauso wie auf Bundesebene ein. 
Die LINKE hat diesen Kampf von Anfang an un-
terstützt und parlamentarische Beobachter*in-
nen haben die Räumungs- und Rodungsphase 
ab dem 1. Oktober 2020 begleitet. Wie dies 
ablief und mit welchen Problemen wir konfron-
tiert waren, möchte ich in vier kurzen Schritten 
vorstellen. 

Vertrauen und Teil der Bewegung 
Für uns startete die Auseinandersetzung um 
den Danni lange vor dem Rodungsstart. Im 
Zuge der ersten Waldbesetzung im Sommer 
2019 begannen die Abgeordneten und Mitglie-
der der umliegenden Kreisverbände die Wald-
besetzer*innen mit Besuchen und Sachspen-
den zu unterstützen und sich regelmäßig an 
den Mahnwachen zu beteiligen. Viele von ih-
nen waren selbst seit Jahrzehnten in den Bür-
ger*inneninitiativen (BIs) gegen den Ausbau 
der A49 aktiv. Ein Höhepunkt war die öffent-
liche Fraktionssitzung der Landtagsfraktion 
in einem »Barrio« (Baumhausdorf) im Danni. 
An dieser Sitzung nahmen alle Abgeordneten, 
deren Mitarbeiter*innen sowie Medienvertre-
ter*innen und Parteimitglieder teil. Wir tausch-
ten uns mit Wissenschaftler*innen, Vertre-
ter*innen der BIs und den Waldbesetzer*innen 
über den Danni, den geplanten Ausbau der 
A49 und den Protest aus. So entwickelte sich 
schon früh ein Vertrauensverhältnis zwischen 

uns und den Waldbesetzer*innen sowie Ver-
treter*innen des bürgerlichen Protests. Nach 
und nach wurden wir so als Teil der Bewegung 
wahrgenommen. 

Parlamentarische Beobachtung im Wald 
An etwa 40 der 50 Räumungstage beobach-
teten wir den Polizeieinsatz und begleiteten 
ihn kritisch. Das bedeutete, dass an diesen 
Tagen mindestens eine LINKEN-Abgeordnete 
aus dem Landtag, Bundestag oder Europapar-
lament gemeinsam mit Mitarbeiter*innen im 
Wald anwesend war. Häufig waren aber meh-
rere Abgeordnete und Mitarbeiter*innen vor 
Ort, so dass wir in mehreren Teams das vielfäl-
tige Einsatzgeschehen begleiten konnten.  
Um diese Arbeit zu stemmen, bildeten wir eine 
interfraktionelle Arbeitsgruppe mit Abgeord-
neten und Mitarbeiter*innen der Landtags- 
und Bundestagsfraktion. Diese AG stimmte im 
Herbst und Winter regelmäßig ihre nächsten 
Schritte und über das gemeinsame Vorgehen 
ab. Darüber hinaus wurde die bisherige Arbeit 
reflektiert. 
Als parlamentarische Beobachter*innen war 
es uns möglich, in den Rodungsbereich und 
in die von der Polizei abgeriegelten Gebiete zu 
gelangen. Immer wieder versuchten wir Situ-
ationen zu deeskalieren, zwischen Polizei und 
Aktivist*innen zu vermitteln, Journalist*innen 
bei der Wahrnehmung der Pressefreiheit zu 
unterstützen und Grundrechte durchzusetzen. 
Wir standen im engen Austausch mit dem Er-
mittlungsausschuss, der den Polizeieinsatz 
von Seiten der Aktivist*innen in Rechtsange-
legenheiten begleitete sowie mit Sanitäter*in-
nen und Ärzt*innen des Protestcamps in Dan-
nenrod. Des weiteren hinaus haben wir den 

Parlamentsarbeit unter Bäumen
- Eine Anleitung in vier Schritten anhand der 
Auseinandersetzung der hessischen 
Linksfraktion um den Dannenröder Forst  
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Aktivist*innen angeboten, Berichte über Poli-
zeigewalt zu sammeln, um diese im Innenaus-
schuss des Landtags thematisieren zu können. 
Wir erhielten über zwei Dutzend Erfahrungsbe-
richte, die wir auswerteten und in einen Be-
richtsantrag an den hessischen Innenminister 
verwandelten. Zusätzlich bündelten wir unsere 
Beobachtungen und Einschätzungen zum Poli-
zeieinsatz in einen Abschlussbericht, den wir 
nach Beendigung des Räumungseinsatzes ver-
öffentlichten. 

Parlamentarische Initiativen 
Flankierend zu unserer Arbeit im Danni brach-
ten wir das Thema über mehrere Anträge auf 
die Tagesordnung des Landtags. Am 1. Okto-
ber 2020 forderten wir die schwarz-grüne Lan-
desregierung in einem Antrag auf, ein sofor-
tiges Rodungs-Moratorium zu verhängen, um 
eine Neubewertung des Bauprojekts auf der 
Bundesebene zu ermöglichen. Der Antrag wur-
de, wie zu erwarten, von allen anderen Frak-
tionen abgelehnt. Dies brachte die Grünen in 
ziemliche Erklärungsnot. Über geschickte und 
provokante Social-Media-Arbeit gelang es uns, 
das Abstimmungsverhalten der Grünen und 
ihren »Verrat« zum bundesweiten Politikum 
werden zu lassen. 
Als im Spätherbst die Region um den Danni 
zum Corona-Hochrisikogebiet erklärt wurde, 
forderten wir erneut einen Rodungsstopp. 
Unterstützt wurden wir dabei von der Gewerk-
schaft der Polizei, die sich um die Gesundheit 

der Einsatzkräfte sorgte. 

Zielgerichtete Öffentlichkeitsarbeit 
Auch außerhalb des Parlaments warben wir 
für Alternativen zum Weiterbau der A49. Wir 
entwarfen einen Flyer, der diese Alternativen 
skizzierte, und ließen ihn den mittelhessischen 
Zeitungen beilegen. Zusätzlich schalteten wir 
einige Zeitungsanzeigen. Mehrere Bundes-
tags- und Landtagsabgeordnete warben im 
Herbst während einer Aktionstour durch die 
Region für die Reaktivierung einer regionalen 
Bahntrasse. 
Mit zunehmender Dauer des Polizeieinsatzes 
überwog die Berichterstattung über Gewalt, 
Verletzte und die vermeintliche Militanz der 
Waldbesetzer*innen. Gegenüber der Presse 
und bei Plenarreden haben wir versucht den 
Fokus vom Gewaltdiskurs wegzulenken und 
stattdessen die Inhalte des Protestes, wie die 
Verkehrs- und Klimapolitik, in den Vordergrund 
zu rücken.  

Fraktion, Bürger*inneninitiativen, autono-
me Waldbesetzung – Ein Spannungsfeld 
Im Danni kam es zu einem solidarischen 
Schulterschluss zwischen großen Nichtregie-
rungsorganisationen, kleinen BIs, Parteien 
und radikalen Aktivist*innen. Ein solch breites 
Bündnis lebt nicht ohne gewisse Spannungen 
und Widersprüche in Auftritt, Strategie und 
Kommunikation. Auch eine Parlamentsfraktion 
muss lernen mit diesen Widersprüchen umzu-
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STECKBRIEF :
NIEMA MOVASSAT
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gehen. So mussten wir uns immer wieder die 
Frage stellen, was unsere Rolle als Fraktion in 
der Auseinandersetzung um den Danni ist und 
wie viel Nähe bzw. Distanz zu gewissen Akti-
onsformen angebracht ist. Ein krasses Beispiel 
hierfür sind sicherlich die Abseilaktionen von 
Autobahnbrücken, in deren räumlichen Zusam-
menhang es zu einem schweren Verkehrsun-
fall kam. Auch stießen wir immer wieder auf 
Differenzen zwischen dem politischen Alltags-
verstand der uns zugeneigten bürgerlichen 
Mehrheitsgesellschaft und der politischen 
Praxis der autonomen Waldbesetzer*innen. 
Ein solches Spannungsfeld lässt sich nicht 
einfach auflösen und wurde von uns individuell 
sehr unterschiedlich beantwortet. Wichtig war 
uns dabei, eine gewisse Toleranz für die Sicht-
weisen der jeweils anderen Genoss*innen zu 
entwickeln und eine leicht unterschiedliche Ak-
zentuierung in der Kommunikation nach außen 
zu akzeptieren. Dem Grundsatz »das eine tun, 
ohne das andere zu lassen« folgend, haben wir 
versucht, möglichst breite gesellschaftliche 
Teile anzusprechen, mitzunehmen und uns so-
lidarisch mit den vielfältigen Formen des Pro-
testes zu zeigen. 
 
Ausblick 
Auch wenn die Schneise durch den Danni ge-
rodet ist, ist die Auseinandersetzung um die 
A49 noch nicht vorbei. Die Aktivist*innen und 
Bürger*inneninitiativen haben angekündigt, 
den Weiterbau weiterhin mit Protestaktionen 
zu begleiten und stoppen zu wollen. Auch eine 
zweite geplante Autobahn bei Kassel ist in den 
Fokus der regionalen Klimabewegung gerückt 
und könnte der nächste »Danni« werden. Nach 
dem Kohleausstieg entwickelt sich nun die 
Verkehrswende zum Hauptaktionsfeld der Kli-
magerechtigkeitsbewegung. 
Mit den Erfahrungen aus dem Danni und un-
seren neu geknüpften Kontakten, sind wir gut 
vorbereitet und entschlossen den Kampf für 
die sozial-ökologische Verkehrswende auch 
weiterhin solidarisch zu begleiten und als akti-
ver Teil der Bewegung zu agieren. ■

Parlamentarische Beobachtungen des 
Polizeieinsatzes zur Durchsetzung der 
Rodungsarbeiten zum Weiterbau der 
A49. Ein Bericht hessischer Abgeord-
neter und Mitarbeiter*innen der LIN-
KEN in Bundestag und Landtag.

www.linksfraktion-hessen.de/aktuel-
les/detail/news/sicherheit-vor-schnel-
ligkeit-eine-zweifelhafte-losung/#-1

»SICHERHEIT VOR 
SCHNELLIGKEIT« 
– EINE ZWEIFELHAFTE 
LOSUNG. 
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Wie hat dich die Zeit im Bundestag als 
Menschen verändert? 

Zum einen würde ich sagen, dass ich verant-
wortungsbewusster geworden bin – weil ich 
in vielerlei Hinsicht Verantwortung überneh-
men musste: für bestimmte Themen, die ich 
inhaltlich bearbeite, für Mitarbeiter*innen. 
Zudem bin ich ernster geworden und bei der 
Bearbeitung von inhaltlichen Themen gründ-
licher. Auf der Negativseite würde ich sagen, 
dass man als Abgeordneter jeden Tag mit 
einer Vielzahl von Problemen und mensch-
lichen Schicksalen konfrontiert ist. Man 
stumpft dadurch ein Stück weit ab, versucht 
Sachen nicht mehr so nah an sich heranzu-
lassen. Umso wichtiger ist es, nicht ein Le-
ben lang im Parlament zu sein. Auch deshalb 
habe ich entschieden, 2021 nicht erneut zu 
kandidieren.  

Mit welchem Revolutionär würdest du 
mal über welches Thema reden? 

Thomas Sankara. Er war von 1983 bis 1987 
Präsident von Burkina Faso und sozialisti-
scher Revolutionär. In seiner kurzen Amtszeit 
erreichte er zahlreiche Verbesserungen: In-
nerhalb von zwei Wochen wurden zwei Millio-
nen Burkiner geimpft, aus einem Hungerland 
machte er ein Land, dass mehr Nahrung pro-
duzierte als es benötigte und er ließ Gebiete 
am Rande der Wüste begrünen. Das Ziel war 
die Ausbreitung der Wüste und damit den 
Verlust fruchtbaren Landes zu verhindern. Er 
zeigte: auch in einem bitterarmen Land sind 
entscheidende Verbesserungen möglich, 
wenn man mit dem neoliberalen Wirtschafts-
modell bricht. Ich würde gerne mit Sankara 
darüber reden, wie genau wir die neokoloni-
ale Ausbeutung Afrikas beenden können, wie 
wir den Kapitalismus weltweit überwinden 

können und welche Rolle hierbei die Länder 
des globalen Südens als Bündnispartner 
spielen könnten. 

Was ist dein Mittel, um am Boden zu blei-
ben? 

Viele Gespräche und viel Zeit mit Familie, 
Freunden und Genoss*innen und Bürger*in-
nen verbringen und so wenig wie möglich in 
der Politikblase des Bundestages abhängen. 
Vor allem Diskussionen und der Austausch 
mit Genoss*innen an der Basis, die ehren-
amtlich aktiv sind, helfen dabei politische 
Fragestellungen zu verstehen. Sie sind es 
nämlich, die in ihrem Alltag, also in den Be-
trieben, im Sportverein, in der Schule oder 
in der Nachbarschaft unsere Positionen er-
klären und begründen müssen. Ihre Erfah-
rungen und Perspektiven zu kennen, sind 
entscheidend, um im Parlament nicht die 
Bodenhaftung zu verlieren. 

Wie nutzt man ein Mandat, um eine Ge-
genmacht aufzubauen? 

Erstens, indem man progressive Forderun-
gen aus der Gesellschaft in das Parlament 
trägt. Dies ist umso wirksamer, je stärker 
gesellschaftliche Bewegungen sind. Zwei-
tens, indem man als Abgeordneter präsent 
ist in Bewegungen und auf der Straße. Letzt-
endlich geht es ja darum, als Abgeordneter 
die stellvertretende Haltung abzulegen und 
stattdessen denjenigen eine Stimme zu ge-
ben, die im Sinne einer solidarischen Gesell-
schaft selbst aktiv werden wollen und ihr 
Engagement zu befördern. Die Welt wird ja 
ursächlich nicht durch Parlamentsbeschlüs-
se verändert, sondern in den realen Ausein-
andersetzungen in der Gesellschaft.  ■
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Manche halten Kommunalpolitik ja für Garten-
zwergpolitik, bei der es nicht viel zu gewinnen 
gibt und die Durchsetzung des Zebrastreifens 
vor Ort zur Bestätigung dient. Und ja, die Ge-
fahr besteht, sich im Kleinklein zu verlieren 
und der parlamentarische Sog wirkt auch 
schon dort, zwar anders, aber mit unerbittli-
cher Konsequenz. Andererseits hat sozialisti-
sche Kommunalpolitik eben doch den Charme, 
dass sie - ganz anders als so manche Vorlagen 
im Bundestag - direkt im Alltag vor Ort und da-
mit an der Basis ansetzt. Ich verteidige daher 
den Gartenzwerg. Nicht des Gartenzwergs we-
gen, sondern weil sich auf kommunaler Ebene 
die Erfahrung etwas kollektiv durchzusetzen 
und sich zusammen zu schließen, gut organi-
sieren lässt. Dafür kann sogar das Kommunal-
parlament hilfreich sein. Das A und O bleibt 
mit den Leuten außerhalb des Parlaments Poli-
tik zu machen und den Zugang zu Gremien auf 
verschiedene Art für diese Arbeit zu nutzen. 

Dienen: Mal eben Anfragen stellen oder das 
Anliegen von Initiativen in Anträgen im Rat-
haus zum Thema machen, Einladungen und 
Informationen weitergeben, Reden von Initia-
tiven vorlesen, die sonst kein Rederecht hät-
ten - all das sind Dinge, die die Welt nicht ver-
ändern, aber die Arbeit von Initiativen enorm 
bestärken können. Das funktioniert natürlich 
nur in dem Maße, in dem wir verankert, also 
Teil von außerparlamentarischen Initiativen im 
Betrieb oder im Stadtteil sind.  

Teil sein: Als Fraktion sind wir bei kommunalen 
Themen oft erster Anlaufpunkt. Spannend wird 
es, wenn es uns gelingt, ein gutes, regelmäßi-
ges und bewusstes Wechselspiel zwischen Ak-
teur*innen in- und außerhalb des Parlaments 
zu orchestrieren. In Kassel ging es 2019 etwa 
darum, das Ziel der Klimaneutralität 2030 

festzuschreiben. Ohne Druck hätte das nicht 
funktioniert. Mehrere zivilgesellschaftliche 
Organisationen, vor allem aus der Klimage-
rechtigkeitsbewegung stellten ein Ultimatum 
an die Stadt. Als LINKE übernahmen wir die 
Forderungen (2030, messbare Zwischenziele 
für die verschiedenen Sektoren, Einrichtung 
eines Klimaschutzrates) eins zu eins in einen 
Antrag. Eine Mehrheit gab es dafür natürlich 
(noch) nicht, aber eine linke Planke konnte 
gesetzt werden, das Band der Akteure war 
geknüpft. Die Mehrheitskoalition bereitete da-
raufhin einen gemeinsamen Antrag vor, der in 
die Richtung wies, aber in vielen Punkten noch 
sehr blumig und beliebig war. Nach großer Mo-
bilisierung und einem Klimakrisengespräch, 
indem die Bewegung die Fraktionen konfron-
tierte, wurde erneut nachgebessert und im 
August 2019 schließlich beschlossen, die Kli-
maneutralität bis 2030 zu erreichen. Natürlich 
geht es seitdem darum, eine wirkliche Um-
setzung durchzusetzen, aber die Ansprüche 
waren nun formuliert, Referenzpunkte gesetzt. 

Aufbauen: Für linke Klassenpolitik reicht es 
nicht dorthin zu gehen, wo Bewegung schon 
stattfindet und ihr eine Stimme im Parlament 
zu geben. Wichtiger ist dorthin zu gehen, wo 
es brodelt oder brodeln könnte und zu helfen, 
den nächsten Schritt zu gehen. Wir lesen in 
der Zeitung von Mieterhöhungen oder hören 
von Nachbarn von hohen Nebenkostenabrech-
nungen? Einfach mal an der Haustür klingeln 
und gemeinsam eine Mieterversammlung or-
ganisieren. In Kassel haben wir durch solches 
Vorgehen in verschiedenen Themenfeldern 
mehrfach positive Erfahrungen gesammelt. 
Dann wieder: Dienlich sein, aber nicht als Stell-
vertreter*in vor der Tür zu stehen, sondern Un-
terstützung anzubieten beim Zusammentrom-
meln der Nachbarschaft und dem Entwickeln 
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Von der Kommune zum Kommunismus?  
- Das Parlament von unten denken   

VON VIOLETTA BOCK



22 | | 23 

Dass die Arbeit in Institutionen, mit Mandaten 
oder in der Hauptamtlichkeit, einen Einfluss 
auf Personen und ihr Handeln haben kann, ist 
keine neue Erkenntnis. Man kann sich davon 
nicht einfach frei machen. Das zu glauben, 
verstärkt wohl eher die Tendenz. Das Sein be-
stimmt eben das Bewusstsein. Es einfach sein 
zu lassen, ist jedoch auch keine Lösung. So 
sind hauptamtliche Kräfte und Sitze im Parla-
ment doch zugleich eine Errungenschaft ver-
gangener Kämpfe und können die kommenden 
erleichtern. Die Frage ist also die nach dem  
Umgang damit und da können wir auf eine lan-
ge Diskussion in der Arbeiter*innenbewegung 
zurückblicken. Es gibt verschiedene Mecha-
nismen und Mittel, die international bei linken 
Parteien zum Selbstverständnis gehören. Dazu 
gehören harte Maßnahmen, wie etwa Man-
datszeitbegrenzung oder die Begrenzung des 
Abgeordnetenlohns, und es gibt weichere. So 
könnten Abgeordnetenbüros viel öfter als so-
ziale Zentren genutzt werden, die fortschrittli-
chen Bewegungen die Arbeit erleichtern. Alles 
also ein alter Hut? Wir denken nicht. Und da-
mit in die Diskussion, wie wir der Partei DIE 
LINKE die Verparlamentarisierung austreiben, 
viele einsteigen können, stellen wir auf den 
folgenden Seiten ein paar dieser Instrumen-
te vor. Die Sammlung ist Ergebnis von Work-
shops, etwa von Raul Zelik beim Ratschlag der 

Bewegungslinken 2019, Recherche und immer 
wieder genannten Argumenten in Diskussio-
nen. Was ist mit dem Instrument überhaupt 
gemeint? Wo findet es Anwendung? Wie sieht 
es in der LINKEN aus? Was spricht dafür oder 
auch dagegen? 

Die Selbstverpflichtung: Die Selbstverpflich-
tung ist wohl eins der weichsten Instrumente, 
bei der mögliche Mandatsträger*innen sich 
vor oder bei Antritt verpflichten, ihr Mandat 
auf eine bestimmte Art auszuführen. Das kann 
sowohl inhaltliche Punkte betreffen (keine 
Zustimmung zu Lohndumping), Fragen der 
Arbeitsweise als auch den Umgang etwa mit 
Mandatsgeldern. Ebenso kann eine Selbst-
verpflichtung als Voraussetzung für eine Un-
terstützung bei der Aufstellung für eine Liste 
dienen. 

Pro: Sie sind gut als kritischer Leitfaden, an 
dem sich Vertreter*innen immer wieder mes-
sen (lassen) können.  

Contra: Die Überprüfung ist oft schwierig und 
sie hat keinen bindenden Charakter. Sie bezieht 
sich außerdem oft nur auf die Abgeordneten, 
ohne die Strukturen in den Blick zu nehmen, 
wie Mandatsträger*innen kollektiv eingebettet 
werden. Zwei Beispiele der lokalen Ebene findet 

Instrumente gegen die Verparlamentarisierung  
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der nächsten strategischen Schritte.  

Auf kommunaler Ebene gilt es deutlich zu 
machen, welchen Spielraum es gibt, und den 
gibt es immer, wenn es um Stadtentwicklung, 
Klima- und Verkehrspolitik geht. Zu einfach 
ist es für Stadtregierungen, genau diesen zu 
leugnen. Gegen parlamentarischen Anpas-
sungsdruck helfen auch hier Rotation, Man-
datszeitbegrenzung, wechselnde persönliche 
Arbeitsfelder und die Erdung in Stadtteil oder 
Betrieb. Ja, Gefahr besteht dennoch im Kleinen 
stecken zu bleiben. Die kommunale Ebene er-
möglicht aber ebenso das Große im Kleinen zu 
denken und dabei stets bewusst die Hoffnung 
auf das große Ganze zu schüren. Wenn es gut 

läuft, dann entstehen bundesweite Netzwer-
ke wie die Bewegung für sichere Häfen, dem 
ICAN-Städteappell für ein Atomwaffenverbot 
oder dem Bekenntnis zum Klimanotstand. Aus 
einer sozialistischen Perspektive geht es auf 
kommunaler Ebene darum, Raum zurückzu-
erobern und vor Ort die Linke zu verankern. Es 
gibt eben keine Abkürzungen und Revolution 
macht man nicht allein und nicht, ohne vor Ort 
den Zebrastreifen durchzusetzen. ■

Violetta Bock ist seit 2016 Stadtverordnete in 
Kassel. 
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ihr am Ende des Artikels. In der Bewegungslin-
ken haben wir einen Entwurf entwickelt, den ihr 
ebenfalls im Anhang findet. 

Öffnet die Parteibüros dient dazu, Infrastruk-
tur zu kollektivieren und Büros in soziale Zent-
ren zu verwandeln, die nicht nur von Abgeord-
neten und Mitarbeiter*innen genutzt werden, 
sondern in denen sich auch Initiativen treffen, 
Feste stattfinden und Material gelagert wer-
den kann. In der LINKEN gibt es dafür bereits 
einige positive Beispiele. An vielen Orten orga-
nisiert die LINKE die Rechts- und Sozialsprech-
stunden und ist Anlaufpunkt für konkrete Hilfe 
im Alltag, an anderen sind die Büros offen für 
Initiativen und kulturelle Veranstaltungen, an 
manchen sind sie noch verschlossen und ha-
ben eher das Erscheinungsbild steriler Büros. 
Es war Teil etwa der Strategie der niederlän-
dischen SP (Socialistische Partij), Immobilien 
zu erwerben, um flächendeckend mit Stütz-
punkten präsent und eingreiffähig zu sein. 
Durch das Angebot juristischer Beratungen, 
hilft man nicht nur, sondern ist auch in direk-
tem Kontakt zu Betroffenen und der derzeiti-
gen Praxis von Behörden. Die Öffnung der Par-
teibüros ist weniger formal, sondern kulturell 
bedingt und erfordert, wo noch nicht vorhan-
den, das Durchbrechen von Routinen. 

Pro: Eigene Angebote zur Unterstützung im 
Alltag haben einen praktischen Nutzwert und 
lassen die Büros zu Anlaufpunkten bei Sorgen 
und Nöten werden. Aber nicht nur als Kümme-
rer braucht man Infrastruktur, sondern auch die 
Bewegung braucht Infrastruktur. Es ist nicht nur 
für die Verankerung der LINKEN vor Ort gut, 
sondern auch für Initiativen gewinnbringend, 
wenn viele mit Schlüsseln niedrigschwellig Zu-
gang zu Räumlichkeiten haben. Parteibüros ha-
ben zudem den Vorteil der Stabilität und sind 
als Parteistruktur unangreifbarer und damit in 
manchen Situationen als Schutzort von Vorteil. 
Offene Parteibüros können so verbindende Orte 
werden, die bei Erdung und Vernetzung helfen. 

Contra: Es birgt die Gefahr, Abhängigkeiten zu 
schaffen, von der Partei und von Abgeordneten. 
Um die Abhängigkeit von einzelnen Abgeord-
neten zu begrenzen, sind klare und dauerhafte 
Regelungen wichtig.  

Öffnet die Listen bedeutet das bewusste 
Suchen und Anbieten von Plätzen auf der Par-
teiliste für Gewerkschafts-, Bewegungsaktive 
oder sonstig verankerte Personen, ohne dies 
von einer Parteimitgliedschaft abhängig zu 
machen. Auch in der LINKEN wird dies bis heu-
te, wenn auch vereinzelt, praktiziert. Ein be-
kannteres Beispiel ist etwa »Gysis bunte Trup-
pe« aus dem Jahr 1994 noch zu PDS-Zeiten. 
Auch auf kommunaler Ebene gibt es zahlreiche 
Beispiele. Die Münchner Stadtratsfraktion hat 
2020 etwa eine Liste von Akteuren zusammen-
gestellt, die je für eine Bewegung standen. Na-
türlich sollte - aus Sicht der Bewegungslinken 
- auch für Parteimitglieder auf Listen gelten, 
dass sie in Bewegungen aktiv sind und dort 
auch nach Übernahme eines Mandats ihren 
Schwerpunkt belassen. Die Öffnung der Listen 
ist kein Selbstläufer. Sie setzt voraus, dass po-
litisch entschieden wird und nicht zuerst Plät-
ze intern verteilt, Nachfolgen bereits geregelt 
werden, um die immer gleichen Machtcliquen 
abzusichern. Eine Möglichkeit, um die Veran-
kerung außerparlamentarisch (und außerhalb 
der Partei) abzusichern, ist die Voraussetzung 
der Einreichung von Stützunterschriften. Dies 
wurde etwa bei der SP in den Niederlanden 
praktiziert. Für eine Kandidatur muss man 
demnach nicht nur eine Bewerbung schreiben 
und sich selbst präsentieren, sondern andere 
geben eine Referenz.  

Pro: Mit der Öffnung von Listen hat man eine 
wesentlich größere Auswahl gute Leute aufzu-
stellen, die z.B. fachlich Expertise mitbringen. 
Wenn Parteilose auf einer Liste kandidieren, 
verleihen sie der Liste insgesamt Glaubwürdig-
keit. Sie zeigen, dass es nicht nur um Posten 
geht und bringen ihren Einflusskreis mit. Liegt 
der politische Schwerpunkt bereits in einem an-
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deren Feld, verringert dies auch die Gefahr ganz 
im Parlament aufzugehen und nur diese Welt zu 
erleben und von ihr geprägt zu werden. Sie ha-
ben sich außerdem bereits politisch bewiesen, 
statt durch eine Tour innerhalb der Partei ihr 
Netzwerk aufzubauen. Es sind Menschen, die 
nicht aus Karrierezwecken den Weg durch die 
Institutionen gewählt haben, um sich selbst ein 
Mandat zu sichern. 

Contra: Der Vorteil kann ebenso Nachteil sein. 
Das Netzwerk innerhalb der Partei ist nicht not-
wendigerweise vorhanden und Kandidat*innen 
haben sich nicht in der Partei bewiesen. Erst 
durch die Partei, ihre Strukturen, ehrenamtlich 
tätige Genoss*innen und deren Beiträge wer-
den Mandate ermöglicht. Mandatsträger*innen 
sollten auch zum Parteiaufbau beitragen. Die 
Rechenschaft über die Tätigkeit als Abgeord-
nete kann eher eingefordert werden, wenn eine 
Verankerung in der Partei besteht. Eine Anbin-
dung von Abgeordneten an 
die Partei ist daher gerade 
dann geboten. Ohne Einbet-
tung in organisierte Zusam-
menhänge besteht darüber 
hinaus die Gefahr, Menschen 
komplett der Parlamentari-
sierung auszuliefern. Ebenso 
zu beachten ist, dass die LIN-
KE nicht die »besten Köpfe« 
der Bewegung nehmen soll-
te, indem sie sie ins Parla-
ment schickt.  

No faction without action 
(keine Fraktion ohne 
Aktion): Ein wesentlicher 
Mechanismus, der dazu bei-
trägt, dass das Parlament 
Menschen geradezu auf-
saugt, ist die schiere Fülle 
an Papier und Informatio-
nen, mit denen sie konfrontiert sind, aber die 
auch schnell selbst produziert wird, indem vie-
le Anträge geschrieben werden. Dagegen ist 
im Grunde nichts zu sagen, doch wird schnell 
vergessen oder auch akzeptiert, dass ein An-
trag allein nichts verändert. No faction without 
action kann als starre Regel oder auch Leit-
prinzip verstanden werden: Ein Antrag macht 
nur Sinn, wenn er auch entsprechend begleitet 

werden kann mit einer öffentlichen Aktion, z.B. 
mit der Sammlung von Unterschriften oder ei-
ner Versammlung.  

Pro: Das Prinzip hilft, sich auf Wesentliches 
zu konzentrieren und Prioritäten zu setzen. Es 
setzt voraus, dass die Fraktion nicht allein, son-
dern eingebunden agiert. 

Contra: Zu starr macht es wenig Sinn, zu sehr 
Prinzip ist es wenig bindend. Denn setzt man 
bei jeder parlamentarischen Initiative öffentli-
che Begleitaktionen voraus, wird es schwierig, 
auch mal schnell zu reagieren oder Themen, die 
gerade nicht im öffentlichen Interesse stehen, 
aber Kritik verdienen, zu thematisieren. Wenn 
es nur als loses und wünschenswertes Prinzip 
mitgedacht wird, kann es andersherum passie-
ren, dass man sich doch wieder im Kleinklein 
verliert und am Ende fast gar kein Thema ent-
sprechend begleitet. 

Parlamentarischer Ungehorsam ist nicht 
wirklich ein Instrument, kann aber bewusst 
praktiziert werden. Als DIE LINKE 2010 im 
Bundestag Schilder hochhielt mit den Namen 
der Opfer des Luftangriffs auf Kundus, wurde 
sie aus dem Sitzungssaal geworfen. Sie schu-
fen so mehr Aufmerksamkeit für das Thema 
als mit jeder Rede im Bundestag.  
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Pro: Gezielte Regelübertritte zeigen, dass wir 
diesen Staat und seine Regeln nicht akzeptie-
ren, etwa wenn es um illegitime Kriegsangriffe 
geht. Jenseits der Aufmerksamkeit haben sie 
rebellischen Vorbildcharakter und helfen da-
gegen anzugehen, von anderen im Parlament 
akzeptiert werden zu wollen. Es hilft bei der 
Grundhaltung, nicht zu den Etablierten zu wer-
den. Symbolische Aktionen sind bei politischer 
Arbeit seit jeher und überall von Bedeutung.  

Contra: Bei manchen Themen macht es we-
nig Sinn, wenn die Fraktion nicht geschlossen 
agiert. Es erfordert ein Vertrauen und gute Ab-
sprache innerhalb der Fraktion, damit die Akti-
on nachher von allen verteidigt wird. Es muss 
angemessen und kreativ sein, um ohne lange 
Erklärung verstanden zu werden. 

Bürger*innenversammlungen bzw. Vollver-
sammlungen ermöglichen die Rückkopplung 
und Einbeziehung zu allgemeinen oder konkre-
ten Fragen. Im Baskenland wird dies vielfach 
genutzt, die dänische Enhedslisten beziehen 
regelmäßig bewusst Expert*innen von außen 
ein, um Raum für kritisches Fragepotential zu 
öffnen. Um tatsächlich repräsentativ sein zu 
können, müssen solche Versammlungen offen 
und inklusiv organisiert werden. Zu bestimm-
ten Fragen können sie auch einen bindenden 
Charakter erhalten. In Katalonien etwa wur-
de die Grundsatzentscheidung zur Koalition 
in einer Vollversammlung mit 3.000 Teilneh-
mer*innen getroffen und sicherte so die Un-
terordnung der Fraktion unter die Partei. 

Pro: Öffentliche Versammlungen geben Ent-
scheidungen ins Kollektiv zurück und schaffen 
Transparenz. Sie können helfen die Relevanz 
von Themen zu bestimmen, Raum für Rechen-
schaft zu schaffen, gemeinsame Strategien 
zu besprechen und Entscheidungen zu treffen 
oder zur Diskussion zu stellen. Gerade auf kom-
munaler Ebene sind sie ein bewährtes Mittel zu 
konkreten Fragen. 

Contra: Nicht jede Frage ist für alle relevant 
und oft besteht auch kein Interesse an zu viel 
Information. Sie sind aufwendig zu organisie-
ren. Im Baskenland hat man die Erfahrung ge-
macht, dass es nur funktioniert Entscheidungen 
auf Sympathisant*innen- oder Bürger*innen-

versammlungen zur Diskussion zu stellen, wenn 
die Treffen nicht zu häufig stattfinden.   

Kollektives Mandat bezeichnet die Wahrneh-
mung eines Mandats gemeinsam mit ande-
ren. Das Ziel besteht sowohl darin, eine enge 
Rückkopplung herzustellen, als auch abzusi-
chern, dass Wissen nicht verloren geht und 
Übergänge vorbereitet werden, statt sich auf 
einzelne Personen zu fixieren. Offiziell ist dies 
bei Abgeordnetenmandaten zwar nicht mög-
lich, kann jedoch organisiert werden in enger 
Abstimmung und mit klaren Festlegungen 
und Verbindlichkeiten. Das Kollektiv kann un-
terschiedlich ausgestaltet werden (Büro plus 
Abgeordnete*r, Abgeordnete*r und festge-
legter Kreis an (Nicht-)Parteimitgliedern). Ein 
Beispiel findet sich etwa bei der PSOL (Partido 
Socialismo e Liberdade) in Brasilien, wo kollek-
tive, offene und populäre Mandate umgesetzt 
wurden, die sowohl mehrere Mandatsträger 
*innen auf verschiedenen politischen Ebenen 
als auch Bewegungsaktive einbezogen. Sie 
legen dabei sowohl Büros als auch Teams zu-
sammen, statt um einzelne Abgeordnete viele 
Ressourcen zu gruppieren. In manchen Fällen 
hatten offizielle Kandidat*innen aber auch of-
fizielle Co-Kandidat*innen. In Katalonien gibt 
es nicht offizielle kollektive Mandate, aber 
gemeinsame Gremien von Abgeordneten und 
Partei zur Festlegung des Abstimmungsverhal-
tens in strittigen Fragen. 

Pro: Als gemeinsames Gremium von Partei und 
Abgeordneten sichert es eine enge Rückkopp-
lung. Allein als Abgeordnete ist es schwierig, 
sich Anpassungsdruck zu erwehren, ein kol-
lektives Mandat verteilt die Verantwortung und 
sichert ab, so dass Mandatsträger*innen nicht 
allein gelassen werden. Durch die Einbindung 
von bis zu 100 Aktivist*innen wie in Brasilien 
können unterschiedlichste Erfahrungen einbe-
zogen werden. Ebenso wird Wissen breit ver-
teilt, wodurch die Abhängigkeit von einzelnen 
abnimmt und Nachfolgen direkt vorbereitet 
werden können. 

Contra: Die Entscheidungsprozesse sind her-
ausfordernd zu organisieren und die Vielzahl an 
Akteur*innen verringert das Tempo nach außen. 
Durch die Breite kann auch Klarheit verloren ge-
hen. Eine Herausforderung ist auch die Stabi-
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lität der »Co-Abgeordneten« zu gewährleisten.   

Rotation bezeichnet die Festlegung eines 
Wechsels nach einem festen Turnus. In der 
LINKEN gilt etwa für alle Parteiämter, inklu-
sive der Parteivorsitzenden, eine empfohlene 
maximale Amtszeit von acht Jahren. Für Par-
lamentsabgeordnete gibt es keine solche Re-
gelung. Das Rotationsprinzip gehört zu einem 
der ältesten Prinzipien vieler linker Parteien 
oder auch Gewerkschaften international. Da-
mit Wissen nicht verloren geht, muss es so-
zialisiert werden durch Arbeitsgruppen oder 
Kollektive. Bei der Einheitsliste in Dänemark 
sind Parteiführung, Abgeordnete, Bürgermeis-
ter*innen, Geschäftsführer*innen und Ange-
stellte einer Rotation nach maximal 7 Jahren 
unterworfen, in der Realität orientiert sich die 
Rotation eher an den Wahlzyklen. 

Pro: Durch die nicht personenfixierte Festle-
gung muss man niemanden abwählen und ein 
Wechsel wird garantiert. Dadurch wird es not-
wendig, immer auch Nachfolgen im Blick zu be-
halten und einzuarbeiten, statt als Konkurrenz 
zu sehen. Es verhindert das Festfahren in Rou-
tinen und sichert einen immer wieder neuen 
Blick auf Prozesse und Abläufe, statt in Exper-
tentum zu verfallen. Es sichert »Bewegung im 
Parlament«, statt das Parlament als Profession 
und Berufsperspektive zu betrachten. Es erfor-
dert, dass Abgeordnete berufliche Alternativen 
außerhalb des Parlaments im Blick behalten, 
wodurch sie innerhalb des Parlamentsbetriebs 
weniger erpressbar sind.  

Contra: Solange es nicht für eine gesamte Par-
tei gilt, besteht die Gefahr, dass die »Guten« 
sich selbst rauskegeln, während andere fest 
ihre Sitze behalten und ihre Machtstrukturen 
weiter verfestigen. Eine abgestufte Form ist da-
her auch Rotation nicht individuell sondern als 
kollektives Ziel für die Gesamtorganisation zu 
verfolgen. Nach der Wahrnehmung eines Man-
dats bei einer linken Partei, können Berufschan-
cen danach schlechter sein. Manche haben gar 
keine, weil sie direkt Politik zum Beruf gemacht 
haben. Wissen und Expertise kann verloren ge-
hen, auch die Übergabe von Netzwerken gestal-
tet sich nicht immer einfach. 

Transparente Finanzen. Bei der LINKEN ist in 
der Satzung festgelegt, dass sie keine Unter-
nehmensspenden annimmt. Umso mehr finan-
ziert sie sich durch Spenden und Abgaben der 
Mandatsträger*innen. Ein Abgeordnetenman-
dat ist vor allem ab Landesebene aufwärts mit 
enormen Ressourcen verbunden. Hinzu kom-
men oft nicht unerhebliche Nebenverdienste, 
ab 1.000 Euro im Monat oder 10.000 Euro 
im Jahr müssen sie laut Gesetz veröffentlicht 
werden. Die transparente Aufführung der Fi-
nanzen gibt Auskunft, für welche Zwecke sie 
verwendet wurden. Die meisten Bundestag-
sabgeordneten der LINKEN listen auf ihren 
jeweiligen Internetseiten einen allgemeinen 
Überblick über ihre monatlichen Einnahmen 
und Spenden an die LINKE und Vereine auf.  

Pro: Es ist eine Art, Rechenschaft abzulegen 
und wirkt dem Bild entgegen, dass sich alle 
Politiker*innen nur die Taschen voll machen. 
Eine Rechenschaft innerhalb der Mitgliedschaft 
kann dazu beitragen, kollektiv zu beratschlagen, 
welche Projekte durch die/den »entsandte*n« 
Abgeordnete*n gefördert werden, statt es nur 
individuellen Entscheidungen zu überlassen. 

Contra: Oft sehr unverbindliche Regelungen. 
Die Aufführung aller Spenden an Vereine und 
Initiativen ist aufwändig und kostet Zeit.  

Mandatsträger*innenabgabe bezeichnet die 
Regelung zur Abgabe eines Teils der Diäten. 
Da das Sein das Bewusstsein bestimmt, ist 
der Umgang mit diesen materiellen Bedingun-
gen ein Angelpunkt in der kritischen Ausein-
andersetzung mit dem Parlamentarismus. Der 
Partei und ihren Mitgliedern ist es zu verdan-
ken, wenn Sitze in Parlamenten und die damit 
verbundenen Privilegien errungen werden. Die 
Mandatsträger*innenabgabe ist internatio-
nal eins der gängigsten Mittel, um einerseits 
der Partei die Ressourcen zurückzugeben, die 
durch ihre Organisation an einzelne fließt und 
andererseits zu verhindern, dass die Lebens-
realität von Abgeordneten zu sehr von dem 
der Basis abhebt. Sie erschwert die Konzent-
ration auf eine persönliche Profilierung. Laut 
dem Prinzip des »freien Mandats« darf es in 
Deutschland keine verbindliche Regelung zur 
Abgabe geben. Möglich ist es über Selbstver-
pflichtungserklärungen als Voraussetzung bei 
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der Aufstellung von Kandidat*innen. Dies er-
folgt über die aufzustellende Einheit, also etwa 
auf kommunaler Ebene oder beim Bundestag 
über den Landesverband. Von der Abgeord-
netendiät im Bundestag in Höhe von rund 
10.000 Euro (ohne (Büro-)Kostenpauschale) 
spenden die MdBs etwa 1.400 Euro an die 
Bundespartei und 230 Euro an den Verein der 
Bundestagsfraktion. Alles weitere erfolgt über 
Freiwilligkeit. Im Baskenland und in Katalonien 
wird alles über 1.600-1.800 Euro Monatsge-
halt (bei 14 Gehältern) an die Partei abgeführt. 
Wer für die Einheitsliste in Dänemark im Par-
lament sitzt, erhält den Durchschnittverdienst 
eines Metallbeschäftigten in Kopenhagen, 
alles darüber wird an die Partei abgeführt. 
Die niederländische SP (Socialistische Partij) 
drehte das Prinzip um: Die Diäten fallen zuerst 
an die Partei, die den Parlamentarier*innen 
dann ein niederländisches Durchschnittsge-
halt zurückzahlt. Wer dagegen verstößt, wird 
ausgeschlossen. In Deutschland wird sich bei 
der Forderung nach einer festeren Regelung 
ebenfalls auf einen durchschnittlichen Fachar-
beiterlohn bezogen, meist fehlt eine konkrete-
re Ausgestaltung. 

Pro: Die Partei erhält dadurch verlässliche Fi-
nanzen, über die demokratisch entschieden 
wird. Abgeordnete leben ein »Durchschnittsle-
ben«, statt sich an Privilegien zu gewöhnen und 
diese als Selbstverständlichkeit anzusehen. Es 
wirkt der Tendenz entgegen, in der Berufspolitik 
die große persönliche und finanziell abgesicher-
te Karriere zu sehen. 

Contra: Ein größerer Spielraum bei den Abge-
ordneten kann die Vergabe von Spenden gerade 
für Initiativen manchmal unaufwändiger gestal-
ten. Landen alle Gelder bei der Partei, besteht 
ebenso eine Gefahr der bürokratischen statt 
demokratischen Kontrolle und wird dann z.B. 
einseitig für Wahlkampfaktivitäten verwendet. 
Mit eingeführt werden müsste ebenso, wie die 
Kontrolle funktioniert und ob es automatische 
Konsequenzen geben soll (etwa keine erneute 
Aufstellung).  

Jederzeitige Wähl- und Abwählbarkeit von 
Funktionsträger*innen ist ein hartes Mit-
tel, um die Rechenschaft und demokratische 
Vertretung abzusichern. In Art 28. GG ist in 

Deutschland das freie Mandat geregelt: Die 
Abgeordneten »sind Vertreter des ganzen Vol-
kes, an Aufträge und Weisungen nicht gebun-
den und nur ihrem Gewissen unterworfen.« Im 
Gegensatz zum imperativen Mandat, bei dem 
ein*e Abgeordnete*r direkt an inhaltliche Vor-
gaben von den von ihm*r Vertretenen gebun-
den ist, ermöglicht die jederzeitige Wähl- und 
Abwählbarkeit, also die Absetzung von Funkti-
onsträger*innen, wenn diese gegen Programm 
oder Prinzipien verstoßen. 

Pro: Sichert die direkte Verantwortung gegen-
über den Vertretenen und gibt ihnen die Mög-
lichkeit, Konsequenzen anzudrohen oder durch-
zuführen. Es beugt so auch Amtsmissbrauch 
vor. 

Contra: Für Mandatsträger*innen nicht direkt 
durchsetzbar.  

Die Trennung von Amt und Mandat bedeu-
tet im Kontext von Parteien, dass dieselbe 
Person nicht zur gleichen Zeit eine gewählte 
Parteifunktion und ein Wahlamt/Mandat be-
kleidet. Dies kann weiter konkretisiert werden, 
indem es z. B. nicht auf der gleichen Ebene 
(Kommunal, Land, Bund) erfolgen soll. Ziel der 
Trennung ist es, die Konzentration von Macht 
auf einzelne Personen zu verhindern. Darüber 
hinaus dient es der Stärkung der Rollenvertei-
lung von Partei und Fraktion, weil Personaluni-
on zur Befangenheit führen kann. Die Trennung 
vereinfacht das fraktionsunabhängige Agieren 
als Partei, gerade wenn Kritik an Fraktionen 
(umso mehr sie Teil einer Regierungskoalition 
sind) zu leisten ist. Auch in der LINKEN ken-
nen wir das Problem der Ämterhäufung. Eine 
durchgehende Regelung zur Trennung von Amt 
und Mandat gibt es nicht. In der Bundessat-
zung (§32 (4)) ist festgelegt, dass in Partei- 
und Landesvorständen max. 50 Prozent Man-
datsträger*innen ab Landesebene sein dürfen. 
Von den 44 Parteivorstandsmitgliedern dürfen 
also maximal 22 ein Mandat ab Landesebene 
innehaben. Manchmal wird Einfluss auch über 
Mitarbeiter*innen abgesichert. In der Bewe-
gungslinken gab es daher die Überlegung, die 
50 Prozent-Quote auf Mitarbeiter*innen zu er-
weitern. Im Landesverband NRW ist dies in der 
Satzung (§ 32 (4)) bereits und weitergehend 
geregelt, so dass im Landesvorstand maximal 
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20 Prozent Mandatsträger*innen oder deren 
Beschäftigte sein dürfen. In Thüringen wurde 
2021 in der Landessatzung festgeschrieben, 
dass nicht eine Person gleichzeitig Landespar-
tei- und Fraktionsvorsitz bekleiden kann (max. 
6 Monate als Übergangsphase).  

Pro: Mandatsträger*innen neigen durch ihren 
berufspolitischen Politikbezug und die damit 
verbundenen Zeitressourcen dazu, Themen 
und Tempo zu bestimmen. Stehen nicht bereits 
bekannte Mandatsträger*innen zur Wahl für 
Parteiämter, erhöht es die Notwendigkeit bzw. 
ermutigt andere, zu kandidieren. Es schränkt 
ein, dass ein Sitz in einem Vorstandsgremium 
gleichzeitig zur Absicherung des Mandats ver-
wendet wird. Klare Regelungen überlassen es 
nicht Einzelnen und stärken die Basis. 

Contra: Es ist oft schwer geeignete Personen 
zu finden. Mandatsträger*innen stellen durch 
Bekleidung eines Parteiamtes ihre durch das 
Mandat errungenen zeitlichen Ressourcen dem 
Parteiaufbau zur Verfügung. Ein Mandat ist 
auch eine Informations- und Ressourcenquelle, 
die für Vorstandsarbeit sinnvoll sein kann. Par-
teivorsitzende ohne Mandat haben es schwerer 
in der Öffentlichkeit aufzutauchen. 

Regeln bei der Aufstellung von Listen zur 
Zusammensetzung. Die Reproduktion der par-
lamentarischen Verhältnisse ist auch Ergebnis 
der Zusammensetzung. »Kreissaal - Hörsaal 
– Plenarsaal« beschreibt den Werdegang so 
mancher Parlamentarier*innen - auch in der 
LINKEN. Für eine Partei in Bewegung kann es 
ebenso problematisch sein, wenn der Nach-
wuchs über Mitarbeiter*innen aufgebaut 
wird. Um Repräsentation zu gewährleisten, 
ist die Zusammenstellung der Wahllisten ent-
scheidend. Längst bewährt und nicht mehr 
wegzudenken ist die Liste zur Sicherung der 
Mindestquotierung. Noch in der Diskussion 
befindet sich eine Quote für Migrant*innen. 
Eine andere Variante bei der Aufstellung be-

steht darin, Listen überhaupt erst aufzustellen 
und für die Wahl anzutreten, wenn es eine fest-
gelegte Anzahl an Mitgliedern gibt. So soll ab-
gesichert werden, dass nicht zu früh der Weg 
ins Parlament gesucht wird, wenn noch Kräfte 
auf der Straße und im Parteiaufbau fehlen. 

Pro: Klare Regelungen, um Kultur zu verändern.

Contra: Starre Regel. 

Neben diesen konkreten Regelungen wurden 
auf Workshops der Bewegungslinken weitere 
Praktiken, die sich für ein produktives Wech-
selspiel von parlamentarischer und außerpar-
lamentarischer Arbeit bewährt haben, und 
Ideen gesammelt. So können etwa Wahlkreis-
fahrten gezielt für Bewegungsaktivisten ausge-
richtet werden. Von unschätzbarem Wert, aber 
noch ausbaufähig, ist die Funktion als parla-
mentarische Beobachtende. Sitzungswochen 
der Fraktion könnten neu gestaltet werden, 
indem ein Tag immer fest für verschiedene 
Bewegungen reserviert ist. Indem man Reden 
von Bewegungsaktiven schreiben lässt, kann 
ihnen die Redezeit übergeben werden oder 
indem in öffentlichen Sitzungen direkt zuge-
schickte Fragen übernommen werden. Wo ein 
Abgeordneter ist, sind wir alle. So kann man 
als Abgeordnete Räume öffnen, indem Einla-
dungen zu Veranstaltungen weitergegeben 
werden. Fraktionssitzungen können an Orten 
des Widerstands und Pressekonferenzen mit 
Aktivist*innen und Gewerkschafter*innen ab-
gehalten werden. Es gibt viele Wege, das Par-
lament nutzbar zu machen. Viele Maßnahmen 
setzen jedoch eine größere kulturelle Verän-
derung voraus. Denn sind Maßnahmen, wie 
etwa die strikte Trennung von Amt und Mandat 
nicht Teil einer selbstverständlichen und soli-
darischen Kultur, werden Schritte abgeblockt, 
weil sie als persönlicher Angriff angesehen 
werden und der Widerstand gegen die Anpas-
sungstendenzen Einzelnen aufgebürdet wird. ■
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Die Mitgliederversammlung möge be-
schließen: 

DIE LINKE. Neukölln tritt bei den bevorstehen-
den Wahlen zum Deutschen Bundestag, zum 
Berliner Abgeordnetenhaus und zur Neuköll-
ner Bezirksverordnetenversammlung mit Kan-
didatinnen und Kandidaten an, von denen sie 
die Akzeptanz und die Einhaltung folgender 
Grundsätze im Wahlkampf und bei der Aus-
übung errungener Mandate erwartet: 

1. Sowohl der Wahlkampf als auch die Aus-
übung des Mandats sollen nicht als Einzel-
kämpferin oder Einzelkämpfer bestritten wer-
den, sondern als Teil der Partei DIE LINKE. 
Positionierungen bestimmen sich aus der 
Beschlusslage der Partei, insbesondere dem 
Parteiprogramm, den Wahlprogrammen für 
Bund, Land und Bezirk und den Wahlstrategi-
en. Bei neuen Entwicklungen ist die Mitglie-

derversammlung und zwischen den Mitglie-
derversammlungen der Bezirksvorstand das 
entscheidende Gremium. Wichtige Entschei-
dungen der Mandats- und Amtsträger*innen 
werden mit dem Bezirksvorstand beraten und 
abgestimmt. Zum Selbstverständnis der Man-
datsträgerinnen und -träger gehört es, dass 
sie bei unüberbrückbaren Differenzen mit 
Parteigremien ihr Mandat zurückgeben und 
keinesfalls mit diesem Mandat in eine andere 
Fraktion. 
 
2. Mandatsträgerinnen und -träger der BVV 
sollen die Hälfte der mandatsbezogenen fi-
nanziellen Einkünfte an die Partei DIE LINKE. 
Neukölln spenden. Über etwaige soziale Klau-
seln soll Einvernehmen zwischen der Wahlbe-
werberin oder  dem Wahlbewerber und dem 
Bezirksvorstand hergestellt werden.  
Bei anderen Mandaten und Ämtern, die in Voll-
zeit wahrgenommen werden, zum Beispiel im 

Anforderungen an
und Selbstverständnis von
Wahlbewerberinnen und -bewerbern  

DOKUMENTIERT I:

Antrag an die Mitgliederversammlung von DIE LINKE. Neukölln 
am 24. Oktober 2020 - Einstimmig beschlossen. 
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Deutschen Bundestag, im Berliner Abgeord-
netenhaus oder als Stadträtin und Stadtrat, 
sollen zunächst die Regelung von Bundes- bzw. 
Landesebene gelten. Darüber hinaus soll an 
den Bezirksverband so viel gespendet wer-
den, dass sich das verbleibende Einkommen 
der Trägerinnen und Träger von Mandaten und 
Ämtern in Vollzeit am Tarifvertrag der Partei 
DIE LINKE orientiert. Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von Abgeordneten sollen ebenfalls in 
Anlehnung an den Tarifvertrag der Partei DIE 
LINKE bezahlt werden.  
Mandats- und Amtsträgerinnen und -träger 
sollen die Höhe der regelmäßigen Abführungen 
im Einvernehmen mit dem Schatzmeister fest-
legen. Der Bezirksvorstand soll regelmäßig die 
Vollständigkeit der Abführungen prüfen und 
der Mitgliederversammlung darüber in geeig-
neter Weise berichten. Bei der Erfüllung dieser 
Aufgabe sollen ihn die Mandats- und Amtsträ-

gerinnen und -träger unterstützen. 
 
3. Bei der möglichen Anmietung von Wahl-
kreisbüros sollen die Mandatsträgerinnen und 
-träger das Einvernehmen mit dem Bezirksvor-
stand suchen. Gleiches soll gelten für die Ein-
stellung von Personal. Wenn möglich, soll eine 
Abgeordnetengemeinschaft gegründet werden 
und das Personal kollektiv angestellt werden, 
um individuelle Abhängigkeit zu vermeiden. 
Das dient dem Abbau von Hierarchien in den 
Arbeitsstrukturen. 
Alle Personen, die für DIE LINKE in Neukölln 
bei den Wahlen im Jahre 2021 kandidieren wol-
len, sind aufgefordert, sich zu diesen Grund-
sätzen zu bekennen und ihr Mitwirken bei der 
Umsetzung zuzusichern. ■
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Die Kasseler Linke für Arbeit und Soziale Ge-
rechtigkeit ist ein Bündnis für Menschen, die 
in Kassel auf kommunaler Ebene für eine Po-
litik der sozialen Gerechtigkeit eintreten: Wir 
stehen für die Verbesserung der Bildungs- und 
Ausbildungssituation, für den Erhalt und den 
Ausbau von kommunalen Eigentum und für 
ökologische Verantwortung. Wir leisten Wider-
stand gegen Privatisierung, Arbeitszeitverlän-
gerung und gegen die Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen. 
Wir stehen für eine transparente Politik. 
Der Sozialabbau der Regierungsparteien führt 
dazu, dass Erwerbslose, Geringverdiener*in-
nen und viele Rentner*innen den Gürtel im-
mer enger schnallen müssen. Beschäftigte 
sollen für weniger Geld länger arbeiten, erhal-
ten Rente erst ab 67 und Jugendlichen wird die 
Zukunft verbaut. Das alles passiert mit dem 
Argument, dass die Kassen leer seien. Was 
als Sachzwang präsentiert wird, ist aber das 
Produkt von politischen Entscheidungen, z.B. 
durch Steuergeschenke an Banken, Konzerne 
und Reiche. 
Diese »Sachzwanglogik» wird genutzt, um 
auch auf kommunaler Ebene die Kosten auf 
die Beschäftigten, Arbeitslosen, Jugendlichen 
und Rentner*innen abzuwälzen. Kommunales 
Eigentum wird privatisiert, die Mittel sozialer 
Einrichtungen werden gekürzt, Arbeitsplätze 
werden abgebaut und kommunale Ein-Euro 
Jobs werden eingeführt. Die Banken und Kon-
zerne fahren gleichzeitig mehr Profite ein. 
Gegen diese unsoziale Politik wollen wir bei 
der Kommunalwahl 2016 erneut als demokra-
tische linke Alternative in das Stadtparlament 
einziehen.  

WOFÜR WIR STEHEN: 
■ Dem Sozialabbau entgegenwirken 
Wir stehen für eine kommunale Politik, die alle 
Möglichkeiten nutzt, um den Opfern von Hartz 
IV und der unsozialen Agenda 2010-Politik 
wirksam zu helfen und um eine Rücknahme 
von Hartz IV und der Agenda 2010 durchzu-
setzen. 

■ Kommunale Politik für Arbeitsplätze 
Wir fordern sinnvolle, menschenwürdige, exis-
tenzsichernde, auf Dauer angelegte Arbeits-
plätze. Statt die Arbeitslosen mit Ein-Euro-Jobs 
abzuspeisen, treten wir für einen Ausbau des 
öffentlichen Beschäftigungssektors und eine 
bessere Verteilung der Arbeit durch Arbeits-
zeitverkürzung ein. Wir verteidigen kommunale 
Unternehmen, weil Privatisierung, auch Teilpri-
vatisierung, Arbeitsplätze vernichtet und zu ei-
ner Verschlechterung der Arbeitsbedingungen 
führt. Wir treten ein für ein kommunales Inves-
titionsprogramm in den Bereichen Soziales, 
Jugend, Kultur, Bildung, Umwelt, Gesundheit 
und Wohnen. Wir werden keine Maßnahmen 
mittragen, die zu weiterem Stellenabbau, zu 
Flexibilisierung oder Deregulierung im öffentli-
chen  Dienst führen. Prestige- und Großprojek-
te (wie der Flughafen-Neubau KasselCalden), 
die Lebensqualität beeinträchtigen, Natur zer-
stören und Steuergeld verschwenden und mit 
ihren Folgekosten die öffentlichen Kassen für 
Jahrzehnte massiv belasten, sind kein akzep-
tables Mittel zu Schaffung von Arbeitsplätzen.
  
■ Soziale Gerechtigkeit und Solidarität 
Wir setzen uns für ein antirassistisches und an-
tifaschistisches Klima in Kassel ein und wen-
den uns gegen jede Form von Antisemitismus, 
Sexismus, Islamophobie,  Ausgrenzung und 
Diskriminierung, seien die Opfer Alte, Arme, 
Behinderte, Drogenabhängige, Frauen, Kinder, 
Migrant*innen, Lesben, Schwule, Transgender 
oder andere Menschen. Lebensrisiken dürfen 
nicht individualisiert werden. Eine aktive Poli-
tik zum Ausgleich von Benachteiligungen muss 
zentrales Anliegen der Stadt sein. Die Stadt 
muss für alle ihre Bewohner*innen der Ort 
der Begegnung, der Kultur, der Teilhabe sein. 
Das setzt voraus, dass Wohnen, Kultur und 
öffentlicher Verkehr auch für alle Menschen 
zugänglich, bezahlbar und in ausreichendem 
Maße angeboten werden. Insbesondere sind 
die Angebote und Möglichkeiten für Kinder, 
Jugendliche, Erwerbslose und Rentner*innen 
zu verbessern. 

Selbstverständnis der Kasseler LINKEN  

DOKUMENTIERT II:

D
O

K
U

M
EN

TI
ER

T 
II



32 | | 33 

■ Die Stadt nicht kaputt sparen 
Wir lehnen den Versuch ab, die Finanzpro-
bleme der Stadt durch rigorose Kürzungen 
und Kahlschlagspolitik in Griff zu bekommen. 
Der fortschreitende Abbau von Personal, von 
Leistungen, der Förderungen von sozialen 
und kulturellen Projekten geht zu Lasten der 
sozial Benachteiligten und führt auch regional 
zu einer verhängnisvollen wirtschaftlichen Ab-
wärtsspirale. Wir fordern eine kommunale Fi-
nanzreform, die die Stadt in die Lage versetzt, 
ihre Aufgaben zum Wohl aller ihrer Bewoh-
ner*innen wahrnehmen zu können. Wir stehen 
offensiv gegen Sparzwangideologie und gegen 
den (politisch geführten) Rotstift, egal wer ihn 
in der Hand hält. 

■ Für eine lebenswerte Stadt 
Wir stehen für eine ökologische Stadtentwick-
lungs- und Verkehrspolitik. Wir wollen aktiv 
und vorausschauend eine Verkehrs- und Ener-
giewende vorantreiben. Wir wenden uns gegen 
alle Tendenzen, Kommunalpolitik auf »Stand-
ortpolitik« zu verengen und die Stadt zum Er-
füllungsgehilfen profitorientierter Investoren 
zu machen.  

WIR BETONEN FOLGENDE PRINZIPIEN 
UNSERER ARBEIT: 
■ Wir werden keine Koalition eingehen (und 
keiner Partei Stimmen geben) für eine Um-
verteilungspolitik von unten nach oben durch 
Sozialabbau, Beschäftigungsabbau oder Priva-
tisierungen. 

■ Wir verstehen unsere Arbeit als Unterstüt-
zung für alle Menschen, die in sozialen, Um-
welt-, Kultur- und Bildungsinitiativen, in Ge-
werkschaften und Verbänden arbeiten. Ihrer 
fachlichen und politischen Kompetenz wollen 
wir zusätzliches Gehör verschaffen und ihre 
Arbeit mit Informationen aus dem Stadtparla-
ment stärken. Wir verstehen unsere Kandida-

tur nicht als Ersatz für außerparlamentarische 
Aktivitäten sondern als Ergänzung. 

■ Wir werden die Interessen von sozial aus-
gegrenzten Menschen vertreten, indem wir ge-
meinsam mit ihnen Forderungen, Vorschläge 
und Strategien erarbeiten. Wir wissen, dass 
Erfolge dort möglich sind, wo Basisbewegun-
gen und die Eigeninitiative der Betroffenen 
wirken. Wir sehen unsere Aufgabe darin, sol-
che Prozesse zu stärken. 

■ Wir verstehen uns als aktive Opposition, die 
Alternativen nicht nur plakativ fordert, son-
dern Alternativen konkret und mit realisierba-
ren Konzepten formuliert. Wir werden unsere 
Alternativen aber nicht im Rahmen sogenann-
ter Sachzwänge formulieren. 

■ Wir stehen für langfristige Lösungen von 
Problemen und wenden uns gegen die herr-
schende Kommunalpolitik, in der nur bis zur 
nächsten Wahl gedacht, nicht über den Teller-
rand der Kommune hinaus geblickt und oppor-
tunistisch nur den Vorgaben des neoliberalen 
Mainstreams aus Wirtschaft, Politik und Medi-
en gefolgt wird.  

■ Die Kasseler Linke für Arbeit und soziale 
Gerechtigkeit ist in ihren Entscheidungen au-
tonom und den sie unterstützenden Personen 
gegenüber rechenschaftspflichtig. Sie wird 
die sie tragenden Kräfte in die Meinungs- und 
Entscheidungsfindung eng einbeziehen. Un-
sere Mandatsträger*innen unterstützen die 
kommunalpolitische Arbeit durch die Spende 
eines Viertels ihrer Mandatsaufwandsentschä-
digung. Unsere Vertreter*innen und Vertreter 
werden regelmäßig über alle politischen Akti-
vitäten und über die Verwendung aller Gelder 
Rechenschaft ablegen und sich nicht persön-
lich bereichern. ■
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DIE LINKE wird maßgeblich über ihre parla-
mentarische Arbeit wahrgenommen. Deswe-
gen wollen wir als Mandatsträger*innen und 
Kandidat*innen neue Formen des Arbeitens in 
den Parlamenten und aus ihnen heraus entwi-
ckeln, um deutlich zu machen: DIE LINKE ist 
keine Partei wie jede andere. Wir wollen Wege 
suchen, um unserem Anspruch als Motor, 
Sprachrohr und Sammelpunkt einer fortschritt-
lichen Zivilgesellschaft und dem Anspruch der 
Selbstermächtigung und Selbstvertretung der 
Entrechteten statt der reinen Repräsentation 
möglichst nah zu kommen. Zeit und Privilegien 
der Abgeordneten müssen stärker als kollektive 
Ressourcen der Partei und Bewegungen ver-
standen und entsprechend eingesetzt werden. 
Wir wollen in diesem Sinne mit neuen Formen 
experimentieren und sichtbar machen, dass es 
auch anders geht - und uns an unseren Taten 
messen lassen! Deswegen verpflichten wir uns 
auf folgende Maßnahmen:

1. Sich in den Dienst der Partei stellen
Zu keinem Zeitpunkt dürfen die Mandatsträ-
ger*innen vergessen, wem sie das Privileg 
verdanken, hauptamtlich politisch engagiert 
sein zu können: der Partei und ihren Mitglie-
dern, vor allem denen, die sich ehrenamtlich 
und aufopferungsvoll engagieren. Die Mög-
lichkeiten, die Abgeordnete haben, wollen wir 
daher so gut es geht (und rechtlich zugelassen 
ist) für den Aufbau der Partei vor Ort nutzen, 
die Kampagnen der Partei aufgreifen und mit 
umsetzen.
Auch wollen wir dem häufig geäußerten Vor-
wurf begegnen, Abgeordnete würden sich 
anhand der Diäten persönlich bereichern und 
Transparenz über Einkünfte und Spenden her-
stellen. Dabei würde deutlich, dass manche 

Abgeordnete der LINKEN ohnehin schon einen 
sehr großen Teil ihrer Diäten und Prämien an 
politische Projekte abführen. Doch sollte die 
Spendenhöhe nicht nur vom guten Willen jeder 
und jedes Einzelnen abhängen, sondern eine 
Diskussion darüber geführt werden, wie Spen-
den dauerhaft oder zum Beispiel Diätenerhö-
hungen verpflichtend für die Unterstützung po-
litischer Projekte eingesetzt werden können.

2. Mitten im Leben und an der Seite von Be-
wegungen sein
Die Parlamente, v.a. der Bundestag und das 
Europaparlament, wirken oft wie Raumschif-
fe, deren Realität mit der vieler Menschen 
und den sozialen Kämpfen wenig zu tun ha-
ben. Dem müssen wir entgegensteuern. Wir 
werden systematisch versuchen, unsere par-
lamentarische Infrastruktur den Aktiven aus 
Bewegungen, den ausgegrenzten, nicht gehör-
ten Menschen und Gruppen zur Verfügung zu 
stellen. Ebenso wollen wir uns dafür einsetzen, 
Fraktionssitzungen oder Pressekonferenzen 
außerhalb des Raumschiffs durchzuführen und 
da hinzugehen, wo es Auseinandersetzungen 
gibt (bei einem Streik, im Hambacher Forst, in 
sozialen Brennpunkten). Wir wirken darauf hin, 
dass sich auf den Listen der LINKEN für die 
Parlamente der verschiedenen Ebenen auch 
immer (parteilose) Aktive aus sozialen Kämp-
fen und außerparlamentarischen Bewegungen 
finden, die unsere grundlegenden politischen 
Ziele teilen.

3. Abgeordnetenbüros zu offenen sozialen 
Zentren machen
Viele Abgeordnete stellen ihre Büros schon 
seit vielen Jahren für politische Projekte zur 
Verfügung. Daran wollen wir anknüpfen. Wir 

Eine andere Platte auflegen
- Selbstverpflichtung unserer 
Mandatsträger*innen auf Bundes- 
und Landesebene

DOKUMENTIERT III:

WIR SOLLTEN DER STARKEN 
STELLUNG DER APPARATE 

ENTGEGENWIRKEN.
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wollen unsere Wahlkreisbüros als offene sozi-
ale Orte begreifen, an denen Gruppen von au-
ßerhalb der Partei möglichst gleichberechtigt 
beteiligt sind. Wo dies möglich ist, wollen wir 
unsere Wahlkreisbüros in kleine »soziale Zent-
ren« verwandeln, in denen Stadtteilinitiativen, 
Mieter*innen-Stammtische, Geflüchtetenhilfe, 
Erwerbslosenprojekte, Klimabewegungen und 
Gewerkschafter*innen genauso zu Hause sind 
wie DIE LINKE. 

4. Der Verselbständigung von Fraktionen 
und Abgeordneten entgegenwirken
Die Praxis auch linker Parteien und Politi-
ker*innen zeigt immer wieder: Fraktionen 
und ihre Abgeordneten drohen sich in vielerlei 
Hinsicht gegenüber der Partei und der politi-
schen Basis zu verselbständigen. Abgeordne-
te werden Ich-AGs, die sich vor allem selbst 
vermarkten müssen, um wieder aufgestellt zu 
werden. Das ist im repräsentativen System, 
das auf der/dem Berufspolitiker*in beruht, 
auch so vorgesehen. Wir sollten der starken 
Stellung der Apparate und dem Personenkult 
um Spitzenpolitiker*innen demokratisierend 
und aufklärerisch entgegenwirken. Eine aktive, 
selbstbewusste und aufgeklärte Parteibasis 
sowie die starke Rückkopplung und Verzah-
nung mit außerparlamentarischen Bewegun-
gen und Bündnispartner*innen sind hier die 
wichtigsten Korrektive. 
a) Deswegen organisieren wir über bericht-
ende Veranstaltungen hinaus auch Formate 
zu strittigen Fragen, um uns das Votum der 
Mitgliedschaft oder der Wähler*innen einzu-
holen, weg von der Einwegkommunikation, hin 

zu interaktiven Versammlungen. Wir wollen 
unser eigenes Stimmverhalten erklären und 
hinterfragen, Kritik und Anregungen daran auf-
nehmen und den Teilnehmer*innen, vor allem 
aber den Mitgliedern der Partei, mehr Einfluss 
auf unsere Arbeit ermöglichen.
b) Darüber hinaus organisieren wir min-
destens jährlich einen regionalen »Bewe-
gungsratschlag«, auf dem die außerparla-
mentarischen, zivilgesellschaftlichen und 
gewerkschaftlichen Bündnispartner*innen 
ihre Anforderungen an uns und die Fraktion 
herantragen und wir gemeinsame Projekte 
entwickeln können.
c) Mandatszeitbegrenzungen und die Tren-
nung von Amt und Mandat sind erprobte Mittel 
in anderen Ländern. Während es bereits eine 
orientierende Soll-Regelung in der Partei gibt, 
setzen wir uns insbesondere für eine Mandats-
zeitbegrenzung für Abgeordnete ein - ob diese 
bei zwei oder drei Legislaturen liegt, ist aus un-
serer Sicht nachrangig. Ein freiwilliger Verzicht 
kann eine solche Regelung nicht ersetzen, weil 
nur eine Verbindlichkeit für alle auch für breite 
Anerkennung sorgen wird. Ein Augenmerk in 
der eigenen Amtszeit liegt dann auch auf der 
Herausbildung und Begleitung von neuen Ak-
tiven. 

Als Bewegungslinke wollen wir regelmäßig 
Bilanz ziehen, uns über die Anwendung der 
Selbstverpflichtung austauschen und darüber 
nachvollziehbar berichten. ■

WIR SOLLTEN DER STARKEN 
STELLUNG DER APPARATE 

ENTGEGENWIRKEN.
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Wer im Parlament sitzt, ist unweigerlich mit der Frage möglicher Regierungs-
beteiligungen konfrontiert. Für uns als Bewegungslinke ist klar, dass Basisbe-
wegungen die Herzkammern von Veränderung sind. »Staat und Parlament sind 
kein Fahrrad, auf das man sich einfach setzen und in beliebiger Richtung losra-
deln kann«, heißt es in unserer Gründungserklärung. Im Erfurter Programm ist 
festgelegt: »An einer Regierung, die Kriege führt und Kampfeinsätze der Bundes-
wehr im Ausland zulässt, die Aufrüstung und Militarisierung vorantreibt, die 
Privatisierungen der Daseinsvorsorge oder Sozialabbau betreibt, deren Politik 
die Aufgabenerfüllung des Öffentlichen Dienstes verschlechtert, werden wir uns 
nicht beteiligen.« Auf dieser Grundlage läuft auch innerhalb der Bewegungslin-
ken die Diskussion darüber, wie wir Machtverhältnisse verändern und ob ein 
Bein in einer Regierungskonstellation dabei hilfreich sein kann. Wir haben in 
diesem Handbuch ein Kapitel aufgenommen, um uns ausgehend von konkreten 
Erfahrungen der Frage zu nähern. Da die letzte Berliner Regierungsbeteiligung 
oft als Beispiel für rebellisches Regieren gilt, findet ihr in diesem Teil Artikel 
zu verschiedenen Themen der Hauptstadt, darunter Wohnen, Parteiaufbau und 
Antirassismus. Darüber hinaus gibt es kurze Praxiseinblicke aus München und 
Münster von Erfolgen aus der Opposition heraus, sowie einen Blick nach Athen 
und das Regierungsexperiment von Syriza. Das Beleuchten internationaler Er-
fahrungen hätte eigentlich umfanrgeicher ausfallen sollen, geblieben ist ledig-
lich der Blick nach Griechenland. Aber - so dachten wir - besser als nichts! 
Natürlich ist all dies nicht vollständig, sondern ein Anstoß und eine Sammlung 
konkreter Erfahrungen. ■

Teil 2:
Für und Wider 
das Regieren
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Als LINKE vertreten wir wohnungspolitisch ein 
schweres Erbe in Berlin, denn zwischen 2002 
und 2011 waren wir an einer Koalition betei-
ligt, die dem Verkauf von tausenden vormals 
kommunalen Wohnungen zustimmte. Dieser 
Fehler ist nicht ohne Weiteres zu korrigieren 
und wird uns wohl für immer begleiten. Das 
anzuerkennen ist die wesentliche Vorausset-
zung für eine neue LINKE Stadtpolitik. 
Anfang 2021 haben wir den Mietendeckel als 
international beachtetes Instrument sozialer 
Wohnraumversorgungspolitik vorweisen kön-
nen; ein großer Erfolg sozialstaatlicher Regu-
lierungspolitik nach Jahrzehnten neoliberalen 
Staatsumbaus. Mit dem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 15. April 2021 wurde 
der Mietendeckel jedoch durch den Zweiten 
Senat gekippt. Das Urteil lässt viele Fragen of-
fen und sorgt sozialpolitisch, aber auch rechts-
wissenschaftlich, für ein mittelschweres Erd-
beben, da es in erstaunlicher Härte im zweiten 
Jahr der Pandemie und ohne mündliche Ver-
handlung gefällt wurde.  
Die Bundesverfassungsrichter*innen verwie-
sen die Kompetenz für das Wohnungswesen 
der Bundesländer - hier vor allem die Ausfor-
mulierung eines öffentlichen Mietpreisrechtes 
- ohne große Umschweife auf einen Zuschau-
erplatz gegenüber dem Machtbereich des 
Bürgerlichen Gesetzbuches in Verantwortung 
der Bundespolitik (Rechtswissenschaftliche 
und verfassungsrechtliche Beiträge zum Ur-
teil finden sich hier: https://verfassungsblog.
de/?s=mietendeckel). Demnach darf keines 
der 16 Bundesländer der Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) die Mieten öffentlich-recht-
lich selber regeln, sondern die Mietengesetz-
gebung sei - so die konservativen Richter*in-
nen - vermittelt über die »Mietpreisbremse« 
des Bundes abschließend geregelt. Gleichwohl 

bremst diese die Mieten nicht und ist nur ein 
Baustein der neoliberalen Deregulierung im 
Bereich des Wohnungswesens der BRD der 
vergangenen Jahrzehnte. Doch wie kam es 
überhaupt zum Mietendeckel? Und wie kann 
es jetzt weiter gehen? 

Allianzen und Kämpfe »hinter« 
dem Mietendeckel  
Im Jahr 2015 wurde mit dem Berliner Mieten-
volksentscheid eine neue gemeinwohlorien-
tierte Wohnungswirtschaft, im Sinne der Ver-
sorgung aller mit leistbarem Wohnraum, durch 
die Berliner Mietenbewegung eingefordert. Als 
wir 2016 in ein Rot-Rot-Grünes Regierungs-
bündnis eintraten, waren diese Forderungen 
für uns ein klarer Auftrag zur Verhandlung des 
Koalitionsvertrags.  
Bereits 2014 ging die Initiative zur Freihaltung 
des Tempelhofer Flugfeldes mit einem Volks-
begehren an den Start, gegen die von SPD und 
CDU vorgeschlagene Bebauung dieser lan-
deseigenen Fläche. Nach dem Motto, »Lieber 
keine Bauten als Luxusbutzen!«, stimmte eine 
Mehrheit für eine Stadt für alle, wider die Ver-
drängung und soziale Entmischung der Stadt 
in »gute« und »schlechte« Quartiere. 
Mit dem Beschluss des Mietendeckelgesetzes 
haben wir nicht nur mit der Logik, Wohnraum 
= Ware gebrochen und damit die massenhafte 
Verdrängung von Menschen als scheinbarem 
Naturgesetz aufgekündigt. Mit dem Mietende-
ckel wurde die Eigentumsfrage in einer neuen 
Klarheit herausgestellt, da sichtbar wurde, wie 
sich die Interessen von Mieter*innen und Ver-
mieter*innen gegenüberstehen. 
Während die SPD lediglich die Mieten einfrie-
ren wollte, drängten wir als LINKE auf einen 
harten Deckel mit klaren Preisvorgaben für 
Wohnungsmieten - die Mietenbewegung der 

Sein oder Nicht-Sein: 
LINKE Wohnungspolitik in Berlin 
und »Regieren in Bewegung« 
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Stadt und die Linken bei den Berliner GRÜ-
NEN fest an unserer Seite. Das Volksbegeh-
ren »Deutsche Wohnen und Co. enteignen« 
begleitete den Kampf um den Mietendeckel 
konstruktiv. In Umfragen sprach sich eine 
Mehrheit überraschend für die Enteignungs-
forderung aus und damit war allen klar, dass 
demgegenüber die bloße Regulierung von Mie-
ten nicht hätte scheitern können. 
Obwohl stadtpolitische Initiativen uns als Par-
tei die frühere Privatisierungspolitik niemals 
verziehen haben, konnten sich inzwischen 
neue Verbindungen zwischen Partei und Be-
wegung etablieren, »neue linke Mehrheiten« 
für eine soziale Wohnungspolitik finden sich 
beispielsweise auch in den Verwaltungen oder 
Verbänden. In dieser historischen Situation 
war der Handlungsspielraum für uns als LIN-
KE, nachdem der Jurist Peter Weber im Dezem-
ber 2018 seinen Vorschlag für die landespoli-
tische Mietenregulierung vorstellte, relativ klar 
und Bedenken auch in unseren Reihen konn-
ten sich nicht durchsetzen.  
Und ja, diese Bedenken gab es und es lohnt 
ein Blick auf deren Struktur und Beweggründe. 
Als der juristische Aufsatz für eine wohnungs-
politische Landeskompetenz und zur landes-
rechtlichen Mietenregulierung auf dem Tisch 
lag, stellte sich selbstverständlich auch die 
unangenehme Frage, wieso das nicht schon 
früher erkannt wurde. Als LINKE haben wir 
seit 2016 die Verantwortung für das Stad-
tentwicklungsressort und dies ist eines der 
größten und auch mächtigsten Verwaltungs-
apparate der Stadt. Hier arbeiteten bis zuletzt 
kaum mehr Linke und während dieser letzten 
Legislaturperiode erreichten immer wieder 
vertrauliche Informationen die Öffentlichkeit, 
die kompromittierende Zwischenstände oder 
Vorabstimmungen beinhalteten; so auch beim 
Mietendeckel. Dementsprechend musste ei-
nerseits für Mut und Aufrichtigkeit für dieses 
politische Wagnis im eigenen und im R2G 
Lager geworben und andererseits die Wider-
stände in der zuständigen Senatsverwaltung 
zurückgedrängt werden.  
Dass wir den Berliner Mietendeckel mit einer 
klar linken Handschrift und mit der Perspektive 
auf tatsächlich sinkende Mieten durch diesen 
regulatorischen Eingriff einer Linksregierung 
durch das Parlament bringen konnten, ist das 
Ergebnis eines gut orchestrierten Politikpro-

zesses und zeigt wie die Klaviatur von linker 
Politik in Regierung, Parlament und außerpar-
lamentarisch zielführend gespielt wurde. Eine 
grüne Hauptstadtpartei mit einer politisch re-
lativ weit links ausgerichteten Politik war dafür 
ebenso entscheidend, wie fachlich informier-
te Journalist*innen und breite Bündnisse in 
Wissenschaft und Verwaltungsapparaten der 
Stadt. Gemeinsam konnte dieser Kraftakt er-
rungen werden und das sollte als Botschaft für 
linkes Regieren in Bewegung als Erzählung in 
die Geschichte eingehen. Im Berliner Mieten-
deckel materialisieren sich endlich die vielen 
Debatten von Crossover, über Bündnispolitik 
und gesellschaftliche Mosaike der vergange-
nen Jahrzehnte. 
In den vergangenen zehn Jahren haben wir als 
LINKE ein neues Verhältnis zu stadtpolitischen 
Bewegungen aufgebaut und wieder begonnen 
den Protest der Menschen als Auftrag, nicht 
als Gegner*innenschaft zu verstehen. Dieses 
positive Verhältnis zu neuen linken Mehr-
heiten und die Früchte der Kooperation u.a. 
mit linken Jurist*innen und stadtpolitischen 
Initiativen muss nicht nur in Zukunft gehegt 
und gepflegt werden, sondern  ist auch die 
praktische Grundlage für das Ausrufen einer 
Mietenwahl 2021 gewesen, gleichzeitig zum 
Volksentscheid Deutsche Wohnen und Co. 
enteignen und nach fünf Jahren Kurswechsel 
hin zu einer sozialen Wohnraumversorgungs-
politik für Berlin. 

Hätte? Könnte! Mietendeckel für alle! 
Ein Jahr lang galt der Mietendeckel für Berlin 
und etliche Mieter*innen konnten viel Geld 
sparen, das nicht mehr in die Taschen der 
Vermieter*innen floss, sondern für private 
Zwecke übrigblieb. Nicht wenige bezahlten 
nur noch die Hälfte der Miete und dann pas-
sierte das, was als unvorstellbar galt: Die 
Durchschnittsmieten in Berlin sanken! Berlin 
war 2020 die einzige Großstadt weltweit mit 
sinkenden Mieten - immerhin eine Erleichte-
rung im Jahr der Pandemie. Schätzungsweise 
3 Mrd. Euro hätten auch zukünftig jährlich in 
die lokale Wirtschaft fließen können, wenn die 
Mietenregulierung dauerhaften Bestand ge-
habt hätte. 
Dass ausgerechnet die Vertreter*innen der 
Immobilienlobby von FDP und CDU/CSU 
den Mietendeckel per Klage zu Fall brachten, 
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in der Bundesregierung aber jeglichen Mie-
ter*innenschutz verhindern und auch nicht 
bereit sind, Steuerschlupflöcher für Immobi-
lienspekulanten zu schließen, ist kein Zufall: 
Sie sind es, die jährlich fette Spenden der 
größten Baulöwen einstreichen. Nach dem 
Urteil wiederum fordern Menschen in bun-
desweiten Umfragen, dass es eine schärfere 
Mietenregulierung geben soll. Dass die neue 
Bundesregierung aus SPD, GRÜNEN und FDP 
die Mietenregulierung nicht ermöglicht, ist an-
gesichts der immer weiter steigenden Mieten 
und dem spekulativen Zustand der Immobi-
lienwirtschaft ein echter Skandal. Während 
Hedgefonds und institutionelle Investoren seit 
der Finanzkrise den Finanzmarkt umgekrem-
pelt und die Finanzwirtschaft übernommen 
haben, ist die Immobilienwirtschaft zur reinen 
Immobilienverwertungsökonomie verkommen. 
Wohnungsbestände werden im Wochentakt in 
Größenordnung verzockt und der vielzitierte 
Kleinvermieter der bundesrepublikanischen 
Nachkriegszeit wirkt wie ein vergilbtes Ab-
ziehbildchen - längst aus der Zeit gefallen. 

Black Rock und Co. haben weltweit riesige 
Wohnungsbestände unter Kontrolle und die 
Konzentration von Wohnungsbeständen als 
Eigentum einiger weniger Finanzinvestoren 
schreitet massiv voran und damit die soge-
nannte Finanzialisierung des Wohnens. 

»Keine Rendite mit der Miete« ist die Idee, 
deren Zeit gekommen ist. Denn Wohnen ist 
ein Grundrecht – nicht nur in Berlin, sondern 
in ganz Deutschland. Die LINKE. muss für die-
ses Grundrecht streiten und an der Seite der 
Menschen und Initiativen für soziale Mietenpo-
litik kämpfen. Bundesweit und weltweit: Diese 
Kämpfe fragen nach dem Gemeinwohlauftrag 
und der sozialen Verpflichtung von Eigentum 
für die Gesellschaft und in ihnen stellt sich 
mit der Eigentumsfrage auch die Systemfra-
ge. Auch deshalb ist Die LINKE die politische 
Verbündete der Mietenproteste und muss sich 
als verlässliche und glaubwürdige Partnerin in 
Parlamenten und Regierungen dementspre-
chend beweisen.  ■
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»Unsere Macht liegt in der Mietenbewegung«

INTERVIEW MIT MOHEB SHAFAQYAR,
SPRECHER VON »DEUTSCHE WOHNEN & CO ENTEIGNEN«

Die Vergesellschaftung von Konzerneigen-
tum würde einen für die europäische Lin-
ke wegweisenden Präzedenzfall schaffen 
– starker Widerstand ist die Konsequenz. 
Wie möchtet ihr eure Pläne dennoch 
durchsetzen?  

Die Radikalisierung der Mietenbewegung hat 
mit der Forderung nach Vergesellschaftung 
einen vorläufigen Höhepunkt erreicht. Das ist 
nicht so einfach wegzukriegen. Unsere Macht 
liegt deshalb in der aktiven, hochpolitisierten 
Mietenbewegung, die um die Stadt für Alle 
kämpft. In Berlin leben 85 Prozent zur Miete 
und leiden unter dem Mietenwahnsinn, die 
sind Teil unserer Machtbasis. Unsere Geg-
ner*innen haben viel Geld und Einfluss, um die 
Vergesellschaftung mit Untergangsszenarien 
in Verbindung zu bringen. 

Inwiefern ist es für euch auch wichtig, wer 
konkret im Berliner Senat regiert?  

Es ist nicht unwichtig, dass mit der LINKEN 
eine Regierungspartei unser Volksbegehren 
unterstützt hat bislang. Sie ist personell und 
organisatorisch im Austausch mit der Initiative 
gewesen und hat ein paar bürokratische Stei-
ne aus dem Weg legen können. Wie sich das 
nun nach dem gewonnenen Volksentscheid 
verhält, ist schwer zu bewerten. Wenn eine Re-
gierungspartei sich diese Forderung zu eigen 
macht, eröffnet es den Menschen durchaus 
eher die Vorstellung der Realisierbarkeit die-
ser sehr weitreichenden Maßnahme. Auf der 
anderen Seite scheint die SPD unter Giffey es 
mit allen Mitteln verhindern zu wollen.  

Gab es trotzdem Probleme bei der Koope-
ration mit der LINKEN im Senat?  

Dass DIE LINKE eigene Sammelstrukturen auf-
gebaut und Unterschriften gesammelt hat, war 
sehr hilfreich. Ich verstehe aber nicht, wieso 

Konflikte im Senat so häufig hinter verschlos-
senen Türen geführt werden. Als sei man mit 
dem Eingehen einer Koalition in einem eiser-
nen Loyalitätsbündnis gefangen. Politische 
und gesellschaftliche Auseinandersetzungen 
finden nicht nur alle vier oder fünf Jahre zu den 
Wahlen statt, sondern laufend.  

Kannst du das konkreter machen?  

Es gibt immer Zwänge und Logiken in der Re-
gierungsarbeit, die die Grenzen zwischen Op-
position und Regierung definieren. Die SPD in 
der Innenverwaltung hat beispielsweise die Zu-
lässigkeitsprüfung unseres Begehrens ganze 
441 Tage lang verschleppt. Wenn der Koaliti-
onspartner offensichtlich ein formell rechtmä-
ßiges und durch die Verfassung vorgegebenes 
Instrument mit Füßen tritt, muss das scharf 
kritisiert werden. Selbst die Grünen haben das 
in aller Öffentlichkeit kritisiert. Die regierende 
LINKE darf nicht eine ihrer Kernforderungen 
sowie die Parteibasis und die Mietenbewe-
gung geschlossen verprellen, aus Gründen der 
Loyalität zum Koalitionspartner. Zumal: Selbst 
SPD und Grüne pfeifen auf derartig weitgehen-
de Loyalitäten. Ich hätte mir also genau hier 
gewünscht, dass der Skandal und der Disput 
öffentlich gemacht worden wären.  

Aktuell seid ihr in Gesprächen mit der Re-
gierungskoalition. Darin soll unter ande-
rem ausgelotet werden, ob ihr euch auch 
ohne Volksentscheid mit dem Senat auf 
ausreichende Maßnahmen einigen könnt. 
Wie verlaufen die Gespräche bisher?  

Wir haben die Einladung zu den Gesprächen 
angenommen, aber sehen bislang keine Anzei-
chen dafür, dass die Gegenseite die Gespräche 
ernst nimmt. Gerade die SPD driftet mit Giffey 
stark nach rechts ab. Eine Vergesellschaftung 
mit dieser SPD – aus freien Stücken – ist nicht 
ersichtlich. Und die Einladung ging von den 
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Parlamentsfraktionen der drei Parteien aus. 
Wenn sie es ernst meinen, müssten sie ein 
Vergesellschaftungsgesetz vorlegen. Sie sind 
der originäre Gesetzgeber – mit der Mehrheit 
im Parlament. Das tun sie nicht und wir erken-
nen bislang noch nicht, was diese Gespräche 
sollen.  

Der Mietendeckel wird oft auf den Druck 
von Bewegungen zurückgeführt. Wie beur-
teilt ihr sein Zustandekommen? 

Der Mietendeckel ist ohne Frage ein Resultat 
des massiven Drucks der Berliner Mietenbe-
wegung gewesen. Es gab in den letzten Jah-
ren riesige Proteste gegen die Wohnungskrise, 
Mietenexplosion und Verdrängung. Auch wenn 
der Mietendeckel leider am Bundesverfas-
sungsgericht gescheitert ist: Nicht zuletzt un-
ser Volksbegehren zur Enteignung großer Im-
mobilienkonzerne und der gewaltige Widerhall, 
den es in der Stadt gefunden hat, haben den 
Senat zum Handeln gezwungen. 

Und welche Rolle spielte die LINKE?  

Naja, die konkrete Idee für den Mietendeckel 
und seine Machbarkeit auf Landesebene ha-
ben wir einem juristischen Fachbeitrag von 
Peter Weber zu verdanken. DIE LINKE machte 
den Deckel dann zum Regierungsprojekt. Es 
gab hier heftige Auseinandersetzungen bis 
zum letzten Moment und SPD und Grünen wa-
ren wohl kurz davor, ganz auszusteigen. Aber 
auch sie stehen unter dem Druck ihrer Mitglie-
der- und Wähle*innenbasis, die dem Mieten-
wahnsinn nicht länger untätig zuschauen will 
und durchaus auch Sympathien für unsere Ini-
tiative zur Enteignung hat. 

Im September wurde euer Begehren den 
Berliner*innen zur Abstimmung vorgelegt. 
Sensationelle 59,1 Prozent haben dafür ge-
stimmt. Wie geht es jetzt weiter, auch mit 
Blick auf die bundesweite Bedeutung die-
ses Ergebnisses? 

Tja, gute Frage. Im Koalitionsvertrag ist eine 
Kommission vereinbart, die sich mit dem The-
ma befassen soll. Dann sollen die Ergebnisse 
der Kommission zurück beim Senat landen, der 
dann entscheidet was er daraus ableiten will. 
Es gibt keine politische Vereinbarung zur Um-
setzungsabsicht. Das ist erstmal ein bitterer 
Umgang mit einer demokratischen Entschei-
dung, bei der über 1 Million Berliner*innen für 
die Vergesellschaftung gestimmt haben. In 10 
von 12 Berliner Bezirken gibt es eine Mehrheit. 
Wie die Kommission arbeiten wird, welchen 
Auftrag sie erteilt bekommt, welches Ergebnis 
daraus resultieren wird und was der Senat und 
die Linkspartei machen, wird sich zeigen. Die 
Verhandlungsführer*innen der LINKEN beto-
nen ja, es handele sich um eine Umsetzungs-
kommission. Eins hat sich aber immer wieder 
gezeigt: Wir wurden bei jedem unserer Schrit-
te unterschätzt. 

Schließlich besteht die Möglichkeit, einen 
verbindlichen Gesetzesvolksentscheid noch 
durchzuführen. Der würde dann unabhängig 
vom Willen des Senates per gewonnenem Ent-
scheid verbindlich in Kraft treten und die Ver-
gesellschaftung einleiten. ■

Das Interview wurde 
geführt von Toma El-Sarout
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Politik »den Profis überlassen«? 
- Was die Auseinandersetzung um die 
Privatisierung der Berliner S-Bahn für den 
Parteiaufbau bedeutet 

Zum Kern linker Politik gehört es, gegen neo-
liberale Privatisierungsprogramme, die auch 
in Deutschland öffentliche Güter und Infra-
strukturen zerstören, zu kämpfen. Doch was 
passiert, wenn der grüne Koalitionspartner in 
einer rot-rot-grünen Regierung genau ein sol-
ches Privatisierungsprojekt vorantreibt? Die 
Auseinandersetzung um die Ausschreibung 
der Berliner S-Bahn zeigt, wie die Regierungs-
beteiligung dann zu ziemlichen Verrenkungen 
bei der LINKEN führt – und wie Kämpfe der 
Parteibasis durch Koalitionsrücksichten ge-
bremst werden. 
Der Hintergrund: Die Berliner S-Bahn, eines der 
intelligentesten Nahverkehrssysteme der Welt, 
befindet sich seit über zehn Jahren in der Kri-
se. Aufgrund des Börsenkurses der Deutschen 
Bahn wurde an ihre Tochtergesellschaft S-Bahn 
Berlin ein harter Sparkurs angelegt, der 2009 
aufgrund der fehlenden Wartung der Wägen 
und der Reduktion der Mitarbeiter*innen zum 
S-Bahn-Chaos führte. Wenige Jahre danach be-
schloss ein rot-schwarzer Senat die Zerstücke-
lung in Teilnetze, die einzeln zum Wettbewerb 
ausgeschrieben werden sollten. Die 2013 aus-
geschriebene Ringbahn ging 2015 trotzdem 
an die DB, da andere Bieter*innen aufgrund 
der auf die Bahn zugeschnittenen Ausschrei-
bung wieder ausschieden. In der 2017 gewähl-
ten rot-rot-grünen Koalition wollte die grüne 
Verkehrssenatorin Regine Günther nun aber 
endlich mit dem »Wettbewerb auf der Schie-
ne« ernst machen und brachte die europawei-
te Ausschreibung zwei weiterer Teilnetze, der 
Nord-Süd- und der Ost-West-Tangente auf den 
Weg. Die Stoßrichtung war klar: diese »grüne« 
Senatorin, die in den 00er Jahren noch partei-
los war und für CO2-Quoten warb, hielt auch 

im Fall der S-Bahn eine »Wettbewerbs-«, das 
heißt de facto Privatisierungslösung für geeig-
net, um für Qualität und Klimafreundlichkeit zu 
sorgen.  Als sich das Ausschreibungsverfahren 
2019 konkretisierte, begann es in verschiede-
nen Bezirksverbänden zu brodeln. Ein riesiges 
ÖPP-Projekt (Öffentlich-Private Partnerschaft) 
mit absehbar schlechten Folgen für die Be-
schäftigten und riesigen potenziellen Profi-
ten für Private auf Kosten des Gemeinwohls 
– das sollte DIE LINKE nicht mitmachen. Der 
Unmut über die 8 Milliarden-Ausschreibung, 
bei der die Privatisierung und Zerschlagung 
der Berliner S-Bahn droht, speiste sich auch 
aus der Tatsache, dass die Vorbereitung der 
Ausschreibung unter Mitwirkung der LINKEN 
und ihre Konsequenzen noch gar nicht mit 
der Parteibasis diskutiert worden waren. Aus 
Protest gegen die Ausschreibung gründete 
sich »Eine S-Bahn für alle«, ein Bündnis aus 
Gewerkschaftler*innen, Klimaaktivist*innen 
und anderen Berliner*innen, das unter dem 
Dach von »Gemeingut in Bürger*innenhand« 
unterkam. Die Gegner*innen der Ausschrei-
bung begannen, Debatten zu veranstalten und 
öffentliche Aufklärung zu betreiben, nicht zu-
letzt durch das sehr erfolgreiche Sammeln von 
Unterschriften. Dabei konnten die Aktivist*in-
nen unter anderem auf die Erfahrungen des 
Berliner S-Bahn-Tischs zurückgreifen, der sich 
in Reaktion auf die Krise von 2009 gebildet 
und schon damals einen gemeinnützigen und 
landeseigenen Betrieb der S-Bahn gefordert 
hatte. Auch innerhalb der LINKEN wurde die 
Ausschreibung auf Initiative der Basis endlich 
bei Landesparteitagen diskutiert. Das geschah 
allerdings zu einem Zeitpunkt, an dem inner-
halb der Koalition schon viele Tatsachen ge-
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schaffen worden waren. Und da Fraktion und 
Parteispitze sich an eine vage Formulierung 
des Koalitionsvertrags gebunden fühlten und 
zähneknirschend am Ausschreibungsverfah-
ren festhielten, um keinen Koalitionsbruch zu 
riskieren, ergaben sich einige Folgeprobleme, 
die den Berliner Parteiaufbau bremsten: 

 1) Agieren gegen die Bewegung: Die Berliner 
LINKE konnte sich lange nicht klar auf die 
Seite des Bündnisses gegen die S-Bahn-Pri-
vatisierung stellen, obwohl sie laut Programm 
gegen Privatisierungen ist. Parteiaktivist*in-
nen, die Berliner*innen auf der Straße über 
die Ausschreibung und ihre Problematiken 
informieren wollten, waren gezwungen, gegen 
ihre eigene Partei zu handeln. Damit wurden 
sie in der Öffentlichkeit für weniger glaubwür-
dig gehalten – Senat und Abgeordnetenhaus 
sprachen sich ja geschlossen für das Projekt 
aus. Außerdem blieben die Ressourcen und 
der Zugang zu Medien, den die Vertretung 
im Parlament eigentlich eröffnet, wegen des 
»Ausschweigens« des unangenehmen Themas 
durch die Parteispitze ungenutzt. Wo bleibt der 
Vorteil für Bewegungen, sich mit der LINKEN 
zu verbünden? 

2) Dem Sachzwang verfallen: Die interne Aus-
einandersetzung in der Partei war in einer res-
sourcenraubenden Dynamik gefangen. Wäh-
rend die Ausschreibungsgegner*innen über 
die Gefahren der Ausschreibung, ihren Ab-
bruch und mögliche Alternativen diskutieren 
wollten, wurden die Folgen der Ausschreibung 
von Vertreter*innen der Partei in Senat und 
Fraktion verharmlost. Viel Energie ging dabei 
drauf, die Notwendigkeit der Ausschreibung 
gegenüber der eigenen Parteibasis anhand di-
verser angeblicher Sachzwänge zu begründen, 
die dann mühsam zurückgewiesen werden 
müssen. 
Anstatt gebündelte Kräfte in die Entwicklung 
von progressiven Alternativen zu stecken, 
wurde aus Rücksicht auf den grünen Koaliti-
onspartner eine There Is No Alternative-Politik 
verteidigt, die antikapitalistischen Impulsen 

und Initiativen aus der Basis Steine in den Weg 
legte. 

3) In der Defensive verharren: Das Bündnis aus 
S-Bahn-Arbeiter*innen und Klimabewegung, 
das sich in der Gegnerschaft zum Wettbewerb 
auf der Schiene manifestiert, bedeutet einen 
progressiven Brückenschlag bei einem Schlüs-
selthema. Hier sollten Parlamentarier*innen 
und Parteibasis gemeinsam für eine ökologi-
sche Verkehrswende streiten und mehr Men-
schen für eine gerechte Klimapolitik gewinnen. 
Doch das konfliktscheue Agieren in der Koaliti-
on verhinderte dies und zwang die LINKE in die 
Defensive. Durch die ständigen Verweise auf 
Formalitäten und Hinterzimmerrunden wurde 
unterschwellig die Botschaft vermittelt, dass 
die Basis doch bitte keine eigenständige Po-
litik gegen die Koalitionspartner*innen betrei-
ben soll und die Abläufe der Profis tendenziell 
stört. 

Und doch ließen sich die Basismitglieder und 
das Bündnis gegen das Privatisierungspro-
jekt nicht einschüchtern. Eine immer größer 
werdende Vernetzung der Gegner*innen der 
S-Bahn-Ausschreibung in der Parteibasis 
beharrte auf ihren Argumenten und brach-
te diese immer wieder bei Parteitagen, aber 
auch in Gesprächen mit Fraktionär*innen 
und Mitarbeiter*innen vor. Das trug Früchte: 
Immer größere Teile der Partei positionierten 
sich kritisch gegenüber der Ausschreibung. 
Mittlerweile – Stand März 2021 – besteht 
zwar (noch) kein Konsens über den sofortigen 
Abbruch der Ausschreibung, aber DIE LINKE 
Berlin lehnt offiziell die Ausschreibung in ihrer 
derzeitigen Form ab und diskutiert ernsthaft 
über Alternativen. Die Auseinandersetzung 
um die Berliner S-Bahn ist ein langer Kampf, 
in dem zu viele Ressourcen der Basis in ermü-
dende Sachzwangargumentationen gingen, 
der aber dennoch die Partei bewegte und eine 
klare Botschaft hat: Politik keinesfalls den Pro-
fis überlassen! ■
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»Im Staat lassen sich krasse Ausprägungen 
von Rassismus angehen - aber niemals die 
Ursachen« 

Seit 2016 sucht eine rechte Anschlags-
serie den Bezirk Neukölln heim. Auch auf 
dich wurde ein Brandanschlag verübt. Wie 
gehst du damit um? 

Ich bin wütend. Die Täter laufen schließlich 
durch Neukölln, als wäre nichts gewesen. Die 
Polizei hilft nicht oder vertuscht die rassisti-
schen Zusammenhänge, während die Einzel-
fallrethorik in Politik und Gesellschaft dazu 
führt, die Problematik auf die lange Bank zu 
schieben. 

Werden die Vorfälle denn nicht von den Be-
hörden aufgeklärt? 

Nein, wie auf Bundesebene, setzt auch das 
Abgeordnetenhaus keine vollumfängliche Auf-
klärung der rassistischen Anschläge durch. 
Es ist eine Terrorserie. Das geht schon seit 
über elf Jahren so - Aufklärungsquote null 
Prozent. Auch in meinem Fall läuft die Ermitt-
lung schleppend. Immer wieder werden Feh-
ler aufgedeckt oder strukturelle Probleme mit 
rechter Gesinnung in den deutschen Behörden 
sichtbar. Zuletzt im August 2020: Wegen mög-
licher rechter Sympathien bei der Staatsan-
waltschaft wurde die Strafverfolgung an die 
Generalstaatsanwaltschaft übertragen.  

Das heißt also, Rassismus und Polizei las-
sen sich nicht trennen? 

Nein. Ihre Aufgabe ist »Sicherheit und Ord-
nung«. Aber Sicherheit und Ordnung für das 
Kapital und die Herrschenden. Rassismus ist 
ein wesentlicher Bestandteil des Kapitalismus, 
damit auch im Staat verwurzelt, und entspre-
chend ein strukturelles Problem. Im Kapitalis-
mus werden Menschen durch Rassismus hie-
rarchisiert. Dadurch sind einige mehr, andere 
weniger wert - sieht man ja bei der Katastro-
phe im Mittelmeer. In Deutschland belegen der 
NSU, die Anschläge von Hanau oder ständig 
neu entdeckte rechte Netzwerke in Sicher-
heitsbehörden wie tief Rassismus und rechte 
Gedanken in den Institutionen verankert sind.  

Hat dich die LINKE bei Aufarbeitung und 
Aufklärung unterstützt? 

Auf persönlicher Ebene gab es Unterstützung. 
Doch auf politischer Ebene passierte zunächst 
wenig. In zwei Parteitagsbeschlüssen wurde 
die Einsetzung eines Untersuchungsauschuss 
zu rechten Verstrickungen der Behörden ein-
stimmig gefordert. Die Regierungsbeteiligung 
in Berlin hat aber dafür gesorgt, dass dieser 
nicht durchgesetzt werden konnte; es hätte 
Probleme mit dem Koalitionsvertrag mit der 
SPD gegeben. Die SPD und der Innensenator 
Andreas Geisel haben kein Interesse an einem 
Untersuchungsauschuss in ihrem Verantwor-
tungsbereich. Generell ist anzumerken, dass 
die vorangegangene Regierungsbeteiligung in 
Berlin das antirassistische und antifaschisti-
sche Profil der Partei aufweicht: Auch wenn 
wir uns als Partei auf der Straße gegen Ras-
sismus und gegen Nazis stellen, sind wir in 
Regierungskoalitionen mit verantwortlich da-
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für, wenn Geisel zum Beispiel eine Black Lives 
Matter Demo gewaltsam auflöst, Abschiebun-
gen durchführt oder linke Räume gewaltsam 
dicht macht. Dass nun der Untersuchungs-
ausschuss im neuen Koalitionsvertag doch be-
schlossen wurde, ist ein Erfolg der Betroffenen 
und Initiativen, die trotz Bedrohungslage und 
Gegenwind aus den Reihen der SPD und Grü-
nen weiter gekämpft haben. 

Regieren kommt also vor Aufklärung der 
Anschlagsserie?  

Die Regierungsbeteiligung selbst hat natürlich 
nichts mit den Anschlägen zu tun. Aufklären 
kann sie den rechten Terror allerdings nicht. 
Die dafür nötigen Maßnahmen will die LINKE 
nicht von ihren Regierungspartner*innen ein-
fordern. Das könnte ja eine Regierungskrise 
auslösen und zukünftige Koalitionspartner*in-
nen abschrecken. Wie bei allen Parteien ist 
die Logik: Regieren um jeden Preis. Also doch 
lieber ein Kompromiss. Im Staat lassen sich 
krasse Ausprägungen von Rassismus angehen 
- aber niemals die Ursachen.  

Und du hast gerade im Nebensatz erwähnt, 
dass Berlin - unter Beteiligung der LINKEN - 
weiterhin abschiebt... 

...Ja! Das ist ein riesiges Problem für die LIN-
KE. Wo ist denn unsere Glaubhaftigkeit? Wir 
können doch nicht die Bundesregierung ankla-
gen, dass ihre Außenpolitik eine wesentliche 
Fluchtursache ist und gleichzeitig in Berlin 
lebende Menschen abschieben. Wenn Men-
schen in Deutschland illegalisierten Aktivitä-
ten nachgehen, dann müssen die Ursachen 
dafür analysiert werden. Und das ist eine An-
gelegenheit, die hier in Deutschland zu regeln 
ist, nicht im Ausland. 

Das heißt also, die LINKE möchte regieren, 
damit entfernt sich die Partei aber gleich-
zeitig von den Aktiven und den Menschen, 
für deren Interessen sie stehen sollte? 

Genau. Ich verstehe überhaupt nicht, warum 
Teile der Partei auf Biegen und Brechen re-
gieren möchten. Selbst das klare »Nein« zu 
Bundeswehr und Krieg wird im Interesse eines 
Regierungsfetischs über Bord geworfen. Auch 
das neue Buch von Sahra Wagenknecht ist 

ein echtes Problem. Ihre Aussagen der letzten 
Jahre haben migrantische Gruppen zu Recht 
abgeschreckt. Dietmar Bartsch ist nicht bes-
ser. Er nahm allen Ernstes die Polizeikräfte in 
Zeiten von weltweiten Black-Lives-Matter-Pro-
testen in Schutz. 

Woran liegt das? 

Die Mehrheitsverhältnisse sind klar. In jeder 
Regierung ist DIE LINKE eine Minderheit und 
muss sich den Bedingungen des Koalitions-
partners unterwerfen - dazu natürlich der kapi-
talistischen Logik selbst. Mit dem Wunsch, zu 
regieren, vergeigt sie ihre Verantwortung und 
geht faule Kompromisse ein, während sie die 
Instrumente der Opposition verliert. Beim The-
ma Rassismus und Rechtsextremismus gibt es 
aber keine Kompromisse. 

Was sollte DIE LINKE stattdessen machen? 

Die Landesverbände und die Bundespartei 
müssen die Basisaktiven unterstützen, indem 
sie gutes Material und konkrete soziale Ant-
worten auf rassismuspolitisch relevante The-
men liefern, anstatt sich auf Abgeordnete und 
deren Wahlkampf zu fokussieren. Auch sollte 
sie beispielsweise der minimalen antirassis-
tischen Forderung des Wahlrechts für alle in 
Deutschland lebende Menschen nachgehen. 
Das von Elke Breitenbach angekündigte Parti-
zipationsgesetz war ein positives Signal, wur-
de mittlerweile aber auch wieder gekippt. Die-
se Forderung sollte allerdings als Kernelement 
einer linken Bewegung verstanden werden 
- ähnlich sieht es beim Landesantidiskriminie-
rungsgesetz aus. DIE LINKE muss vielfältiger 
werden und Menschen, die von Rassismus 
betroffen sind, abholen. Es muss eine tat-
sächliche »Willkommenskultur« in der Partei 
geschaffen werden. Viele antirassistische 
Aktivist*innen fühlen sich immer noch nicht 
einbezogen.  Menschen, die seit Jahren in 
Deutschland leben, kommen nicht zur LINKEN, 
weil das antirassistische Profil der Partei fehlt. 
Das möchten wir als Links*kanax ändern und 
brauchen dafür Unterstützung von der Straße 
wie auch aus Parteistrukturen heraus.  ■

Das Interview wurde 
von Nabil Sourani geführt.
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Wie DIE LINKE Mieter*innen unterstützen kann 
– Ein konkretes Beispiel aus München   

Im Kommunalwahlkampf hatten LINKE, SPD 
und Grüne erklärt, dass in Erhaltungssat-
zungsgebieten (also Stadtteile, die unter Mili-
euschutz stehen) die Stadt ihr Vorkaufsrecht 
zum Schutz der Mieter*innen konsequent aus-
üben soll. Auch für die Forderung, die Erhal-
tungssatzung, und damit das kommunale Vor-
kaufsrecht, auf die ganze Stadt auszuweiten, 
gab es im linken politischen Milieu eine klare 
Mehrheit. Kurz nach der Kommunalwahl fasste 
der Stadtrat im Mai 2020 aber wegen der ver-
schlechterten Haushaltssituation aufgrund der 
Corona-Krise gegen unsere Stimmen den Be-
schluss, das kommunale Vorkaufsrecht in Er-
haltungssatzungsgebieten nur noch nach einer 
»Einzelfallprüfung« wahrzunehmen. Kurz dar-
auf wurde der Kauf eines Hauses in nicht-öf-
fentlicher Sitzung mit Mehrheit abgelehnt. Die 
Bewohner*innen – Betreute eines sozialen 
Projekts – sind jetzt auf Wohnungssuche. 

Öffentlichkeit schaffen 
Dass Grün-Rot dieses Vorkaufsrecht nicht ge-
zogen hat, war aus unserer Sicht ein Skandal 
und ein Bruch ihres Koalitionsvertrages, in 
dem die konsequente Ausübung des Vorkaufs-
rechts festgelegt war. Wir haben Öffentlichkeit 
geschaffen, Mieter*inneninitiativen wie #aus-

spekuliert, Sozialverbände und Mieter*innen-
vereine wurden auf die Situation aufmerksam. 
In den Medien und von der Zivilgesellschaft 
wurde das Versagen von Grün-Rot stark kriti-
siert.  

Unterstützung der Mieter*innen bei weite-
ren Vorkaufsrechten 
Wir organisierten gemeinsam mit Aktiven aus 
der Partei vor anstehenden Beschlüssen im 
Stadtrat zu Vorkaufsrechten Hausbesuche und 
Haustürgespräche und regten die Mieter*in-
nen dazu an, vor den jeweiligen Beschlüssen 
im Stadtrat z.B. Briefe an die Stadtratsfraktio-
nen zu schreiben oder mit ihren Anliegen in die 
Bezirksausschüsse zu gehen. Die direkte Kon-
frontation der Kommunalpolitiker*innen führ-
te dazu, dass die Vorkaufsrechte vom Stadtrat 
dann doch meist beschlossen und damit Mie-
ter*innen gerettet wurden.  

Gleichzeitiger Druck von Initiativen, Sozial-
verbänden und Mieter*innenvereinen  
Die Bürgerinitiative #ausspekuliert hat ein 
breites Bündnis von 79 Unterzeichner*innen, 
Initiativen und Organisationen auf den Weg 
gebracht und einen offenen Brief an den Ober-
bürgermeister und alle Stadtratsfraktionen 
gesandt. Dies erhöhte nochmal deutlich den 
öffentlichen Druck auf die Münchner Regie-
rungskoalition.  
Die Aktivitäten aus der Zivilgesellschaft, von 
Mieter*innen und unsere Initiativen im Kom-
munalparlament führten dazu, dass der Be-
schluss von Mai 2020 zwar vom Stadtrat nicht 
aufgehoben worden ist, aber bis Dato die Vor-
kaufsrechte alle ausgeübt und damit Fakten 
geschaffen wurden: Die betroffenen Häuser 
sind nun in Händen der Stadt, bezahlbarer 
Wohnraum wurde erhalten, die Bewohner*in-
nen können bleiben. Ein Erfolg für die Mie-
ter*innen und auch für uns als LINKE. ■
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Veränderung erkämpfen, ohne zu regieren 
- Das Beispiel Münster   

Muss die LINKE regieren, um zu verändern? 
Laut Susanne Hennig-Wellsow biete eine Re-
gierung echte »Chancen« für Verbesserungen 
und die LINKE könne dadurch endlich »Verant-
wortung« übernehmen. Aber ist das wirklich 
so - lässt sich Politik nur über Regierungen 
gestalten? Das Beispiel Münster zeigt, dass es 
auch anders geht: Über Öffentlichkeit und aus 
der Opposition heraus versuchen wir Druck 
zu erzeugen, um damit den konservativen, 
unternehmerfreundlichen Filz, der Münster 
jahrzehntelang fest im Griff hatte, zurückzu-
drängen. Das bedeutet, dass wir bei entschei-
denden Themen wie Klimaschutz, Antirassis-
mus oder der Mietenfrage gezielte Kampagnen 
starten, um politische Veränderungen zu er-
zwingen. 

Bei solchen Kampagnen arbeiten wir oft auch 
mit dem Stadtrat. Aber dies ist nicht der ers-
te, sondern der letzte Schritt nach (häufig 
wochen- bis monatelanger) politischer Mobi-
lisierungsarbeit. Wir haben für unsere Kam-
pagnen inzwischen eine breite Palette einge-
übter Mittel: Von kleinen Kundgebungen über 
Großdemonstrationen, Bündnisgründungen, 
blitzartigen Plakatieraktionen, Presse- und 
Social-Media-Arbeit, Unterschriftensammlun-
gen und Diskussionsveranstaltungen bis zum 
Straßentheater. Dabei geht es uns immer da-
rum, in der Stadt eine möglichst breite Front 
für ein konkretes politisches Ziel aufzubauen, 
möglichst viel Aufmerksamkeit zu erregen und 
die Öffentlichkeit auf unsere Seite zu bringen. 
Auf diese Weise haben wir, gemeinsam mit 
unseren Verbündeten in anderen politischen 
Gruppen, Initiativen und Vereinen, beispiels-
weise die Ansiedlung einer Abschiebebehörde 
in Münster verhindert, die AfD bei Wahlen kon-
sequent unter fünf Prozent gehalten, wichtige 
Entscheidungen für mehr Klimaschutz durch-
gedrückt und ein breites Bündnis aufgebaut, 

welches die konservative Hegemonie beim 
Thema Schwangerschaftsabbruch in Münster 
gebrochen hat. 

Aktiventreffen als Ausgangsbasis 
Die Voraussetzung für solche Kampagnen ist 
eine breit aufgestellte und aktivistisch orien-
tierte Parteistruktur, die die Kampagnenpla-
nung und Vernetzung mit anderen Gruppen 
leisten kann. Daher haben wir in den vergan-
genen Jahren einen großen Fokus auf den 
Parteiaufbau gelegt. Das Herzstück der LIN-
KEN Münster ist das Aktiventreffen, bei dem 
(unter normalen Umständen) wöchentlich die 
Aktiven des Kreisverbandes zusammenkom-
men können, um aktuelle politische Fragen 
zu diskutieren, Aktionen zu planen oder Ma-
terialien zu basteln. Das Treffen ist offen für 
Neueinsteiger*innen und wird niedrigschwel-
lig beworben. Daneben gibt es eine Vielzahl an 
AGs, die sich mit Themenbereichen intensiver 
befassen. Viele unserer Aktiven engagieren 
sich darüber hinaus in einer der zahlreichen 
politischen Gruppen und Bündnisse in Müns-
ter, weshalb wir inzwischen gut vernetzt sind. 

Unsere Kampagne gegen die Einrichtung 
einer Zentralen Ausländerbehörde 
Ein Beispiel für diese Art Politik zu machen, 
ist unsere Kampagne gegen die »Zentrale 
Ausländerbehörde«, kurz ZAB, die in Münster 
eingerichtet werden sollte, um Abschiebun-
gen schneller und effizienter organisieren zu 
können. Die ZAB wurde im Aktiventreffen zum 
Thema und schnell war klar, dass sich hier die 
Möglichkeit für eine größere Mobilisierung bie-
tet, um die Einrichtung zu verhindern. Dies ist 
schon der erste wichtige Punkt: Kampagnen 
funktionieren dann richtig gut, wenn es etwas 
Konkretes zu entscheiden oder zu verhindern 
gibt. Dadurch kann abstrakte Systemkritik 
auf ein konkretes Beispiel mit naheliegender 
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Handlungsoption runtergebrochen werden.  

Zunächst haben wir unsere Kontakte zu an-
deren Gruppen genutzt, um gemeinsam ein 
breites Bündnis auf die Beine zu stellen. Hier 
war es wichtig, pragmatisch zu sein und die 
Hürden zum Bündnisbeitritt nicht zu hoch zu 
hängen. Damit eine Kampagne auch einen re-
levanten Teil der Stadtgesellschaft erreicht, ist 
es ratsam, etwa die Ablehnung von Kapitalis-
mus nicht zur Beitrittsbedingung zu machen. 
Wichtig waren auch taktische Überlegungen 
zur »Gefechtslage«: In diesem Fall waren es 
die Grünen (damals in einer Rathauskoalition 
mit der CDU), die am ehesten für öffentlichen 
Druck empfänglich schienen.  

Als das Bündnis erstmal gegründet war, hatten 
wir freie Bahn, unter diesem Banner die öffent-
liche Mobilisierung in Fahrt zu bringen: Flyer, 
Plakate, Infostände, Pressestatements und 
eine Kundgebung vor dem Rathaus am Tag der 
Entscheidung. Aktive der LINKEN stemmten 
einen großen Teil der Aufgaben, denn durch 
jahrelange Kampagnenerfahrung arbeiten wir 
routiniert und haben viel Knowhow angesam-
melt. Zudem verfügen wir, im Gegensatz zu 
vielen anderen politischen Akteuren, mit dem 
Aktiventreffen über einen Raum, in dem sich 

die vielen kleinen Aufgaben, die in so einem 
Prozess anfallen, auf viele Schultern verteilen 
lassen. Auch Neueinsteiger*innen haben so 
die Möglichkeit, sofort Aufgaben zu überneh-
men und so politische Arbeit kennenzulernen. 
Letztlich war die Kampagne gegen die ZAB von 
Erfolg gekrönt: Die grüne Rathausfraktion, die 
vorher noch gewillt war, die Installierung der 
Behörde durchzuwinken, kippte unter dem 
Druck der Öffentlichkeit und ihrer durch die 
Kampagne aufgescheuchten Basis um. 

Diese und andere Kampagnen haben dazu bei-
getragen, dass es in Münster eine lebendige-
re Protestkultur und eine sehr viel kritischere 
Öffentlichkeit gibt als noch vor zehn Jahren. 
Auch wenn wir viele Erfolge aufzuweisen ha-
ben, bleibt in Münster noch viel zu tun, denn 
der Aufbau einer bewegungsorientierten Partei 
mit Aktiven und gut funktionierenden Bündnis-
strukturen braucht einen langen Atem. Um die-
sen Erfolg zu verstetigen, entwickeln wir aktu-
ell Pläne, uns als LINKE fester in Stadtvierteln, 
Nachbarschaften und Betrieben zu verankern, 
denn konsequent Verantwortung zu überneh-
men bedeutet, starke Politik aus der Oppositi-
on heraus zu machen. Münster zeigt, dass das 
möglich ist. ■
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Griechenland: Das Regierungsexperiment ist 
gescheitert – aber die Linke lebt 

In der griechischen Linken dominieren zwei 
Erklärungsansätze, warum SYRIZA geschei-
tert ist: Der erste macht Alexis Tsipras und 
das Führungsteam um ihn herum dafür ver-
antwortlich, SYRIZA »entführt« und von einer 
Partei der radikalen Linken in eine Partei der 
Sozialdemokratie verwandelt zu haben. Dieser 
Ansatz wird vor allem von Organisationen ver-
treten, welche Syriza nach dem Referendum 
im Sommer 2015 verlassen haben.  

Der zweite wird hauptsächlich von der Kom-
munistischen Partei (KKE) und von außerpar-
lamentarischen linken Organisationen vertre-
ten. Sie behaupten, dass SYRIZA nie radikale 
Absichten hatte: SYRIZA war immer eine bür-
gerliche Partei, ein Wellenbrecher, der das 
System vor dem Zorn des Volkes schützte. 
Kurz gesagt, das Ergebnis war von Anfang an 
klar. Meiner Meinung nach sind beide Theorien 
falsch. 

SYRIZA als reformistische Partei 
SYRIZA war (und ist) eine reformistische Par-
tei, eine Partei der Linken mit Verbindungen 
zur Arbeiterklasse und einem Bezug zum So-
zialismus. In ihrer offiziellen Erklärung fordert 
sie, im Einklang mit der marxistischen Theo-
rie, »gesellschaftliches Eigentum ... an den 
Produktionsmitteln«. Im Gegensatz zu Marx 
glaubt SYRIZA jedoch nicht (und hat auch 
nie geglaubt), dass »Gewalt die Hebamme 
der Geschichte ist«. Der soziale Wandel wird 
allmählich kommen, »von oben«, durch das 
Parlament, Wahlen und die Institutionen der 
Demokratie. 

Dabei ignorierte die Führung von SYRIZA we-
der die theoretische Debatte noch die Kontro-
verse innerhalb der Linken über die Natur des 
Staates. Einige Wochen nach dem Wahlsieg 
erklärte der Regierungssprecher Nikos Filis: 

»Wir haben die Regierung übernommen, aber 
nicht die Macht«. SYRIZA glaubte jedoch, den 
Widerspruch zwischen dem Klassencharakter 
der »fertigen Staatsmaschine« und ihre Nut-
zung durch eine linke Regierung mit taktischen 
Kompromissen, die den Gegner nicht »provo-
zieren« würden, überwinden zu können. So 
gab Tsipras, um die Offiziere nicht zu provo-
zieren, den Vizevorsitz der Regierung und das 
Verteidigungsministerium an Panos Kamenos, 
den Führer der rechtsextremen Partei »Unab-
hängige Griechen«. Prokopis Pavlopoulos, der 
Innenminister der rechten Regierung von Cost-
as Karamanlis zum Zeitpunkt der Ermordung 
des 15-jährigen Alexis Grigoropoulos, wurde 
neuer Präsident der Republik. 

SYRIZA, Arbeiter*innen und 
die herrschende Klasse 
SYRIZA hatte enge Verbindungen zu den Mas-
sen, die 2010 gegen die Troika und die Me-
moranden mobilisiert wurden. Aber wie alle 
reformistischen Parteien hatte SYRIZA kein 
Vertrauen in die Macht, die Fähigkeiten oder 
das Urteilsvermögen der Arbeiter*innenklas-
se. Schon lange vor dem Sommer 2015 und 
dem ignorierten »Nein« beim Referendum 
waren die Arbeiter*innen nur »Wähler*innen« 
und nach dem Wahlsieg »Unterstützer*innen« 
der »linken Regierung«.  

Die herrschende Klasse empfing den Sieg von 
SYRIZA bei den Wahlen im Januar 2015 mit of-
fener Feindseligkeit. Der Staatsrat, eines der 
höchsten Gerichte des Landes, stellte sich in 
den nächsten vier Jahren systematisch gegen 
fast alle Entscheidungen des Parlaments. Die 
Bank von Griechenland (eine Tochtergesell-
schaft der EZB) stellte sich fast offen gegen die 
Regierung. Genauso heftig war die Reaktion 
der Europäischen Union. Am 4. Februar 2015, 
eine Woche nach dem Amtsantritt der neuen 
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Regierung, schnitt Mario Draghi, der damalige 
Präsident der Europäischen Zentralbank (EZB), 
dem griechischen Bankensystem die Liquidität 
ab. Der Angriff erreichte seinen Höhepunkt 
während des Referendums. Die Regierung war 
gezwungen, harte Limits für das Abheben von 
Geld zu verhängen, um die Banken vor dem 
Zusammenbruch zu schützen.  Dies war eine 
bewusste Strategie von Seiten der EU, die da-
rauf abzielte, das Volk zu terrorisieren und ein 
»Nein« im Referendum und damit den Austritt 
Griechenlands aus der EU zu verhindern. Wie 
allgemein bekannt ist, scheiterte dies kläglich. 
Die SYRIZA-Führung wurde jedoch endlich 
»überzeugt«, wie skrupellos unsere »Partner« 
in der EU sind. 

Vertrauen in die Macht von unten 
Hätte SYRIZA auch anders handeln können? 
Die Antwort lautet: Ja. Aber das hätte eine 
ganz andere Politik gefordert. Varoufakis 
hatte die Illusion, dass es ihm, auch wenn er 
Schäuble nicht überzeugen konnte, zumindest 
gelingen würde, wichtige Allianzen innerhalb 
der EU zu gewinnen. Doch das gelang ihm 
nicht. Keine herrschende Klasse in Europa 
war bereit, das Risiko einzugehen, mit der 
deutsch-französischen Achse, die Europa kon-
trolliert, in Konflikt zu geraten. Die »Bestra-
fung« Griechenlands selbst fungierte als eine 
Erinnerung daran, was ein solcher Konflikt be-
deuten würde. 

Die herrschenden Klassen Europas konnten 
nicht umgestimmt werden, aber sie hätte er-
presst werden können. Nicht mit juristischen 
Spielereien. Nicht einmal mit der Drohung: 
»Wenn wir untergehen, werden wir euch in 
den Bankrott treiben«, wie Varoufakis fast 
offen andeutete. Die Einzigen, die die Angriffe 
Europas hätten abwehren können, waren die 
Arbeiter*innen Europas. Schäuble hatte kei-
ne Angst vor den Folgen eines griechischen 
Bankrotts. Er wusste, dass Draghi »alles tun 
würde, was nötig ist«, um Deutschland, Frank-
reich und die anderen wichtigen europäischen 
Volkswirtschaften zu schützen. Aber er hätte 
die Arbeiter*innenbewegung in Deutschland 
fürchten können – über die Draghi und die 
Brüsseler Bürokraten keine Kontrolle hatten. 

SYRIZA hätte die Unterstützung der europä-

ischen Arbeiter*innenklasse haben können. 
Die Voraussetzung für Mobilisierung auf Basis 
dieser Sympathie wäre jedoch ein radikales 
Programm gewesen, das die Arbeiter*innen in-
nerhalb und außerhalb der griechischen Gren-
zen hätte inspirieren können. Um ein Beispiel 
zu nennen: Arbeiter*innen in ganz Europa sind 
verschuldet. Ein Schuldenerlass, zusammen 
mit den öffentlichen und privaten Schulden 
der Armen in Griechenland, hätte den Arbei-
tern*innen in ganz Europa aus der Seele ge-
sprochen. Aber eine solche Forderung hätte 
auch bedeutet, dass die SYRIZA-Regierung vor 
allem mit den griechischen Bänker*innen in 
Konflikt getreten wäre. Tsipras wollte diesen 
Schritt nicht gehen. Er glaubte nicht, dass die 
Arbeiter*innenbewegung die Macht dazu hät-
te, obwohl 61% der griechischen Bevölkerung 
im Referendum 2015 gegen den Entwurf zu 
den Sparmaßnahmen der EU gestimmt hatten 
– ein Prozentsatz, den keine Regierung in Grie-
chenland jemals bei Wahlen erreicht hat. Das 
Ergebnis war eine Politik der Kompromisse 
und des Scheiterns. 

SYRIZA hat für die Feigheit bei den Wahlen 
2019 teuer bezahlt. Ihr Scheitern führte in der 
Arbeiter*innenklasse zu Frustration – aber die 
herrschende Klasse hat es weder geschafft, 
die Arbeiter*innenbewegung zu zerschlagen, 
noch hat sie es geschafft, die Linke zu demon-
tieren. Warum? 

Die Arbeiter*innenbewegung ist 
mehr als SYRIZA 
Einige Leute, auch innerhalb der Linken, argu-
mentieren, dass die Arbeiterbewegung nach 
dem ersten Wahlerfolg von SYRIZA im Jahr 
2012, als SYRIZA zweitstärkste Kraft im Par-
lament wurde, zurückgegangen ist. Sie liegen 
falsch. Was sich mit dem Wahlsieg SYRIZAs 
2012 änderte, war die Haltung der Gewerk-
schaftsbürokratie, die weiterhin von der ban-
krotten Sozialdemokratie kontrolliert wurde. 
Vorher, in den Jahren 2010-2012 hatten wir 
in Griechenland mehr als 30 Generalstreiks 
gegen die Troika und die Memoranden, alle 
aufgerufen und organisiert von GSEE und ADE-
DY, den Gewerkschaftsverbänden des privaten 
bzw. des öffentlichen Sektors. Nach den Par-
lamentswahlen im Juni 2012 gab es praktisch 
keine mehr. 
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Aber die Arbeiterbewegung zog sich nicht zu-
rück: Was folgte, war eine Welle von Streiks 
und Mobilisierungen, die von einem Betrieb 
zum anderen überging. Es gab keine General-
streiks. Aber das Zentrum von Athen wurde 
ständig von Streikenden blockiert, die vor dem 
Parlament demonstrierten. Diese Welle hielt 
auch nach 2015 und der Machtübernahme 
durch SYRIZA an und besteht bis heute fort, 
trotz eskalierender Repression in der Coro-
na-Pandemie.  
Entscheidend ist: Große Teile der antikapi-
talistischen Linken und der Bewegung auf 

der Straße haben sich gegenüber SYRIZA nie 
untergeordnet – das hat uns 2015 vor einer 
Niederlage bewahrt. Trotz ihrer Zersplitterung, 
ihrer politischen Schwächen und ihrer Misser-
folge bei Wahlen hat diese Linke immer einen 
starken Einfluss auf die breitere Studierenden- 
und Arbeiter*innenbewegung gehabt.   
Auch wenn das Scheitern von SYRIZA die lin-
ke Opposition im Parlament geschwächt hat, 
führte es nicht dazu, dass die Opposition auf 
der Straße und in den Betrieben zum Schwei-
gen gebracht wurde. ■ 
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ZOG SICH NIE ZURÜCK.
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Willkommen im dritten Kapitel – einer Auswahl an Theoriebeiträgen. In 
den ersten beiden Teilen konntet ihr konkrete, aktuelle und praktische Erfah-
rungen finden. Im dritten Teil diskutieren wir kritische Staatstheorien, die im 
Umfeld der LINKEN geläufig sind. Den Anfang macht Nora Schmid mit einem 
Artikel zur Parlamentarismuskritik von Rosa Luxemburg, die sie im »klassischen 
Marxismus« von Karl Marx, Friedrich Engels und Lenin verordnet. Hierauf folgen 
jeweils Raul Zelik und Sascha Radl mit zwei verschiedenen Perspektiven auf 
den Staat: Es geht vor allem um die Bedeutung von Kämpfen im Staat für eine 
Strategie der Bewegungslinken. In einem abschließenden Artikel skizziert Ma-
nuel Kellner die Pariser Kommune von 1871 und überlegt, welche politischen 
Lehren sich daraus ableiten lassen. Der Teil soll insbesondere als Anregung zum 
Weiterlesen verstanden werden und bildet nur einen kleinen Ausschnitt von 
theoretischen Debatten ab. Wir denken, dass kritische Staatstheorie wichtig 
ist, da sie den Anspruch hat, die Rollen, Aufgaben und Funktionsweisen kapi-
talistischer Staaten zu begreifen – nur auf konkrete Erfahrungen zu verweisen, 
würde dafür nicht ausreichen. Staatstheorie versucht, Antworten auf Fragen zu 
formulieren wie: Wieso ist das kapitalistische Gesellschaftssystem so stabil, 
wie kann es sich trotz Krisen reproduzieren? Warum lassen sich Staaten auf 
progressive Reformen ein, obwohl sie doch auf Seite des Kapitals stehen? Sind 
Reformen Grenzen gesetzt? Ist die Polizei eigentlich immer rechts? Kann der 
Staat überwunden werden? Uns mit Theorie zu beschäftigen, hilft uns dann 
nicht nur dabei, Makrostrategien auszuarbeiten, sondern es hilft uns auch, un-
seren politischen Alltag in den Parlamenten, Universitäten, Betrieben oder bei 
Protesten besser zu verstehen. Da wir auch den Theorieteil als Anfang einer 
größeren Diskussion sehen, freuen wir uns über weitere Beiträge, die wir gerne 
auf unserer Website veröffentlichen. ■

Teil 3:
Staats- und 
Parlamentarismuskritik 
- Theoriebeiträge 
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Klassenkampf im Parlament: 
Was können wir von Rosa Luxemburg und dem 
»klassischen Marxismus« lernen?   

Rosa Luxemburg gilt als wichtiger Orientie-
rungspunkt für die deutsche Linke. Doch 
besteht die Tendenz, ihr Werk von ihrer revo-
lutionären Grundüberzeugung und vom »klas-
sischen Marxismus« – darunter nicht nur Karl 
Marx und Friedrich Engels, sondern auch Vla-
dimir Lenin – zu trennen. Dies würde ihr aber 
nicht gerecht werden. Sie war der Überzeu-
gung, dass der Kapitalismus nur revolutionär 
überwunden werden kann – was sich auch in 
ihren Überlegungen zum Parlamentarismus 
zeigt. 
Im Zentrum der Debatte steht Luxemburgs 
Konzept »revolutionäre Realpolitik«. Klaus Le-
derer, Spitzenkandidat der LINKEN Berlin und 
Stellvertreter des Regierenden Bürgermeis-
ters, versteht darunter:   

»Politik im Hier und Heute nicht nur mit Blick auf 
die unmittelbaren Wirkungen zu betreiben, son-
dern sie nach Möglichkeit so zu gestalten, dass 
sie einen Keim für die zukünftige Transformati-
on der bestehenden Verhältnisse legt. Wenn wir 
»radikal« verstehen im Sinne von »an die Wurzel 
gehend«, dann ist die Aussicht transformations-
fördernden Eingreifens in die vorgefundenen 
Kräfteverhältnisse wohl die adäquate Form, 
heute radikale Realpolitik zu definieren.« 1

Das Revolutionäre oder Radikale an der Stra-
tegie wäre dann stets einen Blick dafür zu 
haben, dass die Gesellschaft grundlegend 
verändert werden muss. Aber Luxemburg ging 
weiter, sie meine damit nämlich nicht einfach, 
dass der Kapitalismus irgendwie überwunden 
werden muss, sondern revolutionär – und das 
zeigt sich in ihren Überlegungen zu linkem Re-
gieren und linker Parlamentsarbeit.     
Als Alexandre Millerand, Mitglied der Sozialis-
tischen Partei in Frankreich, 1899 als Minister 

in die französische Regierung eintrat, äußerte 
Luxemburg fundamentale Kritik daran. Für sie 
war klar, dass Sozialist*innen im Staat kämp-
fen, Positionen besetzen und ihn so weit wie 
möglich einnehmen müssen. Dies jedoch im-
mer unter der Voraussetzung, »daß es Positi-
onen sind, auf denen man Klassenkampf, den 
Kampf mit der Bourgeoisie und ihrem Staate 
führen kann.«2 Im Gegensatz zur Opposition ist 
die Regierung dafür ungeeignet; sie ist immer 
ein »Organ der Aktion, dessen Lebensfähig-
keit auf innerer Homogenität beruht«3. Denn, 
um regieren zu können, müssen Kompromisse 
geschlossen werden, wodurch Sozialist*in-
nen gezwungen werden, ihre Überzeugungen 
aufzugeben und verlieren, als Ergebnis, ihre 
Glaubwürdigkeit. Einzelne Apparate des Staa-
tes sind eng miteinander verflochten; ein ein-
zelnes Ministerium ist keine abgeschlossene 
Sphäre und kann dementsprechend auch nicht 
autonom sozialistisch geführt werden. Dies 
kam insbesondere im Fall Millerand zum Tra-
gen, bei dem ein einzelner Sozialist in die Re-
gierung eintrat, gilt aber auch für Regierungen, 
in denen die Linke eine wichtigere Rolle spielt. 
Denn die Staatsapparate sind nicht nur ver-
knüpft, sondern sie dienen auch dazu, den Ka-
pitalismus aufrechtzuerhalten. Eine linke Stra-
tegie, die darauf setzt, zu regieren, würde sich 
also in Widersprüche begeben: »Mitwirkung an 
der Unterjochung des Proletariats als Mittel zur 
Befreiung des Proletariats und politische Zu-
sammenkettung mit bürgerlichen Parteien als 
Mittel des Kampfes gegen die Bourgeoisie«.
Dies entspricht den Positionen von Marx und 
Engels. Zwar sahen sie anfangs im allgemei-
nen Wahlrecht das Potential, den Kapitalismus 
zu überwinden; dann verdeutlichte aber die 
Zerschlagung der Pariser Kommune 1871 den 
Klassencharakter des Staates. Marx erkann-
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te: »[D]ie Arbeiterklasse kann nicht die fertige 
Staatsmaschinerie einfach in Besitz nehmen 
und diese für ihre eigenen Zwecke in Bewegung 
setzen«5. Viel mehr zeigte die Kommune, dass 
der Staat »zu zerbrechen«6 ist, wie er in einem 
Brief an Ludwig Kugelmann schreibt. Der Ge-
danke wurde zu einem wichtigen Bezugspunkt 
für Lenin, der ihn in seinem Buch Staat und 
Revolution (1917) weiter ausführte. Die drei 
»klassischen« Marxisten sind sich in der Not-
wendigkeit der Revolution – einen tiefgreifen-
den, plötzlichen Wandel von unten – und der 
Zerschlagung und Demokratisierung des Staa-
tes einig. Auch Rosa Luxemburg schrieb in 
»Was will der Spartakusbund?« (1918): »Nur 
die Weltrevolution des Proletariats kann in die-
ses Chaos Ordnung bringen, kann allen Arbeit 
und Brot verschaffen, kann der gegenseitigen 
Zerfleischung der Völker ein Ende machen, 
kann der geschundenen Menschheit Frieden, 
Freiheit, wahre Kultur bringen.«6 
Doch was heißt das für linke Parlamentsarbeit? 
Zunächst muss diese von der Selbstbefreiung 
der Arbeiter*innenklasse aus gedacht werden. 
Bei den zu erkämpfenden Reformen kommt es 
für Luxemburg daher »in erster Linie nicht auf 
das Was, sondern auf das Wie«7 an. Sicherlich 
kann aus der Regierung heraus die ein oder 
andere Forderung leichter durchgesetzt wer-
den. Doch nur aus der Opposition heraus kann 
radikale Massenpolitik betrieben werden: Hier 
können klare sozialistische Positionen vertre-
ten werden, unabhängig von Erfolgen, Teil- 
oder Nicht-Erfolgen. Forderungen sind nicht 
vom Kapitalismus selbst beschränkt und der 
Regierung kann in Opposition gegenübergetre-
ten werden. So kann den bürgerlichen Parteien 
»gefährliche Konkurrenz«8 bereitet und die Re-
gierung vor dem Land bloßgestellt werden. Von 
der Bühne des Parlaments aus kann der Klas-
senkampf gestützt werden, Menschen können 
mobilisiert werden und die Widersprüche des 
Systems aufgezeigt werden. Damit ist Parla-
mentsarbeit, neben der Arbeit in Bewegungen 
und Gewerkschaften, elementar, um die Gren-
zen des Staates im Kapitalismus aufzuzeigen 
und den Massen zu verdeutlichen, dass sie 
ihre eigenen politischen Institutionen benöti-
gen. Die oben genannte »Realpolitik« tritt dann 
also nicht hinter der Notwendigkeit der Revo-

lution zurück. Dass das Parlament Reformen 
ermöglicht, aber gleichzeitig beschränkt ist, 
wird auch von Marx und Engels nahegelegt. So 
setzten sie sich für ein allgemeines Wahlrecht 
ein. Engels machte sich aber beispielsweise 
auch lustig über die Abgeordneten der Frankf-
urter Nationalversammlung: Sie seien
»von jener unheilbaren Krankheit, dem parla-
mentarischen Kretinismus, verseucht, einem 
Leiden, das seine unglücklichen Opfer mit der 
erhabenen Überzeugung erfüllt, daß die ganze 
Welt, deren Vergangenheit und deren Zukunft, 
durch die Stimmenmehrheit gerade jener Ver-
tretungskörperschaft gelenkt und bestimmt 
wird, die die Ehre hat, sie zu ihren Mitgliedern 
zu zählen.«9 
Ähnlich war Lenin der Meinung, dass Parla-
mentsarbeit die Revolution nicht ersetzen 
kann und betont daher die Relevanz von Be-
wegungen und Streiks außerhalb des Parla-
ments. Gleichzeitig kritisierte Lenin aber die 
deutschen Sozialist*innen scharf, als diese die 
Parlamentsarbeit nach der Novemberrevoluti-
on 1918/19 einstellen wollten: »Für die Kom-
munisten in Deutschland ist der Parlamenta-
rismus natürlich ‚politisch erledigt’, aber es 
kommt gerade darauf an, dass wir das, was für 
uns erledigt ist, nicht als erledigt für die Klas-
se, nicht als erledigt für die Massen betrach-
ten.«10 Erst wenn sich die Arbeiter*innenklas-
se unabhängig in Räten organisiert, kommt der 
Rückzug aus dem Parlament in Frage. ■ 

                                                          
1 Klaus Lederer (2009): Was ist und was kann
»radikale Realpolitik« heute? In: Michael Brie (Hrsg.): 
Radikale Realpolitik. Plädoyer für eine andere Politik, 
S.69 - 80 
2 Rosa Luxemburg (1899): Eine taktische Frage, 
3 Rosa Luxemburg (1901): Die sozialistische Krise in 
Frankreich
4 Ebenda.
5 Karl Marx (1871): 
Bürgerkrieg in Frankreich
6 Rosa Luxemburg (1981): 
Was will der Spartakusbund?
7 Rosa Luxemburg (1899): Eine taktische Frage.
8 Rosa Luxemburg (1901): Die sozialistische Krise in 
Frankreich
9 Friedrich Engels (1851/1852): Revolution und Kon-
terrevolution in Deutschland
10 Vladimir Lenin (1920): Der »Linke Radikalismus«,-
die Kinderkrankheit im Kommunismus
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Der Staat als Terrain 
gesellschaftlicher Kämpfe? 

Wenige Fragen sind für die politische Praxis 
so wichtig wie das staatstheoretische Grund-
verständnis. Leider herrschen in der Linken 
(der Partei wie der gesellschaftlichen Linken) 
nach wie vor zwei eher fragwürdige Positionen 
vor. Eine große Mehrheit der Linken hat sich 
die liberale Mainstream-Erzählung zu eigen 
gemacht, wonach es sich beim Staat um eine 
Gemeinwohl-Einrichtung handelt, die man nur 
per Wahlen dazu bringen muss, soziale Rechte 
stärker zu schützen. »Der Staat« wird hier als 
ein mehr oder weniger neutrales Instrument 
verstanden, das sich relativ problemlos für 
unterschiedliche, also auch fortschrittliche 
Ziele nutzen lässt. Der andere Ansatz hinge-
gen ist die revolutionäre Ablehnung des bür-
gerlichen Staats, wie sie von traditionellen 
Leninist*innen, aber auch Anarchist*innen 
vertreten wird. Ihm zufolge ist der bürgerliche 
Staat nichts anderes als eine Einrichtung ge-
waltsamer Klassenherrschaft, die besiegt und 
zerschlagen werden muss. 

Tatsächlich können beide Ansätze die Rea-
lität nicht überzeugend beschreiben. Ganz 
eindeutig ist der Staat keineswegs die demo-
kratische Gemeinwohl-Einrichtung, von der im 
Staatskunde-Unterricht immer die Rede ist. 
Das zeigt sich am deutlichsten in der Eigen-
tumsfrage: Obwohl nur eine kleine Minderheit 
der Bevölkerung über große Vermögen verfügt, 
ist dem liberalen Staat weniges so heilig wie 
der Schutz eben dieser Vermögen. Regelmä-
ßig kann man beobachten, dass Hunderte 
Polizisten eingesetzt werden, um Wohnungen 
im Interesse eine*r einzigen Immobilieneigen-
tümer*in zu räumen – und zwar auch dann, 
wenn eine Mitte-Links-Regierung (wie z.B. im 
Fall Berlins) den Schutz der Mieter*innen für 
wichtiger hält als die Renditeerwartung des*-
der Eigentümer*in. Dass trotzdem geräumt 
wird, liegt nicht nur, wie Liberale bekräftigen, 

an der Gewaltenteilung des liberalen Staates 
und der Unabhängigkeit der Gerichte, son-
dern am strukturellen Kern des modernen 
bürgerlichen Staates. Sein ganzes Rechtsge-
bäude zielt darauf, das Eigentum der bereits 
Vermögenden zu schützen und die weitere 
Vermehrung des Eigentums (über Kapitalakku-
mulation oder Grundrenten) sicher zu stellen. 
Damit ist er jedoch nicht dem demokratischen 
Gemeinwohl verpflichtet, sondern der Wah-
rung jener Machtbeziehungen, die sich aus der 
ungleichen (und historisch gewaltsam durch-
gesetzten) Verteilung des Eigentums ergeben. 

Gleichzeitig hat der moderne Staat aber auch 
nur wenig mit jenem Klassenstaat zu tun, 
den Marx im 19. Jahrhundert kennen lern-
te, oder jener feudalen Despotie, mit der die 
russischen Revolutionäre zu schaffen hatten. 
Würde der Staat ausschließlich im Interesse 
der vermögenden Klasse handeln, gäbe es kei-
nen Kündigungsschutz für Mieter*innen oder 
Beschäftigte, kein verfassungsrechtlich veran-
kertes Streikrecht und (wie es im Übrigen bis 
1918 in den meisten bürgerlichen Demokrati-
en der Fall war) kein allgemeines Wahlrecht. 

Am schlüssigsten erklärt wird die Metamor-
phose des Staates meiner Ansicht nach von 
den Theorien Antonio Gramscis und Nicos 
Poulantzas. Der italienische Marxist Grams-
ci stellte sich während seiner Inhaftierung in 
einem faschistischen Gefängnis (1926-1934) 
u.a. die Frage, warum die Revolution in den 
westeuropäischen Ländern trotz der Existenz 
einer großen Arbeiter*innenbewegung aus-
geblieben war. Er erklärte das damit, dass 
die bürgerliche Klasse – anders als die des-
potische Herrschaft des Zaren – die Fähigkeit 
zur Führung (»Hegemonie«) entfaltet habe. 
Um Herrschaftsbeziehungen zu stabilisieren, 
scharte sich die herrschende Klasse um ihr 

VON RAUL ZELIK
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Staatsprojekt und band Teile der mittleren 
Schichten (z.B. Klerus, Händler*innen) und so-
gar der Arbeiter*innenschaft ein. Das geschah 
ideologisch-diskursiv, indem Priester, Mas-
senmedien, Lehrer*innenschaft usw. eine be-
stimmte Selbstwahrnehmung der Gesellschaft 
verbreiteten: Die Herrschaftsordnung erschien 
im Interesse der Mehrheit. Oder anders ausge-
drückt: Das Privileg der Vermögenden wurde 
als gesellschaftlicher Konsens verankert, es 
stellte sich als Gemeinwohl dar. 

Letzteres ist dann auch der Ausgangspunkt 
für die materialistische Staatstheorie des 
griechischen Marxisten Nicos Poulantzas, der 
den Staat als »materielle Verdichtung gesell-
schaftlicher Kräfteverhältnisse« beschrieben 
hat. Poulantzas zufolge muss die Einbindung 
der unteren Klassen immer auch eine materi-
elle Dimension haben. Es reicht nicht aus, den 
Menschen zu erzählen, dass die bestehende 
Ordnung in ihrem Interesse ist, sondern es 
müssen auch ökonomische Zugeständnisse 
gemacht werden. Der Staat ist gewisserma-
ßen das Instrument dieses Klassenkompro-
misses: Die Kämpfe der Arbeiter*innenbewe-
gung werden zurückgedrängt, indem einzelne 
Forderungen übernommen und als eigene Re-
gierungspolitik präsentiert werden. Hierfür ist 
die Einführung der Sozialversicherungen unter 
Bismarck in den 1880er Jahren in Deutschland 
ein gutes Beispiel. Die Reformen waren eine 
Maßnahme, um der rasant wachsenden Arbei-
ter*innenbewegung und ihrem politischen Arm 
– der Sozialdemokratie – das Wasser abzugra-
ben. Das materielle Zugeständnis erhöhte die 
Legitimität des preußischen Staates, stellte 
zugleich aber auch eine politische Beschrän-
kung der Macht des Kapitals dar. Der Staat 
trat als (relativ) unabhängige Machtinstanz im 
Verhältnis zwischen Kapital und Arbeit auf und 
verpflichtete auch das Kapital zur Einhaltung 
von Regeln – um wiederum das Machtverhält-
nis von Kapital und Arbeit im Sinne des Kapi-
tals zu stabilisieren. Der Staat war (und ist) 
gegenüber diesem Machtverhältnis also nicht 
neutral. Er will es dauerhaft aufrechterhalten. 
Aber dies gelingt ihm nur, wenn er materielle 
Kompromisse festschreibt und dabei auch ge-
genüber dem einzelnen Kapitalisten als soziale 
Ordnungsmacht auftritt. 

Das Interessante an Poulantzas‘ Theorie ist, 
dass sie diesen Prozess als dynamisch ver-
steht. Der Kompromiss ist nämlich nicht dau-
erhaft festgeschrieben, sondern wird immer 
wieder neu ausgefochten und modifiziert. Der 
Staat ist nicht nur ein Instrument und ein Ak-
teur der gesellschaftlichen Auseinanderset-
zungen, sondern auch das Feld, auf dem diese 
ausgetragen werden. 

An dieser Stelle schließt die entscheiden-
de Frage für linke Politik an: Der bürgerliche 
Staat hat in den vergangenen 150 Jahren un-
ter dem Druck revolutionärer Bewegungen 
wichtige demokratische, soziale und egalitäre 
Forderungen aufgreifen müssen. Die liberale 
Staatstheorie sah kein allgemeines Wahlrecht 
vor – dieses wurde von Arbeiter*innen, Frau-
en und Schwarzen gegen den Willen bürgerli-
cher Parteien erkämpft. Die Einführung eines 
öffentlichen Bildungswesens hat zumindest 
Teilen der Arbeiter*innenklasse den sozialen 
Aufstieg ermöglicht. Der keynesianische Wohl-
fahrtsstaat hat mit progressiven Einkommens-
steuern nach 1950 in einigen europäischen 
Ländern vorübergehend die Umverteilung des 
Reichtums ermöglicht. Das Klassenverhältnis, 
das den Staat definiert und auf das dieser wie-
derum Einfluss nimmt, kann sich verschieben 
– und damit auch den Staat transformieren. 

Die Jahrzehnte der neoliberalen Wende seit 
den 1970er Jahren zeigen, dass egalitäre Er-
rungenschaften auch wieder beseitigt werden 
können. Am traumatischsten zeigte sich das in 
Chile und anderen lateinamerikanischen Län-
dern, wo Militärs die soziale Transformation 
stoppten und den Staat im Sinne des Kapi-
tals umgestalteten. In der Folge kam es auch 
in den USA, Großbritannien und den anderen 
europäischen Ländern zu einer Art neolibe-
raler Konterrevolution, mit der die Macht von 
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen ge-
brochen und zurückgedrängt wurde. 

Es ist also keineswegs ausgemacht, ob sich 
der »liberale« Staat mithilfe von Reformen 
dauerhaft demokratisieren lässt. Vieles 
spricht dafür, dass die Grenze dort verläuft, wo 
die Kapitalakkumulation und die Machtstel-
lung der Vermögenden infrage gestellt scheint. 
Der Staat ist eben eine Herrschafts- und keine 
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Gemeinwohl-Einrichtung. Trotzdem hat die Lin-
ke gar keine andere Wahl, als sich auf diesem 
Terrain zu bewegen. Die Kämpfe der Vielen 
können dafür sorgen, dass sich Lebensbedin-
gungen verbessern oder politische und soziale 
Rechte erweitert werden. Auch eine radikal 
antistaatliche Politik setzt letztlich staatliche 
Reformen in Gang. Für die Linke ist es daher 
entscheidend, den Staat einerseits als Herr-
schaftseinrichtung zu kritisieren, anderseits 

aber auch alle Möglichkeiten zu nutzen, ihn 
demokratisch-egalitär zu transformieren, sei-
ne Herrschaftsaspekte zu reduzieren und ihm 
soziale Rechte einzuschreiben.  

Wahrhaft freie, egalitäre, demokratische und 
solidarische Beziehungen sind im bürgerlichen 
Staat nicht möglich. Und doch müssen Linke 
versuchen, genau darum zu kämpfen - gegen, 
in und mit dem bestehenden Staat. ■
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INDie Bewegungslinke vor der Wahl: 
Poulantzas oder Lenin?   

Klimakrise, Rassismus und Polizeigewalt, 
Armut oder explodierende Mieten sind Prob-
leme, die so tief im Kapitalismus verwurzelt 
sind, dass sie wieder die Frage aufwerfen, 
wie wir ihn überwinden. Raul Zelik macht in 
seinem Beitrag deutlich, dass marxistische 
Staatstheorie bei der Klärung helfen kann – 
und tritt für ein Staatsverständnis ein, welches 
an Antonio Gramsci und Nicos Poulantzas an-
knüpft. Damit wären Lenin und der radikale 
Bruch von unten allerdings zu schnell an die 
Seite geschoben.
Der griechische Marxist Nicos Poulantzas ist 
in der deutschsprachigen Debatte, insbeson-
dere an Universitäten, seit einiger Zeit wieder 
en vogue. Häufig bleibt dabei aber sein poli-
tisches Engagement unterbelichtet: Nicht der 
akademische »Elfenbeinturm« warf die Frage-
stellungen auf, an denen er arbeitete, sondern 
die politische Praxis. Das Jahr 1968 machte 
deutlich, dass massive Protest- und Streikbe-
wegungen auch in Westeuropa weiterhin mög-
lich waren und die Herrschaft der bürgerlichen 
Klasse in Frage stellen konnten. Doch wie lässt 
sich von hier in eine neue Gesellschaft kom-
men? Den Stalinismus der Kommunistischen 
Parteien wies Poulantzas zurück und kritisier-
te die Sowjetunion zurecht als staatskapita-
listisch. Statt sich aber strukturiert mit der 
Oktoberrevolution 1917 und den Bolschewiki 
auseinanderzusetzen, verwarf er einfach jegli-
chen Revolutionsgedanken und suchte die Lö-
sung in einer Variante des Eurokommunismus.  
Demnach sollen Kämpfe im Staat und mit 
Kämpfen außerhalb des Staates verbunden 
werden, um in eine sozialistische Gesellschaft 
zu kommen. Die Kämpfe im Staat – angeleitet 
durch eine Linksregierung – werden theore-
tisch dadurch legitimiert, dass der Staat eine 
spezifische Materialisierung von Kräfteverhält-
nissen zwischen Klassen sei. Aber ist dieser 
Ausgangsgedanke überhaupt haltbar? Lässt 

sich die Struktur des kapitalistischen Staates 
von innen so verändern, dass er zu einem Ve-
hikel für die Linke werden kann?  

Staat als Materialisierung von Kräftever-
hältnissen? 
Gramsci, auf den sich Poulantzas maßgeb-
lich stützt, hat mit seinen Überlegungen in 
L‘Ordine Nuovo und den Gefängnisheften den 
Grundstein für ein Verständnis der modernen 
kapitalistischen Staaten Westeuropas gelegt. 
Er bringt dies auf den Punkt mit der Formel: 
»Staat = politische Gesellschaft und Zivilge-
sellschaft, das heißt Hegemonie, gepanzert mit 
Zwang.«1 Die Zivilgesellschaft ist also fester 
Bestandteil des westeuropäischen Staates; 
die bürgerliche Klasse übt nicht einfach Zwang 
und Gewalt aus, sondern erzeugt auch einen 
Konsens über die Richtigkeit ihrer Herrschaft: 
Wirtschaftswachstum diene doch allen. Damit 
der Konsens – also die Hegemonie der bürger-
lichen Klasse – hält, sind Zugeständnisse an 
die beherrschten Klassen nötig. Kämpfe der 
Arbeiter*innenklasse können sich dann tat-
sächlich in weitgehende Reformen übersetzen.  
Während Kräfteverhältnisse zwischen den 
Klassen zwar eine wichtige Rolle spielen, 
lässt sich daraus aber nicht ableiten, dass sie 
den ganzen Staat definieren. Viel mehr ver-
weist Gramscis Formel darauf, dass Gewalt in 
Westeuropa nicht verschwindet, sondern oft 
nicht im Vordergrund steht und durch einen 
Konsens abgesichert ist. Sie steht dem Staat 
trotzdem als letztes Mittel zur Verfügung. Die 
unmittelbare Gewalt, mit der sich die Bolsche-
wiki im zaristischen Russland konfrontiert 
sahen, wird bei Gramsci also um eine weitere 
Seite, der politisch-ideologischen Absicherung 
von Herrschaft, ergänzt – sie wird nicht ersetzt 
und der westeuropäische Staat ist kein gänz-
lich anderer.  

VON SASCHA RADL
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An dem Punkt kommt Lenins Schrift Staat und 
Revolution ins Spiel. Der repressive Kern des 
Staates lässt sich nämlich nicht von innen 
aushöhlen: Historische Beispiele zeigen, dass 
die Polizei, die Geheimdienste oder die oberen 
Ränge des Militärs rechts bleiben. In Deutsch-
land wird die Existenz dieses Kerns durch zahl-
reiche Skandale belegt; vom Kommando Spe-
zialkräfte (KSK) und dem Hannibal-Netzwerk 
bis zur regelrechten Weigerung der Polizei, die 
Anschlagsserie in Neukölln aufzuklären. Und 
mehr noch: Die Erfahrungen linker Regierun-
gen – wie etwa in Chile 1970 bis 1973 – de-
monstrieren, dass auch Bürokrat*innen in den 
Ministerien alles tun werden, um anti-kapitalis-
tische Politik zu sabotieren.  

Radikale Politik »von unten«  
Im bürgerlichen Staat verdichten sich Kräfte-
verhältnisse also nur innerhalb eines sehr be-
grenzten Rahmens. Lenin sah daher – mit Ver-
weis auf Marx und Engels – die Notwendigkeit, 
den Staat durch eine Rätedemokratie nach 
Modell der Pariser Kommune zu ersetzen. 
Ähnlich stellte Gramsci fest, »daß nach den 
revolutionären Erfahrungen Rußlands, Ungarns 
und Deutschlands der sozialistische Staat sich 
nicht in den Institutionen des kapitalistischen 
Staates verkörpern kann, sondern – verglichen 
mit ihnen, sogar verglichen mit der Geschichte 
des Proletariats – in einer grundlegend neuen 
Schöpfung.«2  Ein Rätesystem hat den Vorteil, 
dass Menschen die Politik, die sie alle betrifft, 
selbst in die Hand nehmen. Georg Lukács 
schrieb dazu:  

»Das Rätesystem versucht eben überall die Ak-
tivität der Menschen mit den allgemeinen Fra-
gen des Staates, der Wirtschaft, der Kultur usw. 
zu verknüpfen, indem es dagegen ankämpft, 
da[ss] die Verwaltung all dieser Fragen das Pri-
vileg einer geschlossenen, vom Gesamtleben 
der Gesellschaft isolierten – bürokratischen – 
Schicht werde.«3  

Sicherlich lässt sich Poulantzas‘ strategisches 
und theoretisches Denken nicht ohne das 
Scheitern der Sowjetunion verstehen. Die 
Bewegungslinke kann ebenfalls von der Rus-
sischen Revolution lernen, sollte dabei aber 

nicht das Kind mit dem berüchtigten Bade aus-
schütten. Zu den Lehren gehört, dass der ka-
pitalistische Staat, mit seinen repressiven und 
bürokratischen Apparaten, kein geeignetes 
Mittel ist, um eine neue Gesellschaftsordnung 
aufzubauen, die wirklich demokratisch ist. Er 
ist ein Hort der Gegenrevolution – genau das 
hat der Stalinismus, der seine Basis in der Bü-
rokratie hatte, bewiesen. Poulantzas vernach-
lässigt diese Erkenntnis, indem er Kämpfe im 
Staat für zentral erklärt, und ignoriert gleich-
zeitig, dass sich die Russische Revolution nicht 
auf den Stalinismus reduzieren lässt: Der »So-
zialismus von unten«  der Bolschewiki war ein 
Versuch echter Selbstbefreiung und mündete 
für kurze Zeit in einem »Fest der Unterdrückten 
und Ausgebeuteten« , wie etwa von John Reed 
oder Victor Serge eindrucksvoll beschrieben. 
 
Marxistische Staatstheorie hilft uns, auf 
Grundlage dieser historischen Erfahrungen, 
die Grenzen des Staates näher zu bestimmen 
und unsere Praxis daran auszurichten. Kämpfe 
außerhalb der Staatsapparate – Bewegungen 
auf der Straße, Streiks, Nachbarschaftsinitia-
tiven – in den Mittelpunkt zu stellen, heißt in-
dessen nicht, Kämpfe im Staat zu vernachläs-
sigen. Die Enteignung von Deutsche Wohnen 
& Co oder ein Ende von Hartz IV wären etwa 
Maßnahmen, die auch über die Parlamente 
erkämpft werden und zur weiteren Radikalisie-
rung breiter Teiler der Gesellschaft beitragen 
können. Reform und Revolution schließen sich 
nicht aus. Nur dürfen wir dabei nicht verges-
sen, dass sich Kräfteverhältnisse sehr be-
grenzt im Staat materialisieren und ein Bruch 
unausweichlich ist. Unsere Strategie kann nur 
auf Selbstbefreiung, also einen Sozialismus 
von unten setzen. ■

                                                          

1 Antonio Gramsci (1999): Gefängnishefte. 
Band 4, Heft 6, §88.
2 Antonio Gramsci (2008): Die Eroberung des Staates
3 Georg Lukács (2003): Lenin. Studie über den 
Zusammenhang seiner Gedanken.
4 Hal Draper (2000): Die zwei Seelen des Sozialismus.
5 Vladimir Lenin (1962): Two Tactics of Social-Democracy in 
the Democratic Revolution. In: Collected Works. Volume 8, 
Kapitel 13.
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Pariser Kommune 1871 
- Gegengift gegen Anpassung bis heute

VON MANUEL KELLNER*

Die 72 Tage der Pariser Kommune waren bis 
zu den Russischen Revolutionen von 1905 und 
1917 für die sozialistische Linke das einzige 
praktische Beispiel für die Art und Weise, wie 
die kapitalistische Klassengesellschaft über-
wunden werden kann. Diese Erfahrung war 
auch entscheidend für die Weiterentwicklung 
der Revolutionskonzeption von Karl Marx und 
Friedrich Engels.** Sie erklärten seitdem, 
dass die Arbeiter*innenklasse nicht die beste-
hende Staatsmaschinerie übernehmen und im 
eigenen Interesse nutzen könne. Stattdessen 
baut sie in einem revolutionären Prozess ein 
alternatives, eigenes Gemeinwesen auf, das 
schon kein Staat im eigentlichen Sinne des 
Wortes mehr ist, sondern von Anfang an den 
Keim des Absterbens jeglicher Herrschaft von 
Menschen über Menschen in sich trägt. 
Nun war das vor über 150 Jahren und unter 
ganz besonderen Umständen geschehen. Und 
doch bleibt die Erfahrung der Pariser Kommu-
ne wichtig bis heute. Karl Marx nannte sie »die 
endlich entdeckte« politische Form, in der 
sich die Emanzipation des Proletariats vollzie-
hen könne. Friedrich Engels bezeichnete sie 
im Rückblick als »Diktatur des Proletariats«. 
Zugleich war sie eine radikale partizipative De-
mokratie, ganz im Gegensatz zu den späteren 
Einparteienherrschaften, die dieses Erbe für 
sich in Anspruch nahmen. Sie war aus freien 
Wahlen hervorgegangen, und in diesem Stadt-
rat waren ganz selbstverständlich mehrere 
politische Strömungen und Parteiungen ver-
treten. Ihre Vorstellung war der Aufbau eines 
landesweiten Gemeinwesens durch die freie 
Assoziation solcher Kommunen. Ihre Vision 
war international und global, weshalb sie den 
Ausländern das Bürgerrecht und damit das ak-
tive und passive Wahlrecht gab. 

»Die Kommune bildete sich aus den durch all-
gemeines Stimmrecht in den verschiedenen Be-

zirken von Paris gewählten Stadträten. Sie wa-
ren verantwortlich und jederzeit absetzbar. Ihre 
Mehrzahl bestand selbstredend aus Arbeitern 
oder anerkannten Vertretern der Arbeiterklas-
se. Die Kommune sollte nicht eine parlamenta-
rische, sondern eine arbeitende Körperschaft 
sein, vollziehend und gesetzgebend zur glei-
chen Zeit. Die Polizei, bisher das Werkzeug 
der Staatsregierung, wurde sofort aller ihrer 
politischen Eigenschaften entkleidet und in 
das verantwortliche und jederzeit absetzbare 
Werkzeug der Kommune verwandelt. Ebenso 
die Beamten aller anderen Verwaltungszweige. 
Von den Mitgliedern der Kommune an abwärts, 
musste der öffentliche Dienst für Arbeiterlohn 
besorgt werden. Die erworbenen Anrechte und 
die Repräsentationsgelder der hohen Staats-
würdenträger verschwanden mit diesen Wür-
denträgern. Die öffentlichen Ämter hörten auf, 
das Privateigentum der Handlanger der Zentral-
regierung zu sein. Nicht nur die städtische Ver-
waltung, sondern die ganze, bisher durch den 
Staat ausgeübte Initiative wurde in die Hände 
der Kommune gelegt.« 
(Karl Marx in MEW Band 17, S. 339) 

Der Gegensatz zum Regelwerk der bürger-
lich-parlamentarischen Demokratien springt 
ins Auge. Verantwortlichkeit und jederzeitige 
Abwählbarkeit der Räte und Beamten ist etwas 
ganz anderes, als »nur seinem Gewissen« ver-
pflichtet zu sein, ohne sich um den Willen der 
eigenen Basis zu scheren. Wobei dieses »Ge-
wissen« in aller Regel dem Fraktionszwang 
untergeordnet – und von den Lobbyisten »sen-
sibilisiert« wird. Im Parlamentarismus sollen 
die Diäten die Abgeordneten »unabhängig« 
machen. Was für eine Augenwischerei! Geld 
ist die real gewordene Fiktion des Unendli-
chen; es steht für alle denkbaren Waren und 
Dienstleistungen; man kann daher davon nie 
genug haben. In einer sozialistischen Rätede-
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mokratie hingegen ist Abgeordneten, die ihr 
Mandat verlieren, die Wiedereinstellung im 
ursprünglichen Beruf garantiert. Aber wenn 
der gewählte Rat gesetzgebende und vollzie-
hende Gewalt zugleich ist, was ist dann mit 
der Gewaltenteilung? Natürlich sind Linke für 
eine unabhängige Justiz, die nach geschriebe-
nem Recht urteilt. Aber Richter*innen fallen 
nicht vom Himmel. Auch sie müssen gewählt 
werden und ihrer Wählerschaft verantwortlich 
sein. Im Parlamentarismus erleben wir immer 
wieder aufs Neue, wie die Exekutive die Le-
gislative mehr und mehr zu ihrem Anhängsel 
macht. Entscheidend ist, dass die Wählerinnen 
und Wähler ihre Souveränität mit dem Akt der 
Wahl nicht aufgeben, sondern weiterhin der 
wirkliche Souverän bleiben. 

Die parlamentarische Demokratie ist eine 
mehr oder minder verschleierte Herrschafts-
form des Kapitals. Solange das Kapital seine 
Herrschaft nicht akut bedroht sieht, ist sie für 
das Bürgertum die flexibelste und angenehms-
te Herrschaftsform. Der Preis, der dafür ent-
richtet werden muss, ist die Teilhabe breiter 
kleinbürgerlicher Schichten an der Verwaltung 
der öffentlichen Angelegenheiten, einschließ-
lich des führenden Personals der Arbeiter*in-
nenbewegung. Für die abhängig Beschäftigten 
und Unterdrückten bietet sie mit den gege-
benen demokratischen Rechten mehr oder 
weniger entwickelte Bewegungsfreiheit, um 
ihre eigenen Interessen zu artikulieren und 
zur Geltung zu bringen. Die staatstragenden 
Parteien müssen sich als Sachwalter*innen 
des klassenübergreifenden Gemeinwohls dar-
stellen, um sich wenigstens der mürrischen 
Duldung durch die Mehrheit der Bevölkerung 
zu versichern. Die Fähigkeit dazu erodiert seit 
geraumer Zeit. 

Zugleich verfügt dieses System über sehr 
wirksame Mittel der Anpassung. Wie viele 
»Radikale« sind im Parlament schon als Tiger 
gesprungen und als Bettvorleger gelandet! Ein 
hübsches Beispiel ist Wolfgang Roth von der 
SPD, der als Juso-Chef wild antikapitalistisch 
war, als Wirtschaftsminister nicht mehr und 
später von sich sagte: »Früher glaubte ich, die 
beste Gesellschaftsform wäre der Sozialismus, 
heute weiß ich: die beste Gesellschaftsform ist 
die GmbH & Co. KG.« Aber auch zahllose ein-

fache Abgeordnete, bis hinunter zu den Stadt-
räten, die ursprünglich »den Laden von innen 
her« aufmischen wollten, wandeln sich immer 
wieder rasch zu loyalen Sachwaltern des herr-
schenden kapitalistischen Systems. 

Rosa Luxemburg meinte: »Worin sich die so-
zialistische Politik von der bürgerlichen unter-
scheidet, ist der Umstand, dass die Sozialisten 
als Gegner der gesamten bestehenden Ordnung 
im bürgerlichen Parlament grundsätzlich auf die 
Opposition angewiesen sind. Die vornehmste 
Aufgabe der parlamentarischen Tätigkeit der 
Sozialisten, die Aufklärung der Arbeiterklasse, 
findet vor allem in der Kritik der herrschenden 
Politik ihre Lösung. Allein, weit entfernt, prak-
tische, handgreifliche Erfolge, unmittelbare Re-
formen fortschrittlichen Charakters unmöglich 
zu machen, ist die grundsätzliche Opposition 
vielmehr für jede Minderheitspartei im Allge-
meinen, besonders aber für die sozialistische, 
das einzige wirksame Mittel, praktische Erfolge 
zu erzielen.« (GW S. 32) 

Was aber, wenn die sozialistischen Kräfte 
Mehrheiten erobern können? Rosa Luxemburg 
sah die Gemeinderäte, die kommunale Selbst-
verwaltung, als potenzielles Gegengewicht ge-
gen die Zentralregierungen, wenn sie norma-
lerweise auch von bürgerlichen Kräften zum 
Teil der bürgerlichen Herrschaft gemacht wer-
den. Luxemburg empfiehlt folgende Haltung in 
den Stadträten: »Solange sie (die Sozialisten) 
in der Minderheit sind, machen sie genau in 
derselben Weise Opposition zur Richtschnur 
ihres Verhaltens wie im Parlament. Werden 
sie aber zur Mehrheit, dann verwandeln sie die 
Gemeinde selbst in ein Kampfmittel gegen die 
bürgerliche Zentralgewalt.« (GW S. 63) 

Dies gilt allerdings nicht einfach für die Zent-
ralregierung – hier wirken andere Ziehkräfte. 
Auch steht fest: Die Selbstbefreiung von unten 
kann nicht stellvertretend von oben durchge-
führt werden, während aber die radikale Be-
seitigung der bürgerlichen Klassenherrschaft 
und der profitorientierten kapitalistischen 
Wirtschaftsweise die einzige Möglichkeit ist, 
einen ausreichenden Rest an natürlichen Le-
bensgrundlagen zu erhalten. 
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Stellvertreterpolitik hat viele Gesichter. Schein-
bar so entlegene Praktiken wie terroristische 
Attentate oder parlamentarische Selbstherr-
lichkeit gehören dazu. Die relative Passivität 
der Masse ist immer die Ausrede, auf die sich 
die Stellvertreter*innen berufen. In Erinnerung 
an die Pariser Kommune ist jedoch die her-
ausragende Aufgabe aller Revolutionär*innen, 
egal ob sie Gewerkschaftsverantwortliche, 
Wissenschaftler*innen, Abgeordnete oder 
sonst was sind, die solidarische Eigenaktivität 
und Selbstorganisation derer mit allen Mitteln 
zu fördern, die bislang hauptsächlich erlei-
dende Objekte von Geschäftsleitungen, Ver-
waltungen und politischem Führungspersonal 
sind. 

Solange wir uns im Rahmen kapitalistischer 
Verhältnisse bewegen und die bürgerliche 
Herrschaft in ihrer parlamentarisch-demokrati-
schen Form nicht in der Praxis in Frage gestellt 
wird, haben die Wähler*innen keine Kontrolle 
über ihre Gewählten. Am besten wäre dann 
die Verpflichtung von linken Abgeordneten auf 
den Auftrag und die Beschlüsse ihrer linken 
Partei – sowohl in Hinblick auf die Inhalte, die 

sie vertreten, als auch auf ihre Bereitschaft, 
auf materielle Privilegien zu verzichten. Natür-
lich: wenn diese Partei die bestehende Ord-
nung gar nicht umwälzen, sondern mitgestal-
ten will, dann werden die Dinge komplizierter. 
Immerhin kann an sozialistisch-revolutionär 
gesonnene linke Abgeordnete die Anforderung 
gestellt werden, in enger Tuchfühlung mit der 
Basis vor Ort, mit den fortschrittlichen sozia-
len Bewegungen und den eigenen Gesinnungs-
genoss*innen zu handeln. ■
                                                          

* Manuel Kellner ist Mitglied der IG Metall, der Partei Die Lin-
ke, der Internationalen Sozialistischen Organisation (ISO) und 
Redakteur der Sozialistischen Zeitung (SoZ) 

** Die beiden wichtigsten Texte hierzu sind von Karl Marx 
»Der Bürgerkrieg in Frankreich. Adresse des Generalrats der 
Internationalen Arbeiterassoziation« von 1871, MEW Band 
17, S. 313ff und die zwanzig Jahre später von Friedrich Engels 
verfasste Einleitung dazu, MEW Band 17, S. 615ff
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Romane  

Victor Serge: Die große Ernüchterung: Der Fall 
Tulajew (2012) 
Victor Serge schrieb den Roman Die große 
Ernüchterung im Kontext des stalinistischen 
Terrors der 1930er Jahre: Die Ermordung von 
Oberst Tulajew wird zum Ausgangspunkt für 
eine großangelegte Säuberungswelle. Serge 
erzählt die Folgen, stets spannend wie in einem 
Krimi, aus der Sicht verschiedener Menschen 
– wovon einige selbst Teil des autoritären Sys-
tems sind. Serge erlebte die Oktoberrevolution 
1917 als Anarchosyndikalist mit, behielt aber 
im Gegensatz zu seinen Mitstreiter*innen ein 
differenziertes Bild von den Bolschewiki. In 
seinem Bericht Year One of the Russian Revo-
lution (2015), der leider noch immer nicht ins 
Deutsche übersetzt ist, beschreibt er seine Er-
lebnisse und was es bedeutet, eine Revolution 
zu machen.      

Chris Mullin: A very British Coup (1982) 
Der Stahlarbeiter Harry Perkins führt die briti-
sche Labour Party zum Wahlsieg und beginnt, 
das Land umzukrempeln. Was folgt, ist erbit-
terter Widerstand – durch die Massenmedien, 
aus dem Staat heraus sowie von internationa-
len Akteur*innen. Kann sich Labour trotzdem 
durchsetzen? Für diejenigen, die lieber Serien 
schauen, gibt es auch eine Verfilmung unter 
gleichem Namen (1988).   

Alaa al-Aswani: Die Republik 
der Träumer (2021) 
Die Ägyptische Revolution von 2011 wird in 
der europäischen Linken viel zu wenig disku-
tiert – ist sie doch eines der wichtigsten Ereig-
nisse des noch jungen Jahrhunderts. In seinem 
Roman Die Republik der Träumer beschäftigt 
sich Alla al-Aswani vorwiegend mit der Kon-

terrevolution – den Militärspitzen und dem 
Sicherheitsapparat – nach 2013, vergisst da-
bei aber nicht klarzustellen, welche enormen 
Hoffnungen die Bevölkerung mit der Revoluti-
on verband.   

Geschichte und aktuelle Fallbeispiele  

Chris Harman: Die verlorene Revolution. 
Deutschland 1918-1923 (1998) 
Was oft vergessen wird: Auch Deutschland 
erlebte Massenaufstände und eine sozialisti-
sche Revolution. Chris Harman setzt sich mit 
ihrem Scheitern auseinander – nicht zuletzt, 
so eine seiner Thesen, weil das Scheitern der 
Revolution in Deutschland in direktem Zusam-
menhang mit der Konterrevolution in Russland 
stand. In Der kurze Frühling der Räterepublik 
(Unrast, 2018) ergänzt Simon Schaupp durch 
einen ausführlichen Einblick in die Bayrische 
Räterepublik. 

Dokumentation: Die Schlacht um Chile (1975) 
Der Regierungsantritt von Salvador Allende in 
Chile ist wohl eines der besten Beispiele, um 
zu begreifen, was mit rebellischem Regieren 
gemeint sein kann. Die dreiteilige Dokumenta-
tion ist langatmig, gibt aber einen eindrucks-
vollen Einblick in das Erleben der Bevölkerung 
zwischen radikalen Reformen, Revolution und 
Konterrevolution. Die Reihe ist unter anderem 
auf Youtube frei verfügbar. 

Debatte(n) zur Jahrhundertwende  
Ende 1990er Jahre/Anfang 2000: Die Sowje-
tunion war untergegangen und damit fiel für 
einige Linke ein entscheidender Orientierungs-
punkt abrupt weg; andere sprachen schon lan-
ge von der Krise des Marxismus. Dann kamen 
die Massenbewegungen gegen neoliberale 

Tipps zum Vertiefen
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Wie wir in der Einleitung angekündigt haben, können wir viele Themen nur anreißen. Zum Weiter-
lesen (- und schauen!) haben wir noch ein paar Tipps aufbereitet, um einen breiten Einblick in die 
Themen Parlamentarismus, Regieren, und Staat aus verschiedenen theoretischen Blickwinkeln zu 
ermöglichen. Teilweise lässt sich die Literatur noch im Buchhandel bestellen, teilweise findet sie 
sich online oder in den gängigen Antiquariaten (Booklooker, Abebooks, etc.).    
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Globalisierung und neu-
er Antimilitarismus als 
Antwort auf neue Kriege 
auf. Wie die Lage einord-
nen? Wie weitermachen? 
In Unterhaltungen über 
den Sozialismus nach 
seinem Verschwinden 
(2002) diskutieren dies 
eine Reihe deutschspra-
chiger Linker aus unter-
schiedlichen politischen 
Traditionen, darunter 
etwa Frigga Haug oder Frank Deppe. Ähnliche 
Fragen versuchen Pietro Ingrao und Rossana 
Rossanda in Verabredungen zum Jahrhundert- 
ende (1996) zu beantworten. Beide waren 
wesentliche Intellektuelle des italienischen 
Eurokommunismus. In Ein antikapitalistisches 
Manifest (2004) gibt Alex Callinicos – nach 
Revenge of History (1991) zum Untergang der 
Sowjetunion – eine revolutionäre Antwort.    

Alex Callinicos & Stathis Kouvelakis: Syriza and 
Socialist Strategy (Debatte, 2015) 
Heute wissen wir: Das griechische Experi-
ment ist gescheitert. Anfang 2015 nahmen 
die Marxisten Alex Callinicos und Stathis 
Kouvelakis den erdrutschartigen Wahlsieg der 
Partei Syriza zum Anlass, um konkret über die 
Möglichkeiten linker Strategien im Staat zu 
diskutieren. Ersterer aus einer leninistischen 
Perspektive, letzterer aus einer poulantziani-
schen. Eine Aufzeichnung der Debatte findet 
sich online, unter anderem auf der Website 
des International Socialism Journal. 

Paul Glier: Was bringt es, wenn Linke mitregie-
ren? Erfahrungen aus acht Jahrzehnten. Gedan-
ken zur Neuorientierung (2018) 
In seiner beeindrucken Studie untersucht 
Glier neunzehn Regierungsbeteiligungen lin-
ker Parteien in Europa über die letzten acht-
zig Jahre. In der Auswertung glaubt er nicht, 
dass eine Regierungsbeteiligung die Möglich-
keit eröffnet, grundlegenden Einfluss auf die 
gesellschaftlichen Verhältnisse auszuüben. Er 
analysiert, welche Spuren die bisherigen Re-
gierungsbeteiligungen hinterließen und welche 
Alternativen der Linken offenstehen. Harald 
Wolf wertet in (Nicht)Regieren ist auch keine 
Lösung (2021) ähnlich umfassend die Regie-

rungserfahrungen der europäischen Linken 
aus und kommt – wie der Titel erahnen lässt 
– zu einem anderen Ergebnis.  

Thies Gleiss, Inge Höger, Lucy Redler und 
Sascha Stanicic (Hrsg.): Nach Goldschätzen 
graben, Regenwürmer finden: Die Linke und das 
Regieren (2016) 
Autor*innen der deutschen und internationa-
len Linken – inklusive der Bewegungslinken 
– beleuchten Fragen nach Parlamentarismus 
und Regieren. Dabei analysieren sie zahlrei-
che historische und aktuelle Beispiele; von 
der Russischen Revolution 1917 über die Er-
fahrungen von Labour in Liverpool Mitte der 
1980er bis zur LINKEN in Thüringen. 

Aaron Tauss & Raul Zelik (Hrsg.): Andere mög-
liche Welten. Krise, Linksregierungen, populare 
Bewegungen – eine europäisch-lateinamerika-
nische Debatte (2013) 
Im Sammelband von Aaron Tauss und Raul 
Zelik diskutieren lateinamerikanische und 
deutschsprachige Linke über das Verhältnis 
von Regierung und sozialen Bewegungen so-
wie über Alternativen zum bürgerlichen Staat. 
Ähnlich werten Decio Machado und Raúl Zi-
bechi in Die Macht ergreifen, um die Welt zu 
verändern? (2019) die lateinamerikanischen 
Erfahrungen mit Linksregierungen aus. 

Mike Gonzalez & Houman Barekat (Hrsg.): Arms 
and the People. Popular Movements and the 
Military from the Paris Commune to the Arab 
Spring (2013) 
Wenn es um linke Strategien im Staat geht, 
wird sein Kern, die Sicherheitsapparate, häu-
fig ausgeblendet – zumindest was Diskussio-
nen im globalen Norden angeht. Das von Mike 
Gonzalez und Houman Barekat herausgegebe-
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ne Werk ist eine Ausnahme. Die einzelnen Bei-
träge studieren das Verhältnis von revolutionä-
ren Bewegungen und Militär beispielsweise zur 
Zeit der Pariser Kommune 1871, im Spanien 
zu Beginn des Bürgerkriegs, in Chile unter 
Salvador Allende, in der US-Armee in Vietnam 
oder in Ägypten 2011. 

 
Staatstheorie  

Der Klassische Marxismus 
Zum klassischen Marxismus zählt eine Vielzahl 
der Mitglieder der Zweiten und frühen Dritten 
Internationalen. Aus staatstheoretischer Sicht 
stechen Rosa Luxemburg und Lenin hervor. In 
Eine taktische Frage (online, 1899) setzt sich 
Luxemburg mit Klassenkampf und Linksregie-
rungen auseinander; in Die sozialistische Krise 
in Frankreich (online, 1901) wird sie nochmal 
konkreter im Kontext des Eintritts der franzö-
sischen Linken in eine bürgerliche Regierung. 
Das wohl bekannteste Werk hat Lenin mit 
Staat und Revolution (online, 1917) geschrie-
ben. Hierin kritisiert er den bürgerlichen Staat 
auf Basis von Marx und Engels und setzt sich 
nicht nur dafür ein, den Staat zu zerschlagen, 
sondern auch Demokratie radikal auszudeh-
nen: In Form eines Rätesystems. Lenin grenzte 
sich damit nicht zuletzt vom reformorientier-
ten Weg Karl Kautskys (Der Weg zur Macht, 
1909) ab.  

Johannes Agnoli: Die Transformation 
der Demokratie (1967) 
Die Transformation der Demokratie zählt wohl 
zu den einflussreichsten staatstheoretischen 
Beiträgen aus Deutschland. Im Gegensatz zu 
einigen Vertretern der Frankfurter Schule geht 
Agnoli von der fortgesetzten Bedeutung des 
Klassengegensatzes im Kapitalismus aus. Der 
bundesrepublikanische Staat nach dem Zwei-
ten Weltkrieg ist zwar liberaldemokratisch, 
dies bedeutet aber nicht, dass die Beherrsch-
ten Spielräume haben, ihre Forderungen – 
etwa im Parlament – auszudrücken. Agnoli 
wurde zum Wortgeber der Außerparlamentari-
schen Opposition.  

Nicos Poulantzas: Staatstheorie. Politischer 
Überbau, Ideologie, Autoritärer Etatismus 

(2002) 
Nicos Poulantzas setzte sich lange mit dem 
kapitalistischen Staat auseinander und veröf-
fentlichte 1978 sein letztes Buch zur marxis-
tischen Staatstheorie. Die zentrale Einsicht 
besteht darin, dass der Staat als eine soziale 
Beziehung zu begreifen ist; dass sich Klassen-
verhältnisse in den Staat einschreiben und 
damit auch potentielle Räume für linke Politik 
offenstehen. Die Ansicht blieb natürlich nicht 
unwidersprochen. Aus klassisch leninistischer 
Sicht argumentierte beispielsweise Henri We-
ber (The State and the Transition to Socialism in 
The Poulantzas Reader, 2008) gegen die Mög-
lichkeit, mit dem Staat in eine post-kapitalisti-
sche Gesellschaft zu kommen.   

Joachim Hirsch: Materialistische Staatstheorie. 
Transformationsprozesse des kapitalistischen 
Staatensystems (2005) 
Ein Grundlagenwerk aus der deutschen Linken, 
welches Poulantzas mit der Staatsableitungs-
debatte verbindet und auch den konkreten 
Staat und seine Transformation im neolibera-
len Kapitalismus analysiert. Diverse Beiträge 
zur Staatsableitung finden sich in den früheren 
Ausgaben der Prokla. In der internationalen 
Linken vertritt John Holloway (Die Welt verän-
dern, ohne die Macht zu übernehmen, 2018) 
einen ähnlichen, wenn auch stärker post-au-
tonom geprägten Ansatz. Colin Barker bietet 
eine Kritik (A Note on the Theory of Capitalist 
States, online), die beide Ansätze – und nicht 
zuletzt auch den von Poulantzas – angreift: Sie 
lassen die Zwänge durch das internationale 
Staatensystem unbeachtet.   

Laura Roth, Irene Zugasti und Alejandra de 
Diego Baciero: Die Politik hier und heute femi-
nistischer machen! Diskussionen und Tools der 
munizipalistischen Bewegung (2020) 
Diese Publikation bietet Einblicke in die Pro-
zesse, Erfahrungen und Diskussionen der fe-
ministischen Bewegung und stellt zahlreiche 
praxiserprobte Werkzeuge vor, die aus der mu-
nizipalistischen Erfahrung gewonnen wurden. 
Dabei geht es um Praxen, Politik zu demo-
kratisieren und den Feminismus ins Zentrum 
zu rücken. Auf der Website der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung verfügbar. ■
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